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STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhängige
und ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kom-
munal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie
führt kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunal-
recht und Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat
sich als Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der
kommunalen Welt einen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift Städte- und

Gemeinderat ist das offizielle Organ des Städte- und Ge-
meindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenverband
kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsentiert
dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 86 
Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

Städte- und Gemeinderat enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält Städte- und Gemeinderat Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält so-
mit einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit Städte- und Gemeinderat sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW,
Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf

Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-292

Ja, ich möchte Städte- und Gemeinderat kennenlernen! Bitte senden Sie mir die

nächsten drei Aus gaben zum Vorzugspreis von nur € 10,25 (inkl. MwSt. und Versand).

Die Lie ferung  endet mit Zustellung des dritten Heftes und geht nicht automatisch in

ein Jahres abonnement über.

Ja, ich kenne Städte- und Gemeinderat bereits und möchte die Zeitschrift (10 Ausgaben)

im günstigen Jahresabonnement bestellen.

gedruckt (€ 78,- inkl. MwSt. und Versand)

elektronisch als Lese-PDF (€ 49,- inkl. MwSt. und Versand)

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell coupons 
schriftlich bei Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf,
widerrufen. Rechtzeitige Absendung genügt!
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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

Es sprudelt reichlich
Kaum ein Stoff ist so einfach aufgebaut wie Wasser: ein Teil

Sauerstoff, zwei Teile Wasserstoff. Und kaum ein Stoff ist so

essentiell für alles organische Leben. Menschen sind darauf

angewiesen. Daher spielt die Verfügbarkeit von Wasser 

seit Urzeiten eine zentrale Rolle bei der Entstehung von

Siedlungen und der Entwicklung von Gemeinschaften.

In der modernen, städtisch geprägten Welt ist die 

Bereitstellung von Trinkwasser eine komplexe technische

Aufgabe. Ein paar Brunnen hier oder ein paar Quellen dort

reichen nicht aus. Wasser muss gesammelt, unter Umständen

aufbereitet und weiterverteilt werden. Das Letztere 

mancherorts über viele Kilometer hinweg. 

Gutes Trinkwasser ist der Schlüssel zum gesunden Leben.

Zwar liegen Epidemien durch verseuchtes Wasser hierzulande

mehr als hundert Jahre zurück. In manchen Teilen der Erde,

besonders in Krisengebieten, ist diese Gefahr aber noch heute

ganz real. Deshalb war es richtig, die Wasserversorgung der

öffentlichen Hand zu übertragen. Nur diese gewährleistet,

dass jederzeit einwandfreies Wasser zur Verfügung steht -

und zwar für alle und zu erschwinglichen Preisen.

Hohe Ansprüche an die Wasserversorgung wirken sich 

insgesamt positiv auf den Zustand der Umwelt aus. Denn

um Grundwasser, Flüsse und Seen rein zu halten, müssen

bereits im Vorfeld vielfältige Anstrengungen unternommen

werden. Die Landwirtschaft muss sich zurückhalten, damit

nicht zu viel Nitrat in den Wasserkreislauf gerät - nach wie

vor ein Problem. Auch Industrie und Bergbau müssen ihren

Schadstoffausstoß reduzieren. Denn die Beseitigung 

unterirdischer Kloaken - Beispiel „Kerosinsee“ auf dem 

Gebiet der Stadt Wesseling - verursacht immense Kosten.  

All dies sind triftige Gründe, die Wasserversorgung in 

kommunaler Hand zu belassen. Eine Privatisierung - wie von

manchen auf EU-Ebene gefordert - brächte keine Vorteile,

aber viele Gefahren: höhere Preise, , schlechtere Qualität, 

geringere Versorgungssicherheit. Das Argument, kleine 

Gemeinden seien mit der Aufgabe „Wasserversorgung“

überfordert, ist durch die Praxis längst widerlegt. Viele 

Kommunen schließen sich überdies bei der Wasserversorgung

zusammen, wenn es geografisch sinnvoll ist. 

Eine zuverlässige Wasserversorgung ist heute nicht mehr

selbstverständlich. In vielen Teilen der Erde drohen Konflikte

wegen Wasserknappheit oder sind längst ausgebrochen. 

Wir in Nordrhein-Westfalen können auf ausreichende 

Wasservorräte zurückgreifen. Diesen Standortvorteil, um

den uns viele beneiden, gilt es zu schützen. 

EDITORIAL
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BÜCHER UND MEDIEN / INHALT

Stadtwerke und 
Bürgerbeteiligung
Energieprojekte gemeinsam umsetzen, hrsg. v.
Verband kommunaler Unternehmen, Deutscher
Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund
mit Agentur für Erneuerbare Energien, Deutscher
Kreditbank AG und Kanzlei Bredow Valentin Herz,
A 4, 76 S., im Internet herunterzuladen oder zu
bestellen unter www.vku.de 

Die Novelle des Erneuerbare-Energien-Geset-
zes und die Einführung von Ausschreibungs-

modellen zur Förderung erneuerbarer Energien stellen alle Akteure,
allen voran Bürger/innen, vor neue Herausforderungen. Damit sie
weiterhin an der Energiewende teilhaben können, wird die Zusam-
menarbeit mit Partnern immer wichtiger. Die Broschüre gibt einen
Einblick in bestehende Bürgerbeteiligungsmodelle. Dabei stehen
rechtliche, organisatorische und finanzielle Anforderungen an die
Zusammenarbeit von Bürgerschaft und Stadtwerken im Fokus.

Verfassungsschutz-
Bericht 2015 des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Hrsg. v. NRW-Ministerium für Inneres und Kom-
munales, A 5, 263 S., im Internet zu bestellen
oder herunterzuladen unter www.mik.nrw.de 

Die Gewalt von links und rechts in NRW
hat zugenommen. Während die Anzahl der
politisch rechtsorientierten Straftaten von 3.276 im Jahr 2014 auf
4.420 im Jahr 2015 deutlich gestiegen ist, hat sich die Zahl der poli-
tisch linksmotivierten Straftaten von 1.178 auf 2.063 fast verdoppelt.
Obwohl 2015 weniger Straftaten ausländischer Extremisten und Isla-
misten gezählt wurden als ein Jahr zuvor, kann auch hier keine Ent-
warnung gegeben werden. So stieg die Anzahl der Salafisten in NRW
um 600 auf 2.500 an. 

Industriekultur 2.16
Hrsg. v. d. Landschaftsverbänden Westfalen-Lippe
und Rheinland, A 4, 50 S. 6,95 Euro, ISSN 0949-
3751, Jahres-Abo mit 4 Ausgaben 26 Euro, kos-
tenloses Probeheft zu best. über E-Mail an info@
klartext-verlag.de oder telefonisch unter 
0201-862060, Deutscher Gemeindeverlag, ISBN
3-555-01746-4

Die Zeitschrift stellt Orte, Objekte und Land-
schaften des Industriezeitalters vor, wobei je-
de Ausgabe einem Schwerpunkt gewidmet

ist. Die Ausgabe 2.16 zum Thema „Industrielle Kulturlandschaften“
stellt vor dem Hintergrund des Welterbethemas im Ruhrgebiet vor al-
lem Industrieregionen im europäischen Ausland vor. Daneben gibt es
eine Vielzahl weiterer Beiträge, Regionalnachrichten und Lesetipps.
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NACHRICHTEN

Fortführung der REGIONALE bis zum
Jahr 2025
Die REGIONALEN gehen weiter. Das NRW-Landeskabinett hat be-
schlossen, das Strukturförderungsprogramm fortzuführen. Die
entsprechende Ausschreibung ist bereits im Ministerialblatt ver-
öffentlicht. Damit wird auch in den Jahren 2022 und 2025 eine
REGIONALE in Nordrhein-Westfalen stattfinden. Kommunen,
aber auch Unternehmen, Vereinen sowie bürgerschaftlichen Ini-
tiativen bietet sich damit die Gelegenheit, sich als Region zu or-
ganisieren und regionale Entwicklungsstrategien zu erarbeiten.
Sie haben nun bis Ende 2016 Zeit, sich um die Ausrichtung der RE-
GIONALEN zu bewerben. Gegenwärtig läuft das Präsentations-
jahr der REGIONALE 2016 „ZukunftsLAND“ im westlichen Müns-
terland. 

NRW-Ort unter Siegern bei „Unser
Dorf hat Zukunft“
Hoetmar ist „Bundesgolddorf“. Der Ortsteil der Stadt Warendorf
wurde als eines von zehn Dörfern beim Wettbewerb „Unser Dorf
hat Zukunft“ mit einer Goldmedaille ausgezeichnet. Insgesamt
hatten es sieben NRW-Dörfer ins Finale geschafft. Silbermedaillen
gingen an die Ortsteile Achterhock der Stadt Kevelaer, Benroth der
Gemeinde Nümbrecht, Holzhausen der Gemeinde Burbach, Loi-
kum der Stadt Hamminkelnund Ruppichteroth-Ort der Gemeinde
Ruppichteroth. Mit Bronze ausgezeichnet wurde der Ortsteil Hage-
dorn der Stadt Steinheim. An der 25. Auflage des Bundeswettbe-
werbs hatten sich mehr als 2.400 Dörfer aus ganz Deutschland be-
teiligt. 33 hatten sich für die Endrunde auf Bundesebene qualifi-
ziert.

Stärkster Anstieg der NRW-
Einwohnerzahl seit 25 Jahren 
Die Einwohnerzahl von Nordrhein-Westfalen ist weiter ange-
stiegen. Wie das statistische Landesamt Information und Tech-
nik NRW mitteilte, lebten Ende 2015 insgesamt 17.865.516 Men-
schen im größten Bundesland. Das waren 227.418 oder 1,3 Pro-
zent mehr als am 31. Dezember 2014. Einen höheren Anstieg der
Bevölkerungszahl im Jahresvergleich hatte es den Angaben zu-
folge zuletzt im Jahr 1990 mit einem Anstieg von 246.063 Ein-
wohner(inne)n gegeben. Die größte Stadt in Nordrhein-Westfa-
len und viertgrößte Stadt Deutschlands ist nach wie vor Köln
mit 1.060.582 Einwohner(inne)n. Auf den weiteren Plätzen fol-
gen Düsseldorf mit 612.178, Dortmund mit 586.181 und Essen mit
582.624 Menschen. Kleinste Gemeinde im Lande bleibt Dahlem
im Kreis Euskirchen mit 4.236 Einwohner(inne)n. 

Erster Spatenstich zum Bau der 
neuen Lippedeiche
Mit einem symbolischen ersten Spatenstich hat der Neubau der
Lippedeiche in den StädtenHaltern und Marl begonnen. NRW-Mi-
nisterpräsidentin Hannelore Kraft, der Verbandsratsvorsitzende
des Lippeverbandes und Halterner Bürgermeister Bodo Klimpel,
der verantwortliche Servicebereichsleiter der RAG AG, Stefan Ha-

ger, und der Vorstandsvorsitzende des Lippeverbandes, Dr. Uli Pa-
etzel, gaben am 10. August 2016 den Startschuss für das „HaLiMa“-
Projekt. In siebeneinhalb Jahren Bauzeit sollen rund 3,2 Mio. Kubik-
meter Sand, Kies und Oberboden bewegt, 5,6 Kilometer Deiche neu
gebaut und 800 Meter vorhandene Deiche zu „Drei-Zonen-Dei-
chen“ umgebaut werden. Zudem werden zwei Entwässerungs-
pumpwerke errichtet. Die Kosten von 95 Mio. Euro tragen das Land
NRW zu einem Drittel und die RAG AG zu zwei Drittel.

Sieger im Wettbewerb der Naturparke 
Die Naturparke Rheinland und Sauerland-Rothaargebirge sind die
Gewinner des NRW-Landeswettbewerbs Naturpark.2018.Nord-
rhein-Westfalen und können nun mit jeweils rund 300.000 Euro
für ihre eingereichten Projekte rechnen. Der Naturpark Rheinland
will mit dem Projekt „Heimatland: Rheinland“ die Themen „regio-
naltypische Nahrungsmittel“ und „Zuwanderung“ miteinander
verbinden. Der noch junge Naturpark Sauerland-Rothaargebirge
verfolgt das Ziel, als „Mitmach-Naturpark“ regionale „Naturjuwe-
len“ zu identifizieren und mit infrastrukturellen und biotopsi-
chernden Maßnahmen weiterzuentwickeln. Ebenfalls gefördert
werden Projekte der Naturparke Teutoburger Wald/Eggegebirge,
Hohe Mark-Westmünsterland, Nordeifel, Diemelsee, Bergisches
Land und Siebengebirge.

Weitere Pilotkommunen im 
Flächenpool NRW
Die Städte Aachen, Bad Oeynhausen, Eschweiler, Gelsenkirchen,
Goch,Radevormwald,Versmold,Wermelskirchen,Werneund Wit-
ten sowie die Gemeinde Kall sind in das Landesprogramm Flä-
chenpool NRW aufgenommen worden. Mit der Landesinitiative
werden Kommunen dabei unterstützt, brach liegende oder wenig
genutzte Siedlungsflächen für Wohnbebauung oder Gewerbean-
siedlung zu reaktivieren. Der Flächenpool NRW leistet dabei eine
umfassende Sachaufklärung zu Standorteigenschaften und Eigen-
tümerinteressen. Seit dem Start des Programms im Jahr 2014 ha-
ben bereits 33 Städte und Gemeinden in NRW mit 146 Standorten
von dem Programm zur Minderung des Flächenverbrauchs profi-
tiert. 

Landesmittel für Neubauten an der
Hochschule Bonn-Rhein-Sieg
Die Hochschule Bonn-Rhein-Sieg ist auf Wachstumskurs. In den
Städten Rheinbach und Sankt Augustin errichtet die Hochschule
neue Gebäude. Das Land NRW investiert dort 36 Mio. Euro - davon
15 Mio. Euro für den Standort Sankt Augustin und elf Mio. Euro für
den Standort Rheinbach. Hinzu kommen die Kosten für die Erstein-
richtung und den Erwerb eines Grundstücks in Sankt Augustin. Das
neue Gebäude am Campus Rheinbach ist vor allem für Forschungs-
labore der Naturwissenschaften, für den Fachbereich Wirtschafts-
wissenschaften sowie für gemeinschaftliche Vorhaben in Koope-
ration mit der Industrie gedacht. Die Erweiterung in Sankt Augus-
tin wird künftig besonders vom Fachbereich Wirtschaftswissen-
schaften, von der BusinessCampus GmbH und der Hochschulver-
waltung genutzt. 
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Neu hinzugekommen ist die am 03.05.2016
in Kraft getretene Verordnung zur Bestim-
mung kritischer Infrastrukturen nach dem
BSI-Gesetz4 (BSI-Kritisverordnung - BSI-Kri-
tisV). Hiernach haben Wasserversorgungs-
unternehmen ab einer Wassergewinnungs-
oder -versorgungsmenge von 22 Mio. Ku-
bikmeter pro Jahr zu prüfen, wie sie die öf-
fentliche Wasserversorgungseinrichtung
unter anderem vor dem Zugriff Unbefugter
schützen können.5 Hierzu gibt es eine Hil-

Bundes- und Landesgesetze bestimmen die Kommunen zu 
Verantwortlichen der örtlichen Wasserversorgung, wobei diese die
technische Umsetzung an externe Unternehmen abgeben können

festellung des Bundesamtes für Bevölke-
rungsschutz und Katstrophenhilfe.6

Trinkwasser-Verordnung Die TrinkwV
setzt die EU-Richtlinie 98/83/EG über die
Qualität von Wasser für den menschlichen
Gebrauch in deutsches Recht um. Sie knüpft
an das Bundes-Infektionsschutzgesetz (IfSG)
an. Dort ist bestimmt, dass Wasser für den
menschlichen Gebrauch so beschaffen sein
muss, dass durch seinen Genuss oder Ge-
brauch eine Schädigung der menschlichen
Gesundheit, insbesondere durch Krankheits-
erreger, nicht zu befürchten ist (§ 37 Abs. 1
IfSG). § 4 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 TrinkwV be-
stimmt grundsätzlich, dass Wasser für den
menschlichen Gebrauch frei von Krankheits-

Kommunale Wasserversorgung und neues LWG NRW

Regeln für´s Nass  
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DER AUTOR
Dr. jur. Peter Queitsch
ist Hauptreferent für
Umweltrecht im 
Städte- und Gemeinde-
bund NRW e.V. 

ie Wasserversorgung ist eine Aufgabe
der öffentlichen Grundversorgung der

Stadt oder Gemeinde. Dies ergibt sich aus §
50 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) des
Bundes in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Lan-
deswassergesetz (LWG) NRW. Ihr Vorteil
liegt darin, dass sie ortsbezogen und kun-
dennah ist. Hinzu kommt, dass der Grund-
satz „Nutzung ortsnaher Wasservorkom-
men“ bewirkt (§ 50 Abs. 2 WHG), dass diese
auch geschützt werden, weil sie der Grund-
pfeiler der öffentlichen Wasserversorgung
sind. 
Rechtsvorschriften zur öffentlichen Wasser-
versorgung finden sich in den §§ 50 bis 53
WHG, in den §§ 35 bis 42 LWG NRW 20161, in
der Trinkwasser-Verordnung des Bundes
(TrinkwV)2 und in der Bundes-Verordnung
über die Allgemeinen Bedingungen für die
Versorgung mit Wasser (AVB-WasserV).3

D

1 in Kraft getreten am 16.07.2016, GV NRW 2016, S. 559 ff.
2 Bekanntmachung der Neufassung der Trinkwasserverord-

nung vom 10.03.2016 ; BGBl. I 2016, S. 459 ff. ; zuletzt geän-
dert durch Art. 4 Abs. 21 des Gesetzes vom 18.07.2016, BGBl.
I 2016, S. 1666 ff.

3 vom 20. 6. 1980 (BGBl. I S. 750, S. 1067); am 1. 4. 1980 in Kraft
getreten und geändert zuletzt am 
13. 1. 2010 (BGBl. I 2010 S. 10)

4 BGBl. I BGBl. I 2009, S. 2821
5 BGBl. I 2016, S. 958
6 www.bbk.bund.de - Rubrik Service/Downloads/Sicherheit

der Trinkwasserversorgung
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THEMA WASSERVERSORGUNG 

erregern, genusstauglich und rein sein muss. 
Dies gilt nach § 4 Abs. 1 Satz 3 TrinkwV als er-
füllt, wenn bei der Aufbereitung und Vertei-
lung des Wassers mindestens die allgemein
anerkannten Regeln der Technik (§ 50 Abs. 4
WHG) eingehalten werden und das Trink-
wasser den Anforderungen der §§ 5 bis 7 a
TrinkwV entspricht.7 Die Trinkwasserversor-
gung regelt insoweit Anforderungen an die
Aufbereitung von Wasser (§§ 11, 12 TrinkwV),
Pflichten der Wasserversorgungsunterneh-
men (§§ 13 bis 17 TrinkwV) sowie die Über-
wachung durch die Gesundheitsämter (§§
18 bis 21 TrinkwV).
Ein technisches Regelwerk für die Wasserver-
sorgung ist beispielsweise das DVGW 1000.
Dabei vertritt das Oberverwaltungsgericht
(OVG) NRW8 zu den so genannten techni-
schen Regelwerken - hier: DIN-Vorschriften -
den Standpunkt, dass diese nur dann gelten-
des Recht unmittelbar abbilden, wenn sie
durch Gesetz oder Rechtsverordnung von de-
mokratisch legitimierten Gremien ausdrück-
lich zu allgemein anerkannten Regeln der
Technik bestimmt worden sind.
Neben den §§ 50 ff. WHG und der Trinkwas-
ser-Verordnung des Bundes ist die Bundes-
Verordnung über Allgemeine Bedingungen
für die Versorgung mit Wasser (AVB-Was-
serV) zu beachten.9 Diese gilt zwar in erster
Linie für vertragliche Regelungen von Was-
serversorgungsunternehmen, die privat-
rechtlich organisiert sind.10Gemäß § 35 Abs.
1 AVB-WasserV sind aber auch Rechtsvor-
schriften, die das Versorgungsverhältnis öf-
fentlich-rechtlich regeln, nach den Vorga-
ben in der AVB-WasserV zu gestalten.11

Pflichtenkatalog nach LWG Das neue
LWG NRW 2016 regelt die öffentliche Was-

serversorgung in den §§ 35 bis 42. Gemäß §
38 Abs. 1 Satz 1 LWG NRW 2016 haben die
Kommunen in ihrem Gebiet eine dem Ge-
meinwohl entsprechende Wasserversor-
gung sicherzustellen. Eine Gemeinde kann
diese Aufgabe nach § 38 Abs. 1 Satz 2 LWG
NRW auf Dritte übertragen oder diese Drit-
ten überlassen, wenn damit eine ordnungs-
gemäße Wasserversorgung im Gemeinde-
gebiet gewährleistet ist. 
Allerdings verbleibt bei der Kommune in
diesen Fällen eine so genannte Sicherstel-
lungspflicht. Die Kommune wird von ihrer
grundsätzlichen Pflicht nicht befreit, son-
dern ihr kommt eine Gewährträgerschaft
zu, dass die Aufgabenwahrnehmung durch
den Dritten ordnungsgemäß ist. Hierzu ge-
hört insbesondere die Einhaltung der Vor-
schriften der Trinkwasserverordnung und
der §§ 35 bis 42 LWG NRW 2016.12

Organisation unterschiedlich Städte
und Gemeinde stellen die öffentliche Was-
serversorgung in der Regel durch eine öf-
fentliche Wasserversorgungseinrichtung si-
cher. Zu dieser gehören Personal und Sach-
mittel, um die Anschlussnehmer/innen mit
Wasser zu versorgen. Für die Benutzung der
öffentlichen Wasserversorgungseinrich-

tung muss eine Gebühr - die Wassergebühr
- an die Stadt oder Gemeinde entrichtet
werden. 
Die öffentliche Wasserversorgung kann
durch die Stadt oder Gemeinde in öffent-
lich-rechtlicher und privater Organisations-
form erfolgen. Als öffentlich-rechtliche Or-
ganisationsform stehen der Regiebetrieb,
der Eigenbetrieb und die Anstalt des öffent-
lichen Rechts (vgl. § 38 Abs. 1 Satz 4 LWG
NRW 2016 i.V.m. § 114 a GO NRW) zur Verfü-
gung.13 Die öffentliche Wasserversorgung
kann auch durch interkommunale Zusam-
menarbeit in den Rechtsformen eines
Zweckverbandes (vgl. §§ 4 ff. GKG NRW)
oder einer interkommunalen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts (vgl. §§ 27, 28 GKG NRW)
erfolgen.14

Am 18.10.2016 tritt der neue § 6 a WHG in
Kraft (BGBl I 2016, S. 745). § 6a Abs. 5 tritt am
29.01.2017 in Kraft (BGBl. I 2016, S. 1842). In
Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie
2000/60/ EG werden in § 6 a Abs. 1 WHG die
„Grundsätze für die Kosten von Wasserdienst-
leistungen und Wassernutzungen“ geregelt.
Danach ist zur Erreichung der Bewirtschaf-
tungsziele nach den §§ 27 bis 31, 44 und 47
WHG der Grundsatz der Kostendeckung unter
Beachtung der Umwelt- und Ressourcenkos-
ten zu berücksichtigen. Außerdem sind ange-
messene Anreize zu schaffen, Wasser effizient
zu nutzen. 
Dem Grundsatz der kostendeckenden Wasser-
dienstleistung oder -nutzung wird bereits heu-
te in Deutschland Rechnung getragen. So er-
folgt die Erhebung kostendeckender Wasser-
gebühren auf der Grundlage der Kommunal-
abgabengesetze der Länder (§ 6 KAG NRW).
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Nach § 50 Abs. 3 Satz 1 WHG soll der Träger der
öffentlichen Wasserversorgung ohnehin auf ei-
nen sorgsamen Umgang mit Wasser hinwirken. 
§ 54 Satz 3 LWG NRW 2016 - Vorgänger-Regelung
§ 53 c Satz 3 LWG NRW a.F. - gibt vor, dass der
schonende und sparsame Umgang mit Wasser bei
der Wassergebühr berücksichtigt werden soll. 
Dies geschieht dadurch, dass die Wassergebühr
pro verbrauchtem Kubikmeter abgerechnet wird.
Somit bezahlt diejenige Person weniger Wasser-
gebühren, welche weniger Wasser verbraucht.
Darüber hinaus muss nach dem Wasserentnah-
meentgeltgesetz (WasEG) NRW* - ähnlich wie in
anderen Bundesländern - jede(r), der oder die
Wasser etwa durch Entnahme nutzt, fünf Cent
pro Kubikmeter bezahlen. 

GRUNDSATZ DER KOSTENDECKUNG

◀ Üblich ist die Abrechnung des 
Trinkwassers nach Verbrauch, der über 
einen Wasserzähler erfasst wird

7 vgl. Czychowski/Reinhardt, WHG, Kommentar, 11. Aufl. 2014,
§ 50 WHG Rz. 10

8 Urt. vom 9. 5. 2006 - Az.: u. a. 15 A 4257/03 und 15 A 4254/03 -
9 vom 20. 6. 1980 (BGBl. I S. 750, S. 1067); am 1. 4. 1980 in Kraft

getreten und geändert zuletzt am 13. 1. 2010 (BGBl. I 2010
S. 10); BGH, Urt. vom 1. 2. 2007 - Az.: III ZR 286/06 -, NVwZ
2007 S. 122 

10 vgl. Gruneberg in Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG,
Kommentar, 1. Aufl. 2011, § 50 WHG  Rz. 58 f,; Thimet, Trink-
wasserversorgung, 3. Aufl. 2015, S. 33 f.; Czychowski/Rein-
hardt, WHG, 11. Aufl. 2014, § 50 WHG Rz. 16 

11 vgl. zur Verfassungsmäßigkeit der AVB-WasserV: BVerfG,
Beschl. vom 2. 11. 1981 - Az.:  2 BvR 671/81 -, NVwZ 1982 S. 306

12 vgl. LT-Drucksache 16/10799, S. 469 f.
13 vgl. LT-Drucksache 16/10799, S. 469 f.; Thimet/Krause, Trink-

wasserversorgung, 3. Aufl. 2015, S. 46; Queitsch  in: Hama-
cher/Lenz/Menzel/Queitsch u.a., KAG NRW, Loseblatt-
Kommentar, § 6 KAG NRW Rz. 288 a

14 vgl. Queitsch in Schneider, Handbuch interkommunale Zu-
sammenarbeit NRW, 2. Aufl. 2012, S. 165 ff., 180 ff.FO
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* WasEG NRW - GV NRW 2013. S. 153 f.; 2011, S. 377 ff.; 
geändert durch Art. 13 des Gesetzes zur Änderung
wasserrechtlicher und wasserverbandsrechtlicher
Vorschriften, GV NRW 2016, S. 559 ff.
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Auch die Gründung eines so genannten
Wasser- und Bodenverbandes nach dem
Wasserverbandsgesetz des Bundes (WVG)
ist möglich. Denn nach § 2 Nr. 11 WVG kann
ein Wasserverband die Aufgabe der Be-
schaffung und Bereitstellung von Wasser
übernehmen.15 

Bei der privaten Organisationsform wird re-
gelmäßig die GmbH oder die AG (Aktienge-
sellschaft) gewählt.16 Dabei ist zu beachten,
dass die Qualifizierung der Wasserversor-
gung als öffentliche Aufgabe der Daseins-
vorsorge nicht ausschließt, dass private Auf-
gabenträger als technische Erfüllungsgehil-
fen eingebunden werden.17

Nur mit SatzungWird die Wasserversor-
gung in öffentlich-rechtlichen Organisati-
onsformen wie beispielsweise dem Regie-
betrieb, dem Eigenbetrieb oder der Anstalt
öffentlichen Rechts geführt, ist eine Was-
serversorgungssatzung als Benutzungsord-
nung für die öffentliche Einrichtung zu er-
lassen. Diese hat sich an den Vorgaben der
AVB-WasserV des Bundes zu orientieren.
Gleichzeitig können auch Wasseranschluss-
beiträge (vgl. § 8 KAG NRW) und Wasserge-
bühren als Benutzungsgebühr (vgl. §§ 4

Abs. 2, 6 KAG NRW) erhoben werden. Hierzu
wird eine Beitrags- und Gebührensatzung
zur Wasserversorgungssatzung durch die
Stadt oder Gemeinde erlassen. 
Für die Wasserversorgungssatzung sowie
die Beitrags- und Gebührensatzung gilt
der Verwaltungsrechtsweg. Somit sind die
Verwaltungsgerichte für die Überprüfung
dieser Satzungen zuständig.18 Wird das
Versorgungsverhältnis privatrechtlich aus-
gestaltet, weil das Wasserversorgungsun-
ternehmen privatrechtlich - etwa als
GmbH oder AG - organisiert ist, findet die
AVB-WasserV unmittelbar Anwendung. In
diesem Fall werden private Wasserentgel-
te anstelle von Wassergebühren erhoben. 
Es findet dann auf der Grundlage des so ge-
nannten Verwaltungsprivatrechts eine Bil-
ligkeitskontrolle der Wasserentgelte nach
den §§ 315, 316 BGB statt. Die Wasserentgel-
te werden also grundsätzlich an den Vorga-
ben des Kommunalabgabenrechts für Be-
nutzungsgebühren auf ihre Rechtmäßig-
keit hin überprüft.19 Daneben unterliegen
privatrechtliche Versorgungsverträge und
Wasserentgelte der kartellrechtlichen Miss-
brauchskontrolle.20

Wasserversorgungskonzept § 38 Abs. 3
LWG NRW 2016 sieht vor, dass die Städte und
Gemeinden ab dem 01.01.2018 ein Wasser-
versorgungskonzept erstellen müssen. Um-
fang und Inhalt sollen in einer Rechtsverord-
nung geregelt werden. Gleichwohl gibt § 38
Abs. 3 Satz 1 LWG NRW 2016 bereits Kernin-
halte des künftigen Wasserversorgungskon-
zeptes vor: etwa die derzeitige Versorgungs-
situation und deren Entwicklung, Beschaf-
fenheit des Trinkwassers, Wassergewin-
nungs- und -aufbereitungsanlagen. Das
Wasserversorgungskonzept ist von der

Kommune aufzustellen und der zuständi-
gen Behörde alle sechs Jahre vorzulegen.
Dabei richtet sich die Pflicht an die Kommu-
ne und nicht an den Dritten, dem die Was-
serversorgung übertragen worden ist oder
der diese Aufgabe als technischer Erfül-
lungsgehilfe durchführt. Ein Wasserversor-
gungskonzept ist als „Managementinstru-
ment“ bezogen auf die ordnungsgemäße
Erfüllung der Aufgabe der Wasserversor-
gung sinnvoll. 
Die Kosten für das Wasserversorgungskon-
zept können nach § 39 Satz 1 LWG NRW 2016
in die Wassergebühr eingerechnet werden.
Denn nach dieser Vorschrift gehören zu den
ansatzfähigen Aufwendungen alle Kosten, die
der Kommune durch die Erfüllung der Pflich-
ten nach § 38 LWG NRW 2016 entstehen.

Anschluss- und Benutzungszwang
Anschlussnehmer/in an die öffentliche
Wasserversorgungseinrichtung ist der/
die Grundstückseigentümer/in.21 Das OVG
NRW hat mit Beschluss vom 14.04.201122

▶ Löschwasser
wird über die 

reguläre Wasser-
versorgung 

bereitgestellt,
die dafür 

entsprechend
ausgelegt sein

muss

UNTERSCHIEDLICHE
WASSERPREISE
In Deutschland stehen die unterschiedlich

hohen Wassergebühren oder -preise immer

wieder in der Diskussion. Dabei sind diese

grundsätzlich erklärbar. Wer lediglich reine

Endpreise vergleicht, verkennt die vielfach

unterschiedliche Ausgangslage in den

Städten und Gemeinden. Insbesondere be-

einflussen die Situation bei der Wasserge-

winnung, die Siedlungsgeografie und die

Abnehmerstruktur die Kosten der Trink-

wasserversorgung. Deshalb sind die Kos-

ten in Bergregionen nicht vergleichbar mit

den Kosten im Flachland.

Andererseits beeinflusst auch die Gemein-

destruktur die Kosten der Wasserversor-

gung. Eine Kommune mit weit auseinan-

derliegenden Ortsteilen oder vielen Split-

tersiedlungen hat in der Regel höhere Auf-

wendungen bei der Trinkwasserversorgung

als eine Kommune mit kompakter oder

konzentrierter Siedlungsstruktur. Wird die

Jahreswassergebühr auf einen Tagespreis -

Gesamtjahresgebühr geteilt durch 365 Ta-

ge - umgerechnet, zeigt sich in der Regel,

dass die öffentliche Wasserversorgung

nach wie vor kostengünstig ist (vgl. Stif-

tung Warentest Heft 8/2016).
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15 vgl. Reinhardt/Hasche, WVG, 1. Aufl. 2011, § 2 WVG Rz. 26
16 vgl. Gruneberg in Berendes/Frenz/Müggenborg, WHG, 1.

Aufl. 2011, § 57 WHG Rz. 56.; Hellermann: in Hoppe/Uech-
tritz/Reck, Handbuch kommunale Unternehmen, 3. Aufl.
2012, S. 170 ff.

17 vgl. Czychowski/Reinhardt, WHG, 11. Aufl. 2014, § 50 WHG
Rz. 14

18 so zutreffend: Brüning, ZfW 2012 S. 1 ff.; Gruneberg in Be-
rendes/Frenz/Müggenborg, WHG, Kommentar, 1. Aufl. 2011,
§ 50 WHG Rz. 59

19 vgl. OLG Düsseldorf, Urt. vom 12. 10. 1995 - Az.: 13 U 134/94 -,
NWVBl. 1996 S. 277

20 vgl. BGH, Beschl. vom 2. 2. 2010 - KVR 66/08 -, BGHZ 184, 168
ff. - Wasserpreise Wetzlar

21 vgl. OVG NRW, Beschluss vom 14.04.2011 - Az.: 15 A 60/11 - 
22 Az.: 15 A 60/11 -, abrufbar unter www.nrwe.de
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klargestellt, dass der Anschluss- und Benut-
zungszwang an die öffentliche Wasserver-
sorgungseinrichtung im Hinblick auf das in
Art. 14 GG verankerte Eigentumsrecht ver-
hältnismäßig ist. Dieses gilt nach dem OVG
NRW auch dann, wenn der betroffene
Grundstückseigentümer seinen Wasserbe-
darf bisher aus einem eigenen Brunnen ge-
deckt hat, der einwandfreies Wasser liefert. 
Nach dem OVG NRW dient die öffentliche
zentralisierte Trinkwasserversorgung der
Volksgesundheit. Insbesondere erübrigt
sich durch den Anschluss an die öffentliche
Trinkwasserversorgung die Überwachung
einer Vielzahl hauseigener Brunnen im Hin-
blick auf die Qualität des gewonnenen Was-
sers. Außerdem erübrigen sich Anordnun-
gen im Hinblick auf die einwandfreie Was-
serqualität, sollten einmal Missstände fest-
gestellt worden sein. Gleichwohl ist es nach
dem Bundesverwaltungsgericht (BVerwG)23

zulässig, Regenwasser in einer speziellen
Anlage zu sammeln und beispielsweise zur
Gartenbewässerung zu nutzen.24

Regelungen zur Wassergebühr Bei der
Wassergebühr als grundstücksbezogener
Benutzungsgebühr ist der Grundstücksei-
gentümer der Gebührenpflichtige.25 Die
Gesamtkosten der Wasserversorgung wer-
den pro Kubikmeter Wasserverbrauch auf
die gebührenpflichtigen Benutzer/innen
der öffentlichen Wasserversorgung verteilt.
Die Beweislast für den tatsächlichen Was-
serverbrauch trägt grundsätzlich die Stadt
oder Gemeinde respektive das Wasserver-
sorgungsunternehmen.26

Im Regelfall wird der Beweis durch einen in-
nerhalb der Fehlergrenzen arbeitenden

Wasserzähler erbracht (vgl. § 18 Abs. 2 Satz
2 bis 4 AVB-WasserV). Hat ein Wasserzähler
nachweisbar einwandfrei funktioniert,
kann der/die gebührenpflichtige Anschluss-
nehmer/in nicht geltend machen, er oder
sie habe die gemessene - exorbitant hohe -
Wassermenge nicht verbraucht.27

Löschwasserversorgung drin In Zusam-
menhang mit der öffentlichen Trinkwasser-
versorgung erfolgt grundsätzlich auch die
Versorgung mit Löschwasser. So wird bei-
spielsweise der Querschnitt der öffentlichen
Wasserversorgungsleitungen so ausgelegt,
dass auch bei einem Brand die Versorgung al-
ler anderen Benutzer/innen der öffentlichen
Trinkwasseranlage sichergestellt ist. Inso-
weit sind Wasserversorgung und Bereitstel-
lung von Löschwasser gewissermaßen in ei-
nem öffentlichen Leitungs-System technisch
untrennbar miteinander verwoben. 
Somit stellt sich die Bereitstellung von
Löschwasser als Annex zur Aufgabe der
Wasserversorgung dar. Dies wird in § 38 Abs.
1 Satz 1 LWG NRW 2016 nunmehr insofern
geregelt, als die Aufgabe der öffentlichen
Wasserversorgung auch Anlagen zur Si-
cherstellung einer Löschwasserversorgung
einschließt, die den örtlichen Verhältnissen
angemessen ist. Diese Klarstellung trägt
der Praxis Rechnung, wonach es in der Regel
neben dem öffentlichen Wasserversor-
gungsnetz kein zweites Löschwasserversor-
gungssystem gibt. 28

Auch Feuerwehrfahrzeuge führen nur eine
begrenzte Menge Löschwasser mit, sodass
über Hydranten ein Zugriff auf weiteres
Löschwasser erfolgen muss, wenn der Fahr-
zeugtank - grundsätzlich bis zu 1.600 Liter

bei einem HLF 20 - leer ist. Ausweislich der
Gesetzesbegründung zum neuen LWG NRW
2016 29 können über die Wassergebühr nur
Kosten für solche Anlagen umgelegt wer-
den, die einen integrierten Bestandteil der
gemeindlichen Wasserversorgungseinrich-
tung darstellen. Gemeint ist damit, dass bei-
spielsweise das öffentliche Wasserversor-
gungsnetz vom Leitungsquerschnitt so di-
mensioniert wird, dass im Brandfall auch die
übrige Wasserversorgung der Anschluss-
nehmer mit einem ausreichenden Wasser-
druck gewährleistet ist. 
Nach der Gesetzesbegründung bezieht sich
die Möglichkeit zur Abrechnung der Lösch-
wasserversorgung über Gebühren auf die
technischen Installationen oder Anlagen,
nicht aber auf die einzelne Löschwasserliefe-
rung respektive -entnahme. Vor diesem Hin-
tergrund können zusätzliche Löschwasser-
vorrichtungen wie etwa Löschteiche oder
Löschwasserbehälter nicht über die Wasser-
gebühr abgerechnet werden. Denn es be-
steht kein unmittelbarer Zusammenhang zu
dem Betrieb der gemeindlichen Wasserver-
sorgungseinrichtung oder dem öffentlichen
Wasserversorgungsnetz. b

Institut für Städtebau und 
Wohnungswesen München
Institut für Städtebau Berlin
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23 Beschl. vom 24. 1. 2011 - Az.: 8 C 44.09 
24 vgl. Queitsch, KStZ 2014, S. 48 ff., S. 52 
25 vgl. OVG NRW, Beschl. vom 12. 1. 2001 - Az.: 64/01 -; OVG

NRW, Beschl. vom 16. 5. 2002 - Az.: 9 A 1519/02 -; OVG NRW,
Urt. vom 30. 1. 1991 - Az.: 9 A 765/88 -, Urteilsabdruck 
S. 15 f.; OVG NRW, Urt. vom 5. 9. 1985 - Az.: 2 A 83/83 -, KStZ
1986 S. 35 f.

26 VGH Baden-Württemberg, Urt. vom 24. 11. 1994 - Az.: 2 S
2219/93 - 

27 so: OVG NRW, Beschluss vom 24.10.2013 - Az.: 9 A 2553/11;
OVG NRW, Urteil vom 30.07.2012 - Az.: 9 A 2799/10 -

28 vgl. BayVGH, Urt. vom 17. 3. 2011 - Az.: 20 ZB 10.3073 -; Urt.
vom 4. 8. 2010 - Az.: 20 B 09 2830 -; OVG RhPf, Urt. vom 
11. 11. 2010 - Az.: 1 A 10588/10 -;

29 Landtags-Drucksache 16/10799, S. 471
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Die Gemeinde Blankenheim betreibt seit den 1960er-Jahren ein 
eigenes Wasserwerk, das heute für rund 8.500Menschen hygienisch
einwandfreies Trinkwasser preisgünstig bereitstellt

Organisation der kommunalen 
Wasserversorgung Blankenheim 

ie Gemeinde Blankenheim in der Eifel
ist in ihrer jetzigen Gebietsabgren-

zung im Jahre 1969 durch die kommunale
Neugliederung entstanden. Dabei wurden
17 ehemals selbstständige Gemeinden auf
einer Fläche von rund 149 Quadratkilome-
ter zusammengefasst. Blankenheim zählt
mit seinen derzeit rund 8.500 Einwohner/
innen zu den ländlichen Flächengemeinden
- mit vielen Vorteilen für die räumliche Frei-
heit der Einzelnen, aber auch den bekann-
ten Nachteilen wie beispielsweise geringe

Anschlussdichte bei der öffentlichen Was-
serversorgung. Dies führt in der Regel zu ei-
ner höheren Kostenbelastung pro An-
schluss als im städtischen Raum.
Noch vor der Gebietsreform schlossen sich
die früheren Gemeinden des Amtes Blan-
kenheim zum Amtswasserwerk zusam-
men, welches nach der kommunalen Neu-
gliederung zum 01.01.1970 in einen Eigen-
betrieb überführt wurde. Seitdem stellt das
Wasserwerk der Gemeinde Blankenheim
die Versorgung der Bevölkerung mit Trink-
und Brauchwasser sicher.
Bereits zu Beginn der 1970er-Jahre wurde
deutlich, dass die vielen in der Nähe der ein-
zelnen Ortschaften betriebenen Trinkwas-
serquellen nicht zukunftsweisend sind.
Denn sie waren oft mit Coli-Bakterien be-
lastet, und in den Sommermonaten ließ die
Schüttungsmenge stark nach. Daher wurde
die Betriebsleitung beauftragt, im Gemein-

degebiet nach alternativen Wasservorkom-
men zu suchen und eine zentrale Trinkwas-
serversorgung aufzubauen. 

Wasser aus Naturschutzgebiet Nach-
dem feststand, dass in der Nähe von Blanken-
heim im Naturschutzgebiet Seidenbachtal
ausreichend Trinkwasser für das gesamte Ge-
meindegebiet zur Verfügung steht, wurde
mit dem Aufbau der zentralen Trinkwasser-
versorgung begonnen. Dies stellte allerdings
aufgrund der topographischen Verhältnisse
eine große Herausforderung dar.
Heute betreibt das Wasserwerk Blanken-
heim zwei Tiefbrunnen von 130 respektive
135 Meter Tiefe und drei Speicheranlagen -
einen Zentralhochbehälter mit einem Fas-
sungsvermögen von 4.000 Kubikmeter und
zwei weitere Hochbehälter mit insgesamt
450 Kubikmeter. Die Verteilung des Trink-
wassers erfolgt vom zentralen Hochbehäl-
ter in Blankenheim, 565 Meter über NN ge-
legen, per Ringleitung über ein Verbundsys-
tem in die tiefer gelegenen Ortschaften. 
Für einen kleinen nördlich gelegenen Ge-
meindebereich musste eine Pumpendruck-
leitung verlegt und eine Druckerhöhungs-
station eingerichtet werden. Für die Vertei-
lung des Trinkwassers stehen 50 Kilometer
Transportleitungen, 80 Kilometer Ortsnetz-
leitungen und 55 Kilometer Hausanschluss-
leitungen zur Verfügung, über die gut 3.400

D

Alfred Huth 
ist Betriebsleiter 
der Wasserwerke 
Blankenheim

DER AUTOR

Das Wasserwerk Blankenheim betreibt einen Zentral-
hochbehälter mit zwei Wasserkammern und 
einem Fassungsvermögen von jeweils 2.000 Kubikmeter
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Haushalte und Betriebe mit Trinkwasser
versorgt werden. Die örtlichen Verhältnisse
erforderten die Einrichtung von 33 Druck-
oder Versorgungszonen.

Fördermenge rückläufig Der Betrieb
fördert aktuell jährlich rund 470.000 Kubik-
meter Trinkwasser, wobei etwa 420.000 Ku-
bikmeter an die Einwohner/innen der Ge-
meinde Blankenheim abgegeben werden.
Die verkaufte Menge ist tendenziell rück-

läufig aufgrund des sparsamen Umgangs
der Anschlussnehmer/innen mit Trinkwas-
ser sowie des demografischen Wandels. Die
nach dem DVGW-Regelwerk W 392 rechne-
risch ermittelten Wasserverluste sind bezo-
gen auf den ländlichen Raum in die Katego-
rie „gering“ einzuordnen. Hier machen sich
die in den vergangenen Jahren vorgenom-
menen Investitionen, vor allem in die Pro-
zessleittechnik, positiv bemerkbar.
Das Rohwasser bedarf in Blankenheim kei-
ner Aufbereitung. Faktisch ist Rohwasser
gleich Trinkwasser. Aus Sicherheitsgründen
ist jedoch im Zentralhochbehälter eine UV-
Desinfektionsanlage installiert und dauer-
haft in Betrieb. Für Notfälle werden mobile
Chloranlagen bereitgehalten, die bei Bedarf
auch über die in den Übergabeschächten er-
richteten Einspeisestellen betrieben wer-
den können. 
Die Versorgungssicherheit hat höchste Prio-
rität. Die Anlagen werden regelmäßig auf
die Möglichkeit der Verbesserung überprüft
und bei Bedarf angepasst. Mit der Landwirt-
schaft besteht seit Jahren eine Kooperation
in Bezug auf eine umfassende zusätzliche
Gewässerschutzberatung, die der Wasser-
betrieb finanziell unterstützt. 

Nitratwerte im Griff Neben der teilwei-
se extensiven Bewirtschaftung der land-
wirtschaftlichen Grundstücke (Natur-
schutzgebiet) trägt sicherlich auch die fach-
kundige Beratung der Landwirte durch die
Landwirtschaftskammer dazu bei, dass in
Blankenheim die Nitratwerte mit 7,9 Milli-
gramm pro Liter (mg/l) deutlich unter dem

Grenzwert von 50 mg/l nach der Trinkwas-
serverordnung liegen. 
Das Trinkwasser ist mit 19 Grad deutscher
Härte (dH) - 3,39 Millimol Gesamthärte je Li-
ter (mmol/l) - dem Bereich „hart“ zuzuord-
nen. Es wird wegen seines Geschmackes
gerne konsumiert und ist aufgrund seines
höheren Mineralgehaltes eine sinnvolle Er-
gänzung zum Speiseplan. Anders hingegen
sieht es bei der Nutzung von Haushaltsge-
räten aus. Die bekannten Nachteile sind bei-
spielsweise verkalkte Kaffeemaschinen und
Durchlauferhitzer.
Vor Jahren wurde die Möglichkeit einer zen-
tralen Enthärtung des Trinkwassers disku-
tiert, wobei auch die Meinung der Bevölke-
rung abgefragt wurde. Die Mehrheit der
Einwohner/innen sprach sich gegen eine
zentrale Enthärtung aus, weil viele Hausei-
gentümer/innen schon eigene dezentrale
Enthärtungsanlagen nutzen. Zudem ist bei
einer zentralen Enthärtung mit steigenden
Wassergebühren zu rechnen. Der Betriebs-
ausschuss hat sich schließlich gegen eine
zentrale Enthärtung des Trinkwassers aus-
gesprochen.

Personal für Qualität Das Wasserwerk der
Gemeinde Blankenheim hat den Anspruch,
langfristige Versorgungssicherheit zu garan-
tieren und mit hoher Qualität eine nachhal-
tige Versorgungsleistung zu erbringen. Dabei
spielen wirtschaftliche Effizienz und hohe
Kundenzufriedenheit eine besondere Rolle. 
Um dies zu gewährleisten wird Fachperso-

◀ Eine Druckerhöh-
ungsstation, die zur 
Versorgung einiger
Ortsteile nötig ist,
wurde im Jahr 2014
erneuert

▲ Die UV-Desinfektionsanlage im Zentral-
hochbehälter Blankenheim ist seit 2006 in 
Betrieb und wurde 2015 umgebaut

elmut Dedy (SPD) ist seit dem 1. Juni 2016
neuer Hauptgeschäftsführer des Deutschen

Städtetages (DST) und Geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des Städtetages Nordrhein-West-
falen. Der 58-jährige Jurist und Diplom-Verwal-
tungswirt trat die Nachfolge von Dr. Stephan Ar-
ticus an, der in den Ruhestand verabschiedet
wurde. Dedy war bereits seit 2012 Ständiger
Stellvertreter des Hauptgeschäftsführers sowie

Finanzdezernent von
DST und Städtetag NRW.
Zuvor war er 14 Jahre
lang als Beigeordneter
für Finanzen und Kom-
munalwirtschaft sowie
stellvertretender Haupt-
geschäftsführer beim
Deutschen Städte- und
Gemeindebund (DStGB)
tätig gewesen. 
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nal benötigt. Neben der Betriebsleitung
und den kaufmännischen Mitarbeiter/in-
nen respektive Verwaltungsmitarbeiter/in-
nen - insgesamt 2,3 Stellenanteile - stehen
dem Betrieb weitere 2,7 Stellenanteile für
technisches Fachpersonal - Bauingenieur,
Wassermeister, Fachkräfte für Wasserver-
sorgungstechnik - zur Verfügung. Ein Trink-
wasserversorgungsunternehmen, welches
eine eigene Wassergewinnung, -speiche-
rung und -verteilung betreibt, muss über
technisch qualifiziertes Personal verfügen. 
Durch die organisatorische Zusammenle-
gung des Wasserwerks mit der zum
01.01.1996 eingerichteten eigenbetriebs-
ähnlichen Einrichtung „Abwasser“ entste-
hen Synergieeffekte in fast allen Bereichen.
Besonders profitiert der Personalbereich, da
die Mitarbeiter/innen betriebsübergreifend
im Wasserwerk und im Abwasserwerk ein-
gesetzt werden können. Auch Bereitschafts-
dienste können somit mitarbeiter/innenver-
träglich organisiert werden.

Betrieb schuldenfrei Das Wasserwerk
der Gemeinde Blankenheim ist öffentlich-
rechtlich organisiert und finanziert sich
über Beiträge, Gebühren und Kostenersatz.
Um in den 1970er-Jahren den Aufbau der
zentralen Trinkwasserversorgung umzuset-
zen, mussten Kredite aufgenommen wer-
den. Inzwischen sind alle Darlehen getilgt,
der Betrieb ist somit schuldenfrei.
Trotz durchaus schwieriger Rahmenbedin-
gungen ist die Wassergebühr mit 1,18 Euro
pro Kubikmeter und einem Grundpreis von
8,10 Euro monatlich für den am häufigsten
installierten Wasserzähler äußerst angemes-
sen. Sie liegt nach einem landesweiten Ver-
gleich eines großen Wasserversorgers unter
127 Unternehmen weit vorn an 14. Stelle.
Sicherstellung und Ausbau der Versorgungs-
sicherheit ist eine ständige Aufgabe des Be-
triebs, aber auch der Wasserbehörden. Für
das Wassereinzugsgebiet, welches zu mehr
als zwei Drittel landwirtschaftlich genutzt
wird, teilweise eine Ortslage erfasst und an
dem eine stark befahrene Bundesstraße ent-
lang führt, gibt es keine Festsetzung als Was-
serschutzgebiet. Inzwischen hat die zustän-
dige Wasserbehörde die Schutzbedürftigkeit

des Gebietes bestätigt und angekündigt,
kurzfristig das Verfahren zur Unterschutz-
stellung zu beginnen.

Auch kleine Versorger geeignet Es ist
historisch entstanden, dass die Gemeinde
Blankenheim die öffentliche Wasserversor-
gung für ihre Einwohner/innen als Aufgabe
der Daseinsvorsorge aus eigener Kraft
durchführt. Das Lebensmittel Trinkwasser
hat in den vergangenen Jahrzehnten an Be-
deutung gewonnen. Die Gemeinde kann
sich glücklich schätzen, in ausreichender
Menge auf ortsnahe Wasservorkommen zu-
rückgreifen zu können.
Trotz ständig steigender Anforderungen an

die öffentliche Wasserversorgung sieht sich
das Wasserwerk der Gemeinde Blanken-
heim für die Zukunft gut aufgestellt. Die
Wassergewinnungsanlagen sind nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik
errichtet und werden auch nach diesen un-
terhalten sowie betrieben. 
Hierfür muss eigenes Fachpersonal zur Ver-
fügung stehen. Wenn dies wie in Blanken-
heim gegeben ist und zusätzlich durch or-
ganisatorische Maßnahmen - vor allem im
Personalbereich - wirtschaftliche Synergie-
effekte erzielt werden, können auch kleine
Wasserversorger die örtliche Trinkwasser-
versorgung für die Bürger und Bürgerinnen
zu vertretbaren Gebühren sicherstellen. b

arion Weike (Foto), Bürgermeisterin der Stadt Werther, ist neue Vizepräsidentin des Städ-
te- und Gemeindebundes NRW. Die 57-jährige Juristin wurde am 6. Juli 2016 in Düsseldorf

vom Präsidium des Verbandes zur Nachfolgerin von Bürgermeister a.D. Walther Boecker aus Hürth
gewählt. Hauptgeschäftsführer Dr. Bernd Jürgen Schneider (links), 1. Vizepräsident Roland
Schäfer (2.v. rechts) und Präsident Dr. Eckhard Ruthemeyer gratulierten der Bürgermeisterin
zur Wahl. Weike (SPD) ist seit 1999 Oberhaupt der Stadt Werther. Davor war sie seit 1985 im Dienst
der Stadt Bielefeld tätig gewesen - zunächst als Juristin im Rechtsamt, dann als Referentin des
Oberbürgermeisters und schließlich als Leiterin des Projektbüros Verwaltungsmodernisierung.
Dem StGB NRW-Präsidium gehört Weike seit März 2016 als Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
für den Regierungsbezirk Detmold an. Seit diesem Zeitpunkt ist sie auch Mitglied im Hauptaus-
schuss des Deutschen Städte- und Gemeindebundes. 
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ie Novelle des Landeswassergesetzes
Nordrhein-Westfalen (LWG) ist am

16.07.2016 in Kraft getreten. Das Gesetz war
zuletzt im Jahr 1977 als Ganzes novelliert
worden. Seitdem hatten sich Novellen auf
einzelne Teilbereiche beschränkt. Zudem
machte die Neuordnung des Bundeswas-
serrechts im Jahr 2010 nach der Föderalis-
musreform 2006 eine vollständige Neuord-
nung des Landeswassergesetzes zwingend
erforderlich. 
Dessen Regelungen waren in Teilen durch
Bundesrecht überholt und galten nicht
mehr, andere galten nur noch modifiziert.
Im Jahr 2010 waren lediglich einige weni-
ge Regelungen im Rahmen eines Vor-
schaltgesetzes erlassen worden, um den
dringendsten Novellierungsbedarf zu be-
friedigen. 
Bei der Neuordnung des Landeswasser-
rechts waren unterschiedliche Rahmenbe-

dingungen zu berücksichtigen. Zum einen
können die Länder bei wasserrechtlichen
Regelungen vom Bundesrecht - mit Aus-
nahme von stoff- und anlagenbezogenen
Festlegungen - abweichen (Art. 72 Abs. 3
Satz 1 Nr. 5 Grundgesetz - GG). Dasselbe gilt
bei verfahrensrechtlichen Regelungen (Art.
84 Abs. 1 Satz 2 GG). 

Länder-Tradition Des Weiteren hat der
Bund bei der Neufassung des Wasserhaus-
haltsgesetzes zwar wesentliche Bereiche

neu geregelt, aber in vielen Bereichen auch
berücksichtigt, dass die Wasserwirtschaft
der Länder durch unterschiedliche Traditio-
nen geprägt ist. Diese haben häufig ihre Ur-
sache in den unterschiedlichen naturräum-
lichen Rahmenbedingungen. Das Wasser-
haushaltsgesetz enthält daher zahlreiche
Regelungsoptionen und Öffnungsklauseln
für die Länder und ermöglicht ergänzende
oder abweichende Landesregelungen. 
Diese Möglichkeiten sollten bei der Novelle
des LWG zur Konkretisierung und Verbesse-
rung genutzt werden. Viel Tradiertes hatte
sich bewährt und wird durch das Gesetz -
manchmal leicht modifiziert - weiterge-
führt. 

Hoher NutzungsdruckNordrhein-West-
falen war stets ein Land mit einem an-
spruchsvollen Wassergesetz, da es sich in
wesentlichen Rahmenbedingungen für die
Wasserwirtschaft von anderen Bundeslän-
dern unterscheidet: 

• So dicht wie in NRW lebt mit weitem Ab-
stand keine Bevölkerung in einem ande-
ren Flächenland. NRW zählt dabei 515 Ein-

Dr. Sibylle Pawlowski
ist Referatsleiterin im
NRW-Ministerium für
Klimaschutz, Umwelt,
Landwirtschaft, Natur-
und Verbraucherschutz  

DIE AUTORIN

In Nordrhein-Westfalen muss das Wasserrecht trotz des hohen 
Siedlungsdrucks und konkurrierender Nutzungen eine 
gleich bleibend hohe Qualität des Trinkwassers sicherstellen

Das neue Landeswassergesetz NRW 
▲ Als Stausee sichert der Aabachsee die Trinkwasserversorgung für mehr als 250.000 Menschen in den Kreisen Paderborn, Soest, Gütersloh und Warendorf
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wohner/innen pro Quadratkilometer, das
Saarland 386, Baden-Württemberg 297,
Hessen 286 und Rheinland-Pfalz 201. In der
Folge sind die Konflikte bei der Nutzung
der Fläche in NRW weit größer als anders-
wo. Der Druck auf die Fläche ist hoch. 18
Mio. Menschen beeinflussen durch ihre
Nutzung die Ressourcen der Gewässer
und brauchen gleichzeitig eine intakte
Umwelt sowie lebendige Gewässer und
nicht nur Straßen, Einkaufszentren oder
Landwirtschaft. Nur eine intakte Umwelt
bietet dauerhaft eine Grundlage für die
Wasserversorgung von Bevölkerung und
Wirtschaft und gewährleistet biologische
Vielfalt.

• NRW hat fast doppelt so viele Betriebe, die
mit umweltrelevanten Schadstoffen um-
gehen, wie Bayern und eineinhalbmal so
viele wie Baden-Württemberg. Entspre-
chend hoch ist die Anzahl der in Gewässer
einleitenden Betriebe mit erheblich belas-
tetem Abwasser. 

• Gleichzeitig wird in NRW das Wasser zu
60 Prozent direkt oder indirekt aus Ober-
flächengewässern gewonnen - weit mehr
als in den meisten anderen Bundeslän-
dern, die im wesentlichen Grundwasser
nutzen. Das erfordert mehr Augenmerk
auf Einleitung wie auf Entnahme als in an-
deren Bundesländern. 

Diese besonderen Rahmenbedingungen in
NRW sind gerade für die Wasserversorgung
von erheblicher Bedeutung. Die Wasserver-
sorgung ist darauf angewiesen, dass der be-
sondere Nutzungsdruck aus Besiedlung
und Wirtschaft zu hohen Anforderungen
des LWG an die Abwasserbeseitigung führt.
Zum einen, weil nur so dem Verursacher-
prinzip Genüge getan wird. Zum anderen,
weil ansonsten - entgegen dem Vorsorge-
prinzip in der Umweltpolitik und besonders
in der Trinkwasserversorgung - die Bewälti-
gung des Problems starker Abwassereinlei-
tung auf die Aufbereitung des Trinkwassers
verlagert wird. 
Unter diesem Blickwinkel sind die landes-
spezifischen Regelungen für die Abwasser-
beseitigung auch als Schutz der Trinkwas-
serversorgung zu verstehen. Die nordrhein-
westfälischen Regelungen zur Wasserver-
sorgung haben sich in den zurückliegenden
zwölf Jahren weiterentwickelt. Über lange
Zeit gab es - anders als in Bundesländern
wie Hessen - keine besonderen Probleme in
der Wasserversorgung, denen mit Regelun-
gen im Wasserrecht hätte begegnet werden
müssen. In NRW betreiben in weiten Teilen

traditionell große Privatunternehmen die
Wasserversorgung. 

Wasser als HandelswareDie schwierige
Aufgabe der Wasserbereitstellung für Be-
völkerung und Wirtschaft mittels Talsper-
ren in Gebieten wie Eifel oder Sauerland
wurde - unterstützt durch das Wasserrecht
- über das Wasserverbandsrecht gelöst. Erst
durch Diskussionen auf europäischer Ebene
wurde 2005 eine Klarstellung im Gesetz da-
hingehend nötig, dass die Wasserversor-
gung ein Teil der Daseinsvorsorge ist und
daher den Gemeinden obliegt (§ 47 a LWG
2005). 
Die europäischen Diskussionen über die
Möglichkeit, die Wasserversorgung für den
Markt zu öffnen, halten weiter an. Die un-
terschiedlichen Traditionen der Wasserver-
sorgung in den EU-Mitgliedstaaten lassen
nicht erwarten, dass das tradierte Verständ-
nis der Wasserversorgung in Deutschland -
Teil der kommunalen Pflichten in gegensei-
tiger Abhängigkeit von anderen gemeindli-
chen Entscheidungen - von diesen ohne
weiteres nachvollzogen wird. 

Problem Mikroschadstoffe Das Vor-
kommen von Mikroschadstoffen in Gewäs-
sern dicht besiedelter und intensiv genutz-
ter Gebiete, aus denen Trinkwasser gewon-
nen wird, und wachsende Erkenntnisse da-
rüber führten 2005 zu besonderen Anfor-
derungen an die Wasserversorgung für sol-
che Situationen (§ 48 LWG 2005). Bei der No-
vellierung des LWG wurde deutlich, dass
auch diese Regelungen nicht mehr als ge-
setzliche Grundlage für eine vorsorgende
Wasserversorgung ausreichten, sondern zu
ergänzen waren.

Dazu kommt, dass aus unterschiedlichen
Gründen die Durchführung vorsorgender
Maßnahmen im Bereich der Trinkwasser-
versorgung immer mehr unter Druck gerät. 

Vorsorgeprinzip gestärkt Daher wer-
den im neuen LWG zum einen die vorsor-
genden Maßnahmen der Wasserversor-
gung spezifiziert (§ 38 Absatz 2), und es wird
damit das Vorsorgeprinzip der Trinkwasser-
verordnung in einem ersten Schritt deutlich
gemacht. 
Zum zweiten wird erstmals ein kommuna-
les Wasserversorgungskonzept (§ 38 Absatz
3 LWG), das der zuständigen Wasserbehör-
de vorzulegen ist, festgeschrieben. Damit
wird einmal regulatorisch die kommunale
Verankerung der Wasserversorgung ge-
stärkt - insbesondere in Fällen, in denen die
Kommune die Wasserversorgung von ei-
nem privaten Versorger durchführen lässt.
Zum anderen ist in der Sache ein konzeptio-
nelles Vorgehen bei der Abwägung vielfälti-
ger gemeindlicher Belange mit Belangen
der Wasserversorgung erforderlich - insbe-
sondere in Gebieten mit stofflich belaste-
tem Grundwasser, bei nicht ausreichenden
Grundwasservorkommen oder bei einer dy-
namischen gemeindlichen Entwicklung. 

Anforderungen bewusst machen
Kommunen und ihre Gremien müssen die
aktuellen Anforderungen einer nachhalti-
gen Wasserversorgung sowie die zukünfti-
gen Anforderungen, die sich aus der ge-
meindlichen Entwicklung sowie der Ent-
wicklung der übrigen Rahmenbedingungen
der Wasserversorgung ergeben, kennen
und bei ihren Entscheidungen berücksichti-
gen. Es reicht nicht aus, dass der Wasserver-

◀  Der Schutz von
Trinkwasserge-
winnungsgebieten
spielt im neuen 
Landeswassergesetz
NRW eine wichtige
Rolle
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sorger über diese Kenntnisse verfügt. Denn
er trifft nicht die für die Wasserversorgung
relevanten gemeindlichen Entscheidungen.
Bei der Erstellung eines Wasserversor-
gungskonzeptes sollen Wasserversorger
und Kommune zusammenarbeiten. 
Darüber hinaus gibt das unbeanstandete
Wasserversorgungskonzept, das die zustän-
dige Wasserbehörde geprüft hat, die Maß-
nahmen wieder, die § 38 Absatz 2 LWG für
die jeweilige wasserwirtschaftliche und ge-
meindliche Situation konkretisiert und die
damit für die Gebühren oder Wasserpreise
relevant sind. Dies wird bei der Preisaufsicht
der Kartellbehörden von Bedeutung sein.
Umfang und Inhalt des Wasserversor-
gungskonzepts werden sich wesentlich an
der spezifischen Situation der Kommune zu
orientieren haben. 

Einheitliches SchutzniveauZum dritten
wird zur Vereinfachung des Vollzugs bei den
Wasserschutzgebieten das Land ermäch-
tigt, eine Landesverordnung zu materiellen
Standards in Wasserschutzgebieten zu er-
lassen, die einheitliche Standards bei glei-
chen hydrogeologischen Gegebenheiten im
Land gewährleistet und die Verwaltung ent-
lastet (§ 35 Absatz 1 LWG). Wasserschutzge-

biete sind das entscheidende Instrumenta-
rium zum vorsorgenden Schutz eines Ge-
wässers, das der Wasserversorgung dient. 
Der Vollzug kämpft an verschiedenen Stel-
len mit Problemen. Zum einen werden die
Anforderungen in den laufenden Verord-
nungen mit einer Geltungsdauer von 40
Jahren nicht an die neuesten wasserwirt-
schaftlichen Erkenntnisse angepasst. Das
führt zu Ungleichbehandlung je nach Alter
der Wasserschutzgebietsverordnung. Des
Weiteren laufen Wasserschutzgebietsver-
ordnungen aus, ohne dass eine Folgever-
ordnung rechtzeitig erlassen werden kann.
Darüber hinaus sind die Festsetzungs-
verfahren so aufwändig, dass nicht alle 
schützenswerten Wasserentnahmegebie-
te auch tatsächlich geschützt werden kön-
nen. 
Die Landesverordnung wird im Grundsatz
ein einheitliches Schutzniveau schaffen. Bei
regionalen Besonderheiten kann in der 
einzelnen Wasserschutzgebietsverordnung
nach oben und nach unten abgewichen wer-
den. Außerdem wird damit die Frist bei den
einzelnen Wasserschutzgebietsverordnun-
gen aufgehoben (§ 125 Absatz 4 LWG). 
Auch das Abgrabungsverbot im Wasser-
schutzgebiet (§§ 35 Absatz 2, 125 Absatz 6

LWG) ist ein wichtiger Baustein zum vorsor-
genden Schutz des Grundwassers für die
Trinkwassergewinnung. Es nimmt eine - an-
sonsten in der landesweiten Verordnung zu
treffende - Regelung im Gesetz vorweg. 

Regelung für Löschwasser Zum vierten
wird die Schnittstelle zwischen der Lösch-
wasserversorgung nach dem Gesetz über
den Brandschutz, die Hilfeleistung und den
Katastrophenschutz (BHKG) und der Was-
serversorgung klar geregelt. Nach § 35 Abs.
1 Satz 1 zweiter Halbsatz LWG schließt die
Organisation der öffentlichen Wasserver-
sorgung die Bereitstellung von Anlagen zur
Sicherstellung einer den örtlichen Verhält-
nissen angemessenen Löschwasserversor-
gung nach dem BHKG ein. 
Die Regelung zur Kostenumlage (§ 39), die
deklaratorisch neu in das LWG eingeführt
worden ist, enthält in Satz 2 eine entspre-
chende Vorschrift. Außerdem ist die Eigen-
betriebsverordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen entsprechend angepasst
worden. Damit wird einem kommunalen
Bedürfnis Rechnung getragen. Die übrigen
Änderungen der Regelungen im Kapitel 1
Abschnitt 1 zur Wasserversorgung sind 
lediglich klarstellend. b

LWL-MUSEUMSTOUR
2016/2017
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Entdeckungsreise durch alle 17 Mu-
seen des LWL, hrsg. v. Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (LWL), 21 x 21
cm, 96 S., im Internet zu bestellen oder
herunterzuladen unter www.lwl.org
oder www.lwl-museumstour.de 

„Schätze der Archäologie und Kultur Viet-

nams“, „Revierkultur - Trinkhallen im

Ruhrgebiet“, Dampfzeit - Als die Loks noch

rauchten“ und „Luther - 1917 bis heute“ -

dies und mehr bieten die Museen des

Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe

(LWL) in der neuen Museumssaison. In der

Broschüre finden sich Informationen zu al-

len Sonderausstellungen und Veranstaltun-

gen in den 17 LWL-Museen. Daneben gibt

es Ausflugstipps und Vorschläge für Krea-

tivseminare. Sehbehinderten Menschen

steht die lwl-museumstour als Hörbuch zur

Verfügung. 
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ie Wasserversorgung ist in Deutsch-
land Kernbestandteil der kommuna-

len Daseinsvorsorge. Allein die Kommune
entscheidet im Interesse ihrer Bürgerinnen
und Bürger über den jeweils besten Weg,
die Wasserversorgung vor Ort zu organisie-
ren. Dies ist in Deutschland ganz überwie-
gend die Aufgabenerfüllung durch kommu-
nale Unternehmen und Einrichtungen. Von
den Verbraucher/innen wird dies aner-
kannt. Sie sehen die Wasserwirtschaft in
kommunaler Hand gut aufgehoben. 
Explizit abgesichert ist die kommunale Ent-
scheidungshoheit im Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) des Bundes (§ 50 Abs. 1). Dieses
weist die öffentliche Wasserversorgung der
Daseinsvorsorge zu und versteht sie damit
als Angelegenheit der örtlichen Gemein-

schaft im Sinne des Art. 28 Abs. 2 Grundge-
setz (GG). Auch traditionell handelt es sich
hier um eine gemeindliche Selbstverwal-
tungsangelegenheit, die dem Zugriff der
Kommunen unterliegt. 
Diese tritt bei der Wasserversorgung, bei
der es keine Konkurrenz im Markt geben
kann, ihren Bürgern und Bürgerinnen als
Garant dieser Versorgung entgegen. Hie-

raus folgt aber, dass die Kommunen über ihr
Zugriffsrecht hinaus auch einer Pflicht un-
terliegen - nämlich einer Sicherstellungs-
pflicht hinsichtlich der Wasserversorgung.
Dies stellt nunmehr § 38 Abs. 1 Satz 1 des
vom NRW-Landtag am 06.07.2016 beschlos-
senen Landeswassergesetzes (LWG) klar. 

Langfristige Sicherstellung In Ergän-
zung respektive als Korrelat zu dieser Si-
cherstellungspflicht wird den Kommunen
in § 38 Abs. 3 LWG ab 01.01.2018 auferlegt,
„zur langfristigen Sicherstellung der öf-
fentlichen Wasserversorgung … für ihr Ge-
meindegebiet ein Konzept über den Stand
und die zukünftige Entwicklung der Was-
serversorgung (Wasserversorgungskon-
zept) aufzustellen“. Dieses soll ihre Ent-
scheidungen über die Erfüllung dieser Auf-
gabe darlegen, und zwar die aktuellen wie
die künftigen. 
Zur Begründung heißt es, dass die Kommu-
nen ihre Pflicht zur Daseinsvorsorge nur
dann erfüllen können, wenn sie sich der da-
mit verbundenen Aufgabe sowie ihrer Ent-
wicklung bewusst sind und diese bei ande-
ren Entscheidungen wie bei der Bauleitpla-
nung berücksichtigen. Nur so lasse sich auch
in Zukunft eine Wasserversorgung nach den
gesetzlichen Vorgaben sicherstellen. 

Markus Moraing ist 
Geschäftsführer des 
Verbandes kommu-
naler Unternehmen 
Landesgruppe NRW 

DER AUTOR

Das neue Landeswassergesetz schreibt den NRW-Kommunen vor,
durch ein Wasserversorgungskonzept darzulegen, wie jetzt und 
in Zukunft die Wasserversorgung rechtssicher zu organisieren ist 

Wasserversorgungskonzept als 
Pflicht für NRW-Kommunen 

▲ NRW-Kommunen müssen ab 2018 erstmalig und dann wieder alle sechs Jahr ein kommunales Wasserversorgungskonzept erstellen
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und Ausblick 
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Organisation unberührt Durch diese
Verpflichtung - so die Gesetzesbegründung
- werde weder in die Organisationshoheit
der Kommunen eingegriffen noch die bishe-
rige Übertragung der Erledigung der Aufga-
be an Dritte in Zweifel gezogen. Das Wasser-
versorgungskonzept solle also dazu dienen,
wasserwirtschaftliche Entscheidungen der
Kommune über die Sicherstellung der Trink-
wasserversorgung entsprechend den ge-
setzlichen Anforderungen zu verdeutlichen. 
Das macht - so die Gesetzesbegründung -
diese Entscheidungen und ihre Grundlage
transparent, erhöht ihre Relevanz bei kom-
munalen Planungen und bietet eine Grund-
lage für die Beschäftigung der Kommune
sowie ihrer Bürgerinnen und Bürger mit der
Qualität ihrer Wasserversorgung. 
Wichtig ist vor allem aber auch, dass bei un-
beanstandetem Wasserversorgungskon-
zept die Kommune Rechtssicherheit hat in-
sofern, als die getroffenen Entscheidungen
zur Sicherstellung ihrer Pflichten in qualita-
tiver und quantitativer Hinsicht wasser-
wirtschaftlich erforderlich sind. 

Präzisierung per Erlass Umfang und In-
halt der Wasserversorgungskonzepte kann
das für Umwelt zuständige Ministerium
durch Rechtsverordnung regeln. Von dieser
Ermächtigung soll aber derzeit kein Ge-
brauch gemacht werden. Vorgesehen ist
vielmehr ein Erlass, der derzeit erarbeitet
wird. Dieser sieht - den Vorgaben des § 38
Abs. 3 LWG entsprechend - vor, dass Wasser-
versorgungkonzepte die derzeitige Versor-
gungssituation und deren Entwicklung so-
wie die damit verbundenen Entscheidun-
gen, insbesondere im Hinblick auf den Kli-
mawandel und den demografischen Wan-
del, enthalten müssen. Gefordert wird inso-
weit eine Darstellung

• des Wasserversorgungssystems,
• der Wassergewinnungsgebiete,
• des zugehörigen Wasserdargebots, Was-

sergebrauchs und Wasserbedarfs,
• der Wassergewinnungs- und Aufberei-

tungsanlagen,
• der Beschaffenheit und Qualität des Roh-

und Trinkwassers,
• des Verteilungsnetzes und der -anlagen

sowie
• der Wasserversorgungsgebiete und deren

Zuordnung zu Wassergewinnungsanlagen.

Konkret bedeutet dies, dass zunächst der
Planungsraum hinsichtlich hydrologischer
und hydrogeologischer Gegebenheiten und

Verhältnisse sowie der demografischen Ent-
wicklung zu beschreiben ist. Abzubilden -
oder darauf zu verweisen - ist dabei auch
der Gebietsentwicklungsplan. Das beste-
hende Wasserversorgungssystem ist ein-
schließlich der Wasserwerke und etwaiger
Besonderheiten darzustellen. 
Gefordert werden ferner Aussagen zur Or-
ganisation der Wasserversorgung, zu den
rechtlichen und vertraglichen Rahmenbe-
dingungen, zu Qualifikationsnachweisen
oder Zertifizierungen des Wasserversor-
gungsunternehmens sowie zur Absiche-
rung der Versorgung. Vonnöten sind zudem
eine Darstellung des aktuellen Wasserver-
brauchs und des Wasserbedarfs sowie der
Entwicklungsprognose. 

Gefährdung beschreibenZu beschreiben
sind ferner das Wasserdargebot nach Menge
und Qualität für die Bedarfsdeckung sowie
mögliche künftige Veränderungen durch den
Klimawandel. Hierzu gehören Angaben zu
den Wassereinzugsgebieten einschließlich
Übersichtsplan, zur Gefährdungsanalyse -
einschließlich Gefährdungen im Einzugsge-
biet von Wassergewinnungsanlagen -, zur
möglichen Entwicklung der Gefährdungen
sowie zu geplanten Maßnahmen. Zur Darle-
gung der Beschaffenheit des Trinkwassers
sind die Ist-Situation der Rohwasserressour-
cen aufzuzeigen - insbesondere hinsichtlich
der Belastung mit Problemstoffen - sowie die
entsprechenden Maßnahmen zur Überwa-
chung der Wasserqualität. 
Hinsichtlich der Verteilungsanlagen sind im
Wesentlichen eine Übersicht des Transport-
netzes inklusive einer entsprechenden In-

standhaltungsstrategie sowie eine Über-
sicht des Verteilnetzes zu geben - zuzüglich
entsprechender Daten zum Verteilnetz wie
Ausstattung, Materialien oder Durch-
schnittsalter. Schließlich soll das Konzept
auf Basis der Darstellungen und Prognosen
Schlussfolgerungen im Hinblick auf die Si-
cherstellung der öffentlichen Wasserversor-
gung enthalten. 
Soweit eine Kommune die Wasserversor-
gung nicht selbst durchführt, ist der beauf-
tragte Versorger dazu verpflichtet, die Kom-
mune bei der Erstellung zu unterstützen
und die hierfür notwendigen Daten zur Ver-
fügung zu stellen.
Wasserversorgungskonzepte sind der je-
weiligen Bezirksregierung erstmalig zum
01. 01.2018 vorzulegen und danach alle
sechs Jahre fortzuschreiben sowie erneut
vorzulegen. Wird ein Konzept nach sechs
Monaten nicht beanstandet, kann die Kom-
mune davon ausgehen, dass mit der Um-
setzung der dargestellten Maßnahmen in
dem vorgesehenen zeitlichen Rahmen ihre
Aufgaben ordnungsgemäß erfüllt werden
(§ 38 Abs. 3 Satz 3 LWG).

Konzept bewährt In der Abwasserwirt-
schaft sind Abwasserbeseitigungskonzepte
seit langem bekannt und haben sich be-
währt. Wenn der Gesetzgeber jetzt für den
Bereich der Wasserwirtschaft mit der Ver-
pflichtung zur Erstellung von Wasserversor-
gungskonzepten Entsprechendes einführt,
verdient dies Zustimmung. 
Da bei der leitungsgebundenen Wasserver-
sorgung die Kommune ihren Bürgern und
Bürgerinnen als einziger Garant dieser Ver-
sorgung entgegentritt, ist es folgerichtig,
wenn es ihr dann auch obliegt, sich in ge-
wissen zeitlichen Abständen mit ihrer aktu-
ellen wasserwirtschaftlichen Situation und
deren Entwicklung auseinanderzusetzen. 
Zudem geben unbeanstandete Konzepte
der Kommune Rechtssicherheit, dass die von
ihr getroffenen Entscheidungen wasserwirt-
schaftlich erforderlich sind. Gewährleistet
sein muss allerdings, dass hinsichtlich Inhalt
und Umfang der Wasserversorgungskon-
zepte keine überzogenen Anforderungen
gestellt werden. Derzeit sieht es allerdings
so aus, dass dieses Petitum des Verbandes
kommunaler Unternehmen - Landesgruppe
NRW - sowie des Städte- und Gemeindebun-
des NRW berücksichtigt wird. b
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◀ Im Rahmen des Wasserversorgungs-
konzeptes muss auch das Rohrleitungsnetz 
beschrieben und bewertet werden
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n Trinkwasser werden aus gesund-
heitlichen, ästhetischen und techni-

schen Gründen strenge Anforderungen ge-
stellt. Es muss laut Trinkwasserverordnung
so beschaffen sein, dass durch seinen Ge-
nuss oder Gebrauch eine Schädigung der
menschlichen Gesundheit insbesondere
durch Krankheitserreger nicht zu besorgen
ist. Es muss rein und genusstauglich sein.
Die Beeinträchtigungen von Geruch, Ge-
schmack und Aussehen des Trinkwassers
stellen - wenn auch unter Umständen ge-
sundheitlich unbedenklich - stets einen
Mangel dar. 
Wasser, das den Anforderungen nicht ge-
nügt, muss vor der Verwendung als Trink-
wasser aufbereitet werden. Die Aufberei-
tung orientiert sich somit stets an der Qua-
lität des bei der Trinkwassergewinnung ge-

nutzten Rohwassers. Bei Wasseraufberei-
tung und Wasserverteilung sind die allge-
mein anerkannten Regeln der Technik ein-
zuhalten, die vor allem beim Deutschen Ver-
ein des Gas- und Wasserfachs (DVGW) erar-
beitet werden. 
Für die Trinkwasserversorgung stehen
Grundwasser und Oberflächenwasser zur
Verfügung, die unterschiedliche Anforde-
rungen an eine Wasseraufbereitung stellen.

Bei dem in Deutschland gewonnenen Was-
ser handelt es sich überwiegend um Grund-
und Quellwasser (70 Prozent). 30 Prozent
der Trinkwasserversorgung erfolgt mit
Oberflächenwasser. Dazu zählen See- und
Talsperrenwasser (12 Prozent), angereicher-
tes Grundwasser (9 Prozent) und Uferfiltrat
(8 Prozent). Äußerst geringe Bedeutung hat
die direkte Verwendung von Flusswasser
mit einem Anteil von einem Prozent. Regio-
nal variiert die Herkunft des Wassers für die
öffentliche Trinkwasserversorgung aber
stark. 

Grundwasser bevorzugt Wo immer
möglich, wird in Deutschland Grundwasser
zur Trinkwasserversorgung herangezogen.
Es ist im Vergleich zu Oberflächenwasser
gegen viele Verunreinigungen gut ge-
schützt sowie von weitgehend gleicher
Qualität und Temperatur. In Deutschland
können rund 40 Prozent des genutzten Roh-
wassers - praktisch als echtes, gut geschütz-
tes Grundwasser - ohne jegliche Aufberei-
tung gewonnen und verteilt werden. 

Dr. Carsten K. Schmidt
ist Leiter Labor und
Qualitätsmanagement
bei der RheinEnergie
AG Köln

DER AUTOR

Je nachdem, ob Trinkwasser aus Grundwasser, Flüssen oder Seen 
gewonnen wird, muss es unterschiedlich behandelt werden 
mit naturnahen Verfahren oder weiter gehender Aufbereitung

Anforderungen an die Trinkwasseraufbereitung  
▲ Grundwasseranreicherung durch Verregnung ist in Nordrhein-Westfalen ein bewährtes Verfahren der Trinkwassergewinnung

Schadstoffe ´raus  
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Häufig weist Grundwasser aber auch „na-
türliche Probleme“ oder geogene Besonder-
heiten auf, die eine Aufbereitung erforder-
lich machen. Beispielhaft seien hier calcitlö-
sendes Wasser, reduziertes eisen- und
manganhaltiges oder extrem hartes Grund-
wasser genannt. Entsprechende Aufberei-
tungsverfahren umfassen Entsäuerung,
Enteisenung, Entmanganung und Enthär-
tung. 
Die Erfahrungen der zurückliegenden Jahr-
zehnte haben gezeigt, dass viele Grundwas-
servorkommen durch menschliches Han-
deln beeinflusst sind. Belastungen des
Grundwassers beispielsweise mit organi-
schen Lösungsmitteln, mit Nitraten, mit
Pflanzenschutzmitteln aus der landwirt-
schaftlichen oder sonstigen Anwendung,
mit Feuerlöschschaum, mit Benzinzusätzen
oder mit einer Reihe von Stoffen aus dem
Altlastenbereich bleiben - wenn einmal ein-
getreten - sehr lange erhalten. Dies ist der
Fall, wenn sie von Stoffen hervorgerufen
werden, die im Untergrund keinem biologi-
schen oder chemischen Abbau unterliegen. 
Dies hat seinen Grund auch darin, dass ein
Wasseraustausch in der Grundwasser füh-
renden Schicht nur extrem langsam erfolgt.
In diesen Fällen sind häufig komplexe Auf-
bereitungsmaßnahmen wie Aktivkohlefil-
tration oder chemische Oxidation erforder-
lich. Gegebenenfalls muss auf andere Was-
serressourcen ausgewichen werden. 

Oberflächenwasser eher belastet Die
Nutzung der natürlichen Grundwasservor-
kommen ist der Menge nach begrenzt. Die-
se Einschränkung ist bei Oberflächenwasser

nicht in diesem Maße gegeben. Oberflä-
chenwasser, vor allem Flusswasser, ist je-
doch wesentlich stärker den Gefahren dau-
ernder oder plötzlicher Verunreinigungen
ausgesetzt. Schließlich dienen Fließgewäs-
ser als Vorfluter - sprich: Abflusskanal - von
Abwassereinleitungen und Kläranlagen. 
In Oberflächengewässern ist stets mit
Krankheitserregern zu rechnen. Partikuläre
Stoffe treten in unterschiedlicher, stark va-
riierender Konzentration auf. Oberflächen-
wasser bedarf deshalb immer einer Aufbe-
reitung. Um auch bei einer Nutzung von
Oberflächenwasser zur Trinkwassergewin-
nung wenigstens einen Teil der Schutzvor-
teile des Grundwassers zu erhalten, wird es
im Regelfall über Uferfiltration oder künst-
liche Grundwasseranreicherung durch den
Untergrund geleitet. 

Natürliche Selbstreinigung Bei dieser
Untergrundpassage laufen vielfältige phy-
sikalische, biologische und chemische Pro-
zesse ab, welche die Wasserbeschaffenheit
wesentlich verbessern und im Idealfall an
die natürliche Beschaffenheit des Grund-
wassers angleichen. So sind die Mechanis-
men zur Eliminierung von Schwebpartikeln
sowie gelösten Stoffen äußerst vielfältig.
Sie reichen von Sedimentation und Filtrati-
on über chemische Fällung, Sorption und Io-
nenaustausch bis hin zu mikrobiellem Ab-
bau durch Mikroorganismen. 
Dieses Wirkungsgefüge entfaltet ein erheb-
liches Reinigungspotenzial gegenüber
Schwebstoffen, Mikroorganismen sowie or-
ganischen und anorganischen Stoffen. Die
Wirksamkeit dieser Mechanismen hat sich

gerade auch bei hormonell wirksamen Sub-
stanzen und bei vielen Arzneimitteln ge-
zeigt. 
Die natürlichen Selbstreinigungskräfte der
Untergrundpassage stehen gratis zur Verfü-
gung und bedürfen keiner Chemikalien zur
Wasseraufbereitung. Deren Ausnutzung
verringert also insgesamt die Kosten und
die technischen Anforderungen der Wasser-
wirtschaft, die zum Erreichen der entspre-
chenden Güteziele erforderlich sind. 
Ein willkommener Nebeneffekt der Unter-
grundpassage ist der Temperaturausgleich.
Auch bei kurzen Untergrundpassagen wer-
den die Extremwerte der Oberflächenwas-
sertemperatur bereits deutlich verringert.
Eine Trinkwassergewinnung mit naturna-
hen Verfahren spart Energie und Ressour-
cen und ist damit klima- und umwelt-
freundlich. 

Weitere Aufbereitung Trotz der be-
trächtlichen Reinigungsleistung der Unter-
grundpassage bleibt die Qualität des geför-
derten Uferfiltrats immer abhängig von der
Beschaffenheit des versickerten Oberflä-
chenwassers. Nicht selten muss die Unter-
grundpassage daher noch mit weiteren
Aufbereitungsschritten wie Aktivkohlefil-
tration, Ozonbeigabe und Desinfektion er-
gänzt werden. 
Die Verhältnisse im Einzugsgebiet von
Trinkwassertalsperren sind im Allgemeinen
besser überschaubar als bei Fließgewäs-
sern. Unvorhersehbare Einflüsse auf die
Rohwasserqualität sind dabei nur bedingt
möglich. Die Aufbereitung von Wasser aus
nährstoffarmen Talsperren kann sich des-
halb häufig auf die Entfernung von Parti-
keln und eine Desinfektion beschränken. Bei
nährstoffbelasteten Seen und Talsperren ist
wegen der möglichen Massenentwicklung
von Algen eine mehrstufige Aufbereitung
erforderlich - etwa Mikrosiebung, Ozonbei-
gabe, Flockung, Filtration, Adsorption und
Desinfektion. 
Die Wasserversorgungsunternehmen ver-
folgen seit Jahrzehnten das Prinzip des Mul-
tibarrierensystems - die ganzheitliche Be-
trachtung des Wasserlaufs vom Rohwasser-
einzugsgebiet bis zum Wasserhahn der Ver-
braucher/innen. Dies schließt den Schutz
des Einzugsgebietes mit einer vorsorgen-
den Wasserbewirtschaftung, eine ange-
passte und sichere Aufbereitung im Was-
serwerk, eine umfassende Pflege des Rohr-
netzes, Überwachungsmaßnahmen zur
Prozesskontrolle und Schulungen der Mitar-
beiter/innen ein. Aufbereitungsverfahren

Bei der Uferfiltration nutzen Wasser-
werke die Reinigungskraft der Grund-
wasser führenden Bodenschichten
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werden in Abhängigkeit von den konkreten
örtlichen Bedingungen festgelegt. 

Vorsorge statt Nachsorge Gerade dem
vorsorgenden Schutz der Trinkwasserres-
sourcen kommt entscheidende Bedeutung
zu. Es gilt heute zu verhindern, was morgen
nicht sein darf. Wasserschutzgebiete sind
sowohl bei der Grundwasser- als auch bei
der Oberflächenwasseraufbereitung we-
sentlicher Bestandteil des Multibarrieren-
systems. Etwa 15 Prozent der Fläche von
Deutschland sind als Trinkwasserschutzge-
biet ausgewiesen. Viele Wasserversor-
gungsunternehmen engagieren sich im Ge-
wässerschutz - über Kooperationen mit der
Landwirtschaft, durch Rohwasserkontrolle
und durch Forschung. 
Zur Interessenwahrung arbeiten Versor-
gungsunternehmen auf nationaler und in-
ternationaler Ebene zusammen. Beispiele
dafür sind Arbeitsgemeinschaften am Rhein
(AWBR, ARW und RIWA) oder für Trinkwas-
sertalsperren (ATT). Es ist erklärtes Ziel, in
den zur Trinkwasserversorgung genutzten
Fließgewässern eine Gewässerqualität zu
erreichen, die es erlaubt, mit lediglich natur-
nahen Aufbereitungsverfahren wie der Ufer-
filtration Trinkwasser zu gewinnen. 

Problem Wasserverteilung Nach dem
Verlassen der Wasserwerke kann sich das
Trinkwasser auf dem Weg zu den Verbrau-
chern nachteilig verändern. Die Verände-
rung beruht auf Wechselwirkungen des
Wassers mit den Werkstoffen, die im Kon-
takt mit dem Trinkwasser stehen sowohl in
den öffentlichen Verteilungsnetzen - Pro-
bleme mit Eisen und Biofilm - als auch in der
privaten Hausinstallation - Probleme mit
Blei, Kupfer, Nickel und Kunststoffen. 
Um solche Beeinträchtigungen zu minimie-
ren, dürfen nur geeignete Materialien ver-
wendet werden. Werkstoffe dürfen an das
Wasser keine Verunreinigungen, keine ge-
ruchlich oder geschmacklich wahrnehmba-
ren Stoffe und auch keine Nährstoffe für Mi-
kroorganismen abgeben - jedenfalls nicht
mehr als technisch unvermeidbar. 
Werkstoffe müssen auf die Eigenschaften
von Wasser abgestimmt sein, um techni-
sche Schädigungen - etwa durch Korrosion
- zu vermeiden. Um qualitative und hygieni-
sche Probleme zu minimieren, ist die Sicher-
stellung eines ausreichenden Durchflusses
durch die Leitungen notwendig. Wasserspa-
ren hat dort seine Grenzen, wo die Qualität
des Trinkwassers durch Stagnation in den
Rohrleitungen beeinträchtigt wird. b

ie höchste Stadt Nordrhein-Westfa-
lens, die Stadt Winterberg, hat derzeit

rund 14.920 Einwohner/innen im Haupt-
und Nebenwohnsitz und ist mit mehr als
11.000 Hotelbetten und über eine Million
Gästeübernachtungen das touristische
Zentrum des Hochsauerlandes. Größter
Wirtschaftszweig der Stadt Winterberg ist
der Tourismus. Neben den drei Ferienparks -
Hapimag, Dorint und Landal - werden in
Winterberg viele Hotels, Pensionen, Gast-
höfe und Ferienwohnungen betrieben. 
Die Stadt Winterberg hat eine Fläche von
148 Quadratkilometer und mit 86 Einwoh-
ner/innen pro Quadratkilometer eine eher
geringe Bevölkerungsdichte. Sie hat seit der
Gemeindegebietsreform 1975 neben der
Kernstadt 14 weitere Ortsteile und liegt in
einer Mittelgebirgslandschaft, in der das
Rothaargebirge im Durchschnitt 800 Meter
über NN als beherrschender Höhenzug mit
seiner geografischen Bezeichnung „Hoch-
sauerland“ der Region seinen Namen gege-

ben hat. Die beiden Erhebungen Kahler As-
ten und Langenberg stellen die Eckpfeiler
der Mittelgebirgslandschaft dar und bilden
gleichzeitig die Wasserscheide zwischen
Rhein und Weser. 
Die Topografie der Region gleicht einer typi-
schen Mittelgebirgslandschaft mit den tief
eingeschnittenen Tälern der Hauptgewäs-
ser Orke und Helle, die beide in die Weser
münden, und den flachen Talmulden der
Ruhr, die in den Rhein mündet. Die bebau-
ten Flächen verteilen sich auf die Höhenzü-
ge, auf die Täler und auch auf die Flanken
der unterschiedlichen Gewässer. Die ver-

Henrik Weiß 
ist Vorstand 
der Stadtwerke 
Winterberg

DER AUTOR

Die Stadtwerke Winterberg müssen zusätzlich zur Versorgung der 
rund 15.000 Einwohner/innen in der Kernstadt und in den 
14Ortsteilen für rund 11.000 Feriengäste Trinkwasser bereitstellen

Wasserversorgung in der 
Stadt Winterberg

▲ In Winterberg benötigen nicht nur die Einheimischen, sondern auch 
viele Tourist(inn)en sauberes Trinkwasser

D

Absatzmarkt 
Tourismus 
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sorgten Gebiete haben ländlichen bis klein-
städtischen Charakter mit geschlossener
bis offener Bebauung. 

AöR gegründet Zum 1. Januar 2007 grün-
dete die Stadt Winterberg aus den Eigenbe-
trieben Wasserwerk und Abwasserwerk die
Stadtwerke Winterberg Anstalt öffentli-
chen Rechts (AöR). Die Betriebsführung des
Abwasserwerkes hatte bis dahin ein priva-
ter Dienstleister. Die Stadtwerke Winter-
berg AöR verstehen sich mit ihren 20 Mitar-
beiter/innen als kundenorientierter Ser-
vice- und Dienstleistungsbetrieb, der sich
hohen gesetzlichen Anforderungen stellt. 
Der Schutz des Winterberger Grundwassers
ist ein besonderes Anliegen. Auch zukünftig
soll die Versorgung mit qualitätvollem
Trinkwasser aus dem heimischen Wasser-
dargebot erfolgen. Dafür unabdingbar ist

gen über ein 325 Kilometer langes, leis-
tungsfähiges Versorgungs- und Verbund-
netz für die rund 5.000 Hausanschlüsse der
Trinkwasserversorgung. Hiervon entfallen
gut 240 Kilometer auf die Hauptversor-
gungsleitungen. Über dieses Verbundnetz
werden alle Ortsteile der Stadt Winterberg
mit Ausnahme eines Ortsteils versorgt. Des-
sen Versorgung mit Trinkwasser geschieht
durch eine Wasserinteressengemeinschaft. 
Insgesamt werden derzeit 14.920 Einwoh-
ner/innen mit Haupt und Nebenwohnsitz
versorgt. Hinzu kommen nach Angabe der
Tourist-Information Winterberg die Anzahl
der im Jahr 2015 gemeldeten 9.197 Gäste-
betten - bereitgestellt durch Häuser mit
mehr als zehn Betten - sowie die einzelnen
Gästezimmer und kleinen Pensionen mit
gut 2.000 Betten. 
Somit sind im Spitzenfall rund 26.000 Per-

Um die Qualität des Trinkwassers jederzeit
zu gewährleisten, haben die Stadtwerke in
neue Ultrafiltrationsanlagen investiert -
bisher in den Hochbehältern Bremberg und
Hackelberg. Die Kosten beliefen sich auf gut
900.000 Euro. Ziel der Ultrafiltrationsanla-
gen ist eine Verbesserung der Wasserquali-
tät. Die Ultrafiltration ist ein Filter mit ultra-
feinen Poren von etwa 15 millionstel Milli-
meter Größe. Diese Poren sind kleiner als al-
le mikrobakteriologischen Bestandteile des
Wassers. Bakterien, Viren und Parasiten
werden ohne Zusatz von Chemie und ohne
Bestrahlung durch einen Filtrationsvorgang
aus dem Wasser entfernt. 

Filter hoch wirksam Im Vergleich dazu
ist ein menschliches Haar 100 Mikrometer
(1µm = 1 millionstel Meter) groß, ein Virus
rund 25 Nanometer (1nm = 1 milliardstel

▲ Schutz des Grundwassers beginnt beim Schutz 
der Gewässer - hier die Quellfassung der Ruhr

▲ Zur Entfernung kleinster Verunreinigungen haben die Stadtwerke Winterberg 
im Hochbehälter Hackelberg eine neue Ultrafiltrationsanlage installiert 
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unter anderem eine funktionierende Ab-
wasserentsorgung. Deren Betrieb wird
durch ständige Instandhaltung und Erneue-
rung der Anlagen gesichert. 
Das Versorgungsgebiet setzt sich aus 14
Ortsteilen zusammen. Zur Sicherstellung
der Trinkwasserversorgung werden 17
Hochbehälter zur Wasserspeicherung mit
insgesamt 10.265 Kubikmeter Speichervolu-
men und vier Pumpwerke zur Wasserbeför-
derung betrieben. 

Wassergewinnung dezentral Von den
49 für die Rohwasserförderung zur Verfü-
gung stehenden Wassergewinnungsanla-
gen - mit Quellen und Tiefenbrunnen im
Versorgungsbereich - werden derzeit 41 be-
trieben. Die Stadtwerke Winterberg verfü-

sonen mit Trinkwasser zu beliefern. Hierfür
werden rund 950.000 Kubikmeter Trink-
wasser gefördert und aufbereitet. Weitere
rund 260.000 Kubikmeter werden an die
Nachbarkommunen verkauft. 

Moderate Gebühr Die Wassergebühren,
die von der AöR erhoben werden, teilen sich
in Winterberg in eine Wohneinheitenge-
bühr und eine Verbrauchsgebühr. Die
Wohneinheitengebühr liegt bei 0,13 Euro
pro Tag - sprich: 47,75 Euro netto oder 50,77
Euro brutto pro Jahr. Die Verbrauchsgebühr
liegt bei 1,06 Euro pro Kubikmeter zuzüglich
Mehrwertsteuer. Somit muss eine vierköp-
fige Familie im Eigenheim bei gut 180 Ku-
bikmeter Jahresverbrauch im Jahr rund 255
Euro für Trinkwasser bezahlen. 

Meter). Ein Kolibakterium misst mindestens
0,5 Mikrometer, ist also mehr als 1.000mal
größer als die Poren der Membran. Die Filter
werden durch die automatische Steuerung
der Anlage regelmäßig gespült. Die Anla-
gen sind ein wichtiger Baustein in einem
Multibarrierenprinzip, um das wichtigste
Lebensmittel Wasser noch besser zu schüt-
zen. Für dieses sowie das kommende Jahr ist
der Bau von zwei weiteren Anlagen geplant. 
Die Wassergebühr ist seit Jahren konstant,
und der Wasserversorgungsbereich der
Stadtwerke ist schuldenfrei. Somit sind die
Stadtwerke im Wasserbereich in techni-
scher wie auch in betriebswirtlicher Hin-
sicht gut aufgestellt - und dies trotz oder
vielleicht gerade wegen ihrer vergleichs-
weise geringen Größe. b
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rinkwasserkonzessionsverträge gestat-
ten die Nutzung öffentlicher Verkehrs-

wege für die Verlegung und den Betrieb des
Trinkwassernetzes sowie die Durchführung
der örtlichen Wasserversorgung. Soweit die
Wasserversorgung nicht von der jeweiligen
Kommune selbst durchgeführt wird, muss
der Betreiber dieses Leitungsnetzes, der dann
gleichzeitig auch der kommunale Wasserver-
sorger ist, regelmäßig neu bestimmt oder
ausgehandelt werden. 
Zahlreiche in der Vergangenheit abgeschlos-
sene Wasserkonzessionsverträge laufen in
den kommenden Jahren aus und sind daher
neu zu vergeben respektive zu verlängern.
Die einzelnen Schritte des durchzuführenden
Verfahrens sind jedoch nicht zweifelsfrei be-
stimmt.
Anerkannt ist, dass Wasserkonzessionsverträ-
ge grundsätzlich Dienstleistungen im Sinne
der Richtlinie über die Vergabe von Konzessio-
nen (RL 2014/23/EU) sind, sie also grundsätz-
lich unter deren Regelungen fallen. Aufgrund
der Bereichsausnahme in Art. 12 Abs. 1 der
Richtlinie, umgesetzt in § 149 Nr. 9 des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(GWB), werden die Wasserkonzessionen je-

doch vom Anwendungsbereich der Richtlinie
ausgenommen. Die Regelungen der Dienst-
leistungsrichtlinie entfalten daher keine Wir-
kung für die Vergabe von Wasserkonzessio-
nen. Andere nationale Regelungen zur Verga-
be von Wasserkonzessionen existieren nicht.

Auswahlverfahren üblich Dies bedeutet
aber im Regelfall nicht, dass auf ein Auswahl-
verfahren verzichtet werden kann. Vielmehr
gelten nach der Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) für Dienstleis-
tungskonzessionen die Bestimmungen der
europäischen Verträge, insbesondere die
Grundfreiheiten des Vertrages über die Euro-

päische Union, aus denen sich allgemeine
Verfahrensanforderungen ableiten lassen.
Dies betrifft vor allem das Diskriminierungs-
verbot, den Gleichbehandlungsgrundsatz
und das Transparenzgebot. Auch eine Kon-
zessionsvergabe im Bereich der Trinkwasser-
versorgung muss diese Vorgaben also grund-
sätzlich einhalten. 
Ausnahmsweise kann auf ein solches Verfah-
ren verzichtet werden, wenn an der Konzessi-
on kein objektives grenzüberschreitendes In-
teresse - so genannte Binnenmarktrelevanz -
besteht. Nach den „Häufig gestellten Fragen
zu dem Verfahren, dem Abschluss und der
Freistellung von Wasserkonzessionsverträ-
gen“ des NRW-Ministeriums für Wirtschaft,
Energie, Industrie, Mittelstand und Handwerk
- Energiekartellbehörde1 - im Folgenden FAQ
genannt - ist diese Binnenmarktrelevanz für
den jeweiligen Einzelfall zu prüfen. 

Relevanz für BinnenmarktDabei können
sich nicht nur ausländische Bewerber/innen
auf eine Binnenmarktrelevanz berufen. Auch
in einem Vergabeverfahren, an dem nur na-
tionale Bietende teilnehmen, können diese
Bieter die Binnenmarktrelevanz geltend ma-
chen.2 In den von der Kommunal Agentur
NRW begleiteten Verfahren zeigte sich, dass

richtig auswählen 

Auch wenn Konzessionsverträge für Trinkwasser von der 
EU-Dienstleistungsrichtlinie ausgenommen sind, ist meist ein 
Vergabeverfahren durchzuführen, wofür es aber wenig Regeln gibt

Grundzüge eines Wasserkonzessionsverfahrens

Kommunen können entscheiden, ob sie die Wasserversorgung selbst 
übernehmen oder per Konzessionsvertrag ein Unternehmen beauftragen FO
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Astrid Konzelmann ist 
Volljuristin bei der 
Kommunal Agentur NRW

Dr. Ralf Togler ist 
Sachbereichsleiter Technik
und Umwelt bei der 
Kommunal Agentur NRW

1 Abrufbar unter http://www.wirtschaft.nrw.de/energie/
energiekartellrecht/KonzessionsvergabeWasser/index.ph

2 S. Urteil des EuGH vom 14.11.2013 – C-221/12 (Belgacom NV)
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sich im überwiegenden Teil der Fälle mindes-
tens zwei Bewerber/innen auf eine Wasser-
konzession bewerben, eine Binnenmarktrele-
vanz also nicht von vornherein ausgeschlos-
sen werden kann. Im Zweifelsfall sollte daher
ein Verfahren durchgeführt werden, um den
europäischen Vorgaben gerecht zu werden.
Ebenfalls kann im Einzelfall auf ein solches
Verfahren verzichtet werden, wenn die Vo-
raussetzungen einer Inhouse-Vergabe vorlie-
gen. Dies ist der Fall, wenn das öffentliche Un-
ternehmen, an das die Wasserkonzession ver-
geben wird, von der Kommune kontrolliert
werden kann und das Konzessionsunterneh-
men im Wesentlichen für die Kommune tätig
wird.
Ist ein Verfahren durchzuführen, sollte aus
Gründen der Transparenz das Auslaufen ei-
nes Wasserkonzessionsvertrages öffentlich
bekannt gemacht werden. Dafür können die
üblichen Medien - Tageszeitung, öffentliche
Bekanntmachung, Ratsinformationssystem,
Bundesanzeiger, Amtsblatt der EU - ausge-
wählt werden. Rechtliche Vorgaben dazu exis-
tieren nicht.3

Frei von Diskriminierung Das Verfahren
selbst ist ebenfalls an den europäischen
Grundsätzen auszurichten, also vor allem
transparent und diskriminierungsfrei zu ge-
stalten. Dies kann beispielsweise durch Fest-
legung und Gewichtung geeigneter Aus-
wahlkriterien erfolgen. Es können aber auch
andere Wege gewählt werden, solange die
genannten Grundprinzipien eingehalten
werden. Diesbezügliche konkrete Vorgaben
existieren jedoch nicht. 
Für den Inhalt eines Wasserkonzessionsver-
trages sind die noch aus dem Jahr 1941 stam-
mende „Anordnung über die Zulässigkeit von
Konzessionsabgaben der Unternehmen und
Betriebe zur Versorgung mit Elektrizität, Gas
und Wasser an Gemeinden und Gemeinde-
verbände (KAEAnO)“ sowie die aus dem Jahr
1943 stammende „Ausführungsanordnung
zur Konzessionsabgabenanordnung (A-KAE)“
zu beachten. Diese legen unter anderem die
Höhe der zulässigen Konzessionsabgabe fest
und enthalten Regelungen etwa für den Kom-
munalrabatt oder die Löschwasserversor-
gung. 
Aussagen zur maximalen Vertragslaufzeit
enthalten die Anordnungen nicht. Die Ener-
giekartellbehörde sieht eine Laufzeit von
höchsten 40 Jahren inklusive Verlängerungs-
option als zulässig an.4 Übliche Regelungen

in Wasserkonzessionsverträgen sind regel-
mäßig Vereinbarungen zu den Folgepflich-
ten - sprich: die Verpflichtung des Wasserver-
sorgungsunternehmens, die im Hinblick auf
eine Straßenbaumaßnahme technisch not-
wendigen Maßnahmen an den gestatteten
Leitungen durchzuführen - sowie die Rege-
lung der entsprechenden Folgekostenpflicht,
Durchleitungsfälle, Bestimmungen zum Ver-
tragsende (Endschaft), Haftungsfragen, Aus-
kunftsansprüche, sowie Anforderungen an
die Trinkwasserqualität. 

Leistung und Gegenleistung Die Ver-
tragsfreiheit findet ihre Grenzen im so ge-
nannten Nebenleistungsverbot. Maßgeblich
für eine unzulässige Nebenleistung ist vor al-
lem die fehlende angemessene Gegenleis-
tung oder das fehlende wirtschaftliche Ent-
gelt - beispielsweise bei der Durchführung
von Maßnahmen, die eigentlich seitens der
Kommune zu erledigen wären, auf Kosten
des Unternehmens. 
Ist das Konzessionsverfahren ordnungsge-
mäß durchgeführt worden und der Vertrag
mit dem neuen Wasserversorger abgeschlos-
sen, muss dieser bei der Energiekartellbehör-
de angemeldet werden. Wird die Anmeldung
unterlassen, ist der Vertrag nichtig.
Auch wenn in Einzelfällen auf ein Verfahren
zur Vergabe der Wasserkonzession verzich-
tet werden kann, dürfte doch in der überwie-
genden Zahl der Fälle ein solches erforderlich
sein. Die hierbei einzuhaltenden Vorgaben
werden durch das europäische Primärrecht
zwar abstrakt bestimmt, aber nicht weiter
konkretisiert. Da es bislang kaum Rechtspre-
chung zu dieser Thematik gibt, muss letztlich
jede Kommune selbst festlegen, wie die Ein-
haltung des EU-Primärrechts sichergestellt
werden kann. Hilfestellung hierzu liefern die
neuen FAQ der Energiekartellbehörde. b

Bei Konzessionsverträgen für Trinkwasser 
ist auch Nutzung, Wartung 

und Ausbau des Rohrnetzes zu regeln
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3 So die FAQ, S. 1
4 FAQ, S. 7

Nach wie vor enthält das 
Grundwasser in manchen 
Regionen von NRW zuviel Nitrat
aus der Landwirtschaft - so ein
Bericht von 2014 -, wobei über
die Jahre kein eindeutiger Trend
festzustellen ist

Nitratbelastung des       

uf Initiative der Länderarbeitsgemein-
schaft Wasser (LAWA) haben die Bun-

desländer seit 1984 Messnetze für die
Grundwassergüte aufgebaut. Diese ent-
halten sowohl staatliche Messstellen als
auch Messstellen Dritter - etwa von Was-
serversorgern. Damit ist dieser Zeitpunkt
auch für Nordrhein-Westfalen als Beginn
einer landesweiten Überwachung der
Grundwasserqualität anzusehen, die bis
heute kontinuierlich weiter ausgebaut
worden ist. 
Die Beobachtung der Nitratkonzentration
spielte dabei von Beginn an eine herausra-
gende Rolle. In allen Grundwasserberichten
des Landes wurde seit dem ersten Bericht

Vor allem über Gülle gelangt zu viel Nitrat in
den Boden und damit auch ins Grundwasser

A
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brunnen im Regierungsbezirk Detmold - ei-
ne regionale Häufung von Messstellen er-

kennbar ist.  Jede der für diese Auswertung
herangezogenen 3.709 Messstellen ist für
diesen Zeitabschnitt mit dem Mittelwert
der Nitratkonzentration in Milligramm pro
Liter (mg/L) abgebildet. Die Messwerte
sind jeweils einer der vier Konzentrations-
klassen zugeordnet. Diese sind identisch
mit denen aus den Nitratberichten, welche
die Bundesrepublik Deutschland alle vier
Jahre an die EU-Kommission zu liefern hat.
2.506 der 3.709 Messstellen - 67,6 Prozent -
weisen Nitratbelastungen bis 25 mg/L auf.
Damit gehören zwei von drei Messstellen
dieser mit Abstand dominierenden Kon-
zentrationsklasse an. Diese 25 mg/L ent-
sprechen dem halben Wert der Qualitäts-
norm für Nitrat im Grundwasser, wie er in
der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie
(EG-WRRL) festgelegt worden ist. 

Ziel weniger Schadstoffe Ziel der EG-
WRRL ist unter anderem, die Belastung des
Grundwassers durch Schadstoffe - in diesem
speziellen Fall Nitrat - zu verringern oder

     Grundwassers in Nordrhein-Westfalen 
1984/85 der jeweils aktuelle Stand der Ni-
tratbelastung dargestellt und zuletzt im
November 2014 durch das Lan-
desamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz NRW als LA-
NUV-Fachbericht 55 präsentiert
(siehe Kasten „Zur Sache“ Seite
26).

Erhebung 2014 Die Nitratbe-
lastung in den oberen grund-
wasserführenden Schichten im
Zeitraum 2010 bis 2013 zeigt
Schaubild 1. Die Messstellenab-
frage dokumentiert den Stand
der Grundwasserdatenbank
vom 27.03.2014. Alle Teilregio-
nen des Landes sind durch
Messstellen vertreten. 
Eine annähernd gleichmäßige
Verteilung der Messstellen in
der Fläche scheint damit gege-
ben, auch wenn entlang des
Rheins sowie an der westli-
chen Landesgrenze und im
Nordosten von Nordrhein-
Westfalen - bedingt durch die
überwiegenden Rohwasser-

Peter Neumann ist 
Diplom-Geologe beim
Landesamt für Natur,
Umwelt und Ver-
braucherschutz NRW

DER AUTOR

Die EU-weite Qualitätsnorm von 50 Milligramm Nitrat pro 
Liter wurde zwischen 2010 und 2013 im Schnitt an 517 
von NRW-weit 3.709 Messstellen überschritten (rot markiert)
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ganz auf Null zu bringen.
Die Belastung des oberflä-
chennahen Grundwassers
in Nordrhein-Westfalen
zeigt sich besonders durch
die Messstellen mit einem
Mittelwert größer als 50
mg/L - die EU-weit festge-
legte Qualitätsnorm. Diese
517 Messstellen machen
13,9 Prozent aller abge-
fragten Messstellen aus.
Somit ist etwa jede sieben-
te davon betroffen. 
Besonders diese Messstel-
len werden zur Bewer-
tung der Grundwasserbe-
lastung herangezogen.
Der Anteil von 13,9 Pro-
zent bezieht sich auf die
gesamte Landesfläche. Al-
lerdings sind diese Mess-
stellen der Konzentrati-
onsklasse über 50 mg/L -
in Schaubild 1 rot gekenn-
zeichnet - nicht annä-
hernd gleichmäßig über die Landesfläche
verteilt. Während sie in Ostwestfalen so-
wie südlich der Lippe und östlich des Rheins
nur gelegentlich vorkommen, sind Schwer-
punktregionen westlich des Rheins, ent-
lang der westlichen Landesgrenze sowie im
Münsterland deutlich erkennbar. 

Ungleiche Verteilung Mit der Darstel-
lung der Gesamtanzahl ausgewerteter
Messstellen pro Kreis respektive kreisfreier
Stadt und dem prozentualen Anteil der

EU-VERFAHREN WEGEN NITRATBELASTUNG
In Nordrhein-Westfalen sind auf 40 Prozent der Landesfläche die grundwasserführenden Schichten
wegen allzu hoher Nitratbelastungen in einem chemisch schlechten Zustand. Die Ziele der EG-Was-
serrahmenrichtlinie, bis 2015 den guten Zustand in allen Grundwasserkörpern zu erzielen oder ein-
zuhalten, werden damit noch nicht erreicht. 
Im LANUV-Fachbericht 55 von 2014 wird die Situation in NRW für den Zeitraum 2010-2013 sowie
die langjährige Entwicklung von 1992 bis 2011 auf Messstellenebene dokumentiert. Der Bericht glie-
dert sich in einen Hauptbericht und fünf Anlagen - eine je Regierungsbezirk. Der LANUV-Fachbericht
kann samt Anlagen im Internet kostenfrei heruntergeladen werden unter 

https://www.lanuv.nrw.de/ landesamt/veroeffentlichungen/publikationen .

Weil auch in anderen Bundesländern das Grundwasser vielfach zu viel Nitrat ent-
hält, hat die EU-Kommission Ende April 2016 die Bundesrepublik Deutschland we-
gen Verletzung der EU-Verträge verklagt. Der Vorwurf geht dahin, dass Deutschland
keine hinreichenden Maßnahmen getroffen habe, um die Nitratverunreinigung

wirksam zu bekämpfen und seine Rechtsvorschriften entsprechend den EU-Vorschriften für Nitrat -
Richtlinie 91/676/EWG - zu überarbeiten. 
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▲ Vor allem in den westlichen Randgebieten von NRW wird die Nitrat-Qualitätsnorm am häufigsten überschritten

Messstellen mit Überschreitung der Quali-
tätsnorm macht Schaubild 2 diese Un-
gleichverteilung besonders deutlich. Eben-
falls weist der Bericht durch eine detaillier-
te Auswertung unter Berücksichtigung des
Einflusses der Nutzung der Landoberfläche
auf die Grundwassermessstelle aus, dass
Messstellen mit einer Beeinflussung durch
Landwirtschaft - besonders durch Ackerbau
- einen wesentlichen Anteil an der Über-
schreitung der Qualitätsnorm haben. 
Somit kann die landesweit durchschnittli-

che Nitratbelastung in Gestalt von 13,9 Pro-
zent der Messstellen mit dem Ergebnis
„grösser als Qualitätsnorm“ in Teilregionen
sehr viel ungünstiger ausfallen. Dies hat
zur Folge, dass beispielsweise Wasserver-
sorger einem wesentlich höheren Aufwand
betreiben müssen, um Trinkwasser, das
dem Grenzwert für Nitrat gemäß der Trink-
wasserverordnung - ebenfalls 50 mg/L -
entspricht, bereitstellen zu können. 
Die im LANUV Fachbericht 55 für den Zeit-
raum 1992 bis 2011 dokumentierte Entwick-
lung der Nitratbelastung zeigt landesweit
für das Kollektiv von 1.680 Messstellen
zwar eine geringfügige Verringerung der
Nitratbelastung an. Diese kann aber in eini-
gen Teilregionen und bei machen Messstel-
lenvarianten - Messstellentyp, Nutzungs-
beeinflussung oder Lage der Grundwasser-

messstelle innerhalb respektive außerhalb
von Wasserschutzgebieten - auch einen
signifikant gegenteiligen Trend zeigen. 
Dadurch entsteht vielfach der Eindruck,
dass in den zurückliegenden 20 bis 30 Jah-
ren bezüglich der Nitratbelastung im ober-
flächennahen Grundwasser kaum eine po-
sitive Entwicklung stattgefunden hat. Ni-
trat bleibt deshalb wegen der langen Reak-
tionszeit im Grundwasser auch in den künf-
tigen Jahren ein wesentlicher Faktor bei der
Beurteilung der Grundwasserqualität. b
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urch das Steueränderungsgesetz 2015
vom 2. November 2015 wurde hinsicht-

lich der Umsatzbesteuerung der juristischen
Personen des öffentlichen Rechts ein grund-
legender Systemwechsel im Hinblick auf den
Unternehmerbegriff von juristischen Perso-
nen des öffentlichen Rechts herbeigeführt. 
Nach der grundlegenden Definition in § 2
Abs. 1 Umsatzsteuergesetz (UStG) ist Unter-
nehmer im umsatzsteuerrechtlichen Sinne
derjenige, der eine gewerbliche oder berufli-

che Tätigkeit selbstständig ausübt. Für juris-
tische Personen des öffentlichen Rechts wur-
de dies bislang durch § 2 Abs. 3 UStG konkre-
tisiert. Hiernach waren die juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts nur im Rah-
men ihrer Betriebe gewerblicher Art - § 1 Abs.
1 Nr. 6, § 4 Körperschaftsteuergesetz - sowie
ihrer land- oder forstwirtschaftlichen Betrie-
be gewerblich oder beruflich tätig. 
Durch das Steueränderungsgesetzes 2015
wurde der bisherige § 2 Abs. 3 UStG aufge-
hoben, und ein neuer § 2 b UStG wurde ge-
schaffen. Hintergrund ist eine Anpassung
des nationalen Rechts an die Vorgaben der
europäischen Mehrwertsteuersystem-
richtlinie (RL 2006/112/EG). Dies war schon
seit einigen Jahren erwartet worden.

Moratorium bis Ende 2016 Anwend-
bar ist die „alte“ Rechtslage nach § 2 Abs. 3

UStG in der am 31. Dezember 2015 gelten-
den Fassung noch auf Umsätze, die nach
dem 31. Dezember 2015, aber vor dem 1. Ja-
nuar 2017 getätigt werden. Juristische Per-
sonen des öffentlichen Rechts können je-
doch durch einmalige gesonderte Erklä-
rung bis zum 31. Dezember 2016 gegen-
über dem zuständigen Finanzamt für die
weitere Anwendung des § 2 Abs. 3 auf
sämtliche nach dem 31. Dezember 2016
und vor dem 1. Januar 2021 getätigten Um-
sätze optieren. 
Laut Finanzverwaltung war auf der Grund-
lage des alten § 2 Abs. 3 UStG bislang Vo-
raussetzung für die Annahme der Unter-
nehmereigenschaft einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts das Vorliegen
eines ertragsteuerlichen Betriebes ge-
werblicher Art (BgA). Diese Sichtweise
führte dazu, dass Tätigkeiten die ertrag-
steuerlich nicht zur Annahme eines BgA
führen wie etwa Vermögensverwaltung
und hoheitliche Tätigkeiten - einschließ-
lich hoheitlicher Hilfsgeschäfte oder Bei-
standsleistungen gegenüber anderen ju-
ristischen Personen des öffentlichen

Mehr 
Prozente 
drauf? 

In der Umsatzbesteuerung juristischer Personen des öffentlichen
Rechts findet zum Jahresbeginn 2017 ein Systemwechsel statt, 
den Kommunen jedoch bis Ende 2020 aufschieben können

Reform der Umsatzsteuer für die öffentliche Hand 

WP/RA/StB Markus
Esch ist Partner der Dr.
Heilmaier & Partner
GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsge-
sellschaft

DER AUTOR

▲ Kommunen müssen spätestens ab 2021 für bestimmte Leistungen Umsatzsteuer abführen
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Rechts - sowie wirtschaftliche Tätigkeiten
mit Jahresumsatz unter 30.678 Euro als
nicht umsatzsteuerrelevant behandelt
wurden. 
Zukünftig ist diese von der Finanzverwal-
tung vertretene Anknüpfung des Umsatz-
steuerrechts an das Ertragsteuerrecht,
welche im Übrigen seitens der Finanz-
rechtsprechung schon seit Jahren unter
Hinweis auf die Regelungen der Mehr-
wertsteuersystemrichtlinie verworfen
wird, nicht mehr gegeben. Es findet eine
Abkopplung des Umsatzsteuerrechts vom
Ertragsteuerrecht statt.

Art des Handelns Zukünftig wird der Art
des Handelns der juristischen Person des
öffentlichen Rechts entscheidende Bedeu-
tung zukommen. Wird eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts auf privat-
rechtlicher Grundlage tätig, so richtet sich
die Frage der Unternehmereigenschaft
nach der allgemeinen Unternehmerdefini-
tion des § 2 Abs. 1 Satz 1 UStG. Besondere
Vergünstigungen genießt die juristische
Person des öffentlichen Rechts hierbei
nicht.
Übt sie hingegen eine Tätigkeit aus, die ihr
im Rahmen der öffentlichen Gewalt ob-
liegt, wird sie also im Rahmen einer öffent-
lich-rechtlichen Sonderregelung und nicht
unter denselben rechtlichen Bedingungen
wie private Wirtschaftsteilnehmer tätig,
bestimmt sich die Unternehmereigen-
schaft nach dem neuen § 2b UStG. Die
Kommune ist dann nur Unternehmer, so-
fern eine Behandlung als Nichtunterneh-
mer zu größeren Wettbewerbsverzerrun-
gen führen würde. 
Der Begriff der größeren Wettbewerbsver-
zerrungen wird von der Rechtsprechung
weit ausgelegt. Es reicht aus, wenn die
Wettbewerbsverzerrungen „mehr als un-
bedeutend“ sind. Dabei ist nicht nur der
gegenwärtige, sondern auch der poten-
zielle Wettbewerb zu berücksichtigen, und
auf die Verhältnisse im jeweiligen „lokalen
Markt“ kommt es nicht an. Faktisch ist bis-
lang von größeren Wettbewerbsverzerrun-
gen nur dann nicht auszugehen, wenn ein
Marktzutritt für einen privaten Wirt-
schaftsteilnehmer aufgrund gesetzlicher
Regelungen ausgeschlossen ist. 

Wann Wettbewerb verzerrt?Vor dem
Hintergrund wird im neuen § 2b UStG in
den Absätzen 2 und 3 der Versuch unter-
nommen, die Frage, wann von größeren
Wettbewerbsverzerrungen auszugehen
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ist, negativ abzugrenzen. Nach § 2b Abs. 2
UStG liegen größere Wettbewerbsverzer-
rung insbesondere dann nicht vor, wenn
der von einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts im Kalenderjahr aus
gleichartigen Tätigkeiten erzielte Umsatz
voraussichtlich 17.500 Euro nicht über-
steigt oder wenn vergleichbare, auf privat-
rechtlicher Grundlage erbrachte Leistun-
gen einer Steuerbefreiung unterliegen, oh-
ne dass darauf verzichtet werden kann. 
Für den Fall der Kooperation von juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts
werden in § 2b Abs. 3 UStG Sonderregelun-
gen getroffen. Hiernach liegen größere
Wettbewerbsverzerrungen bei Koopera-
tionen von juristi-
schen Personen des
öffentlichen Rechts
insbesondere dann
nicht vor, wenn die
Leistungen aufgrund
gesetzlicher Bestim-
mungen nur von ju-
ristischen Personen
des öffentlichen
Rechts erbracht wer-
den dürfen (Nr. 1)
oder die Zusammen-
arbeit durch gemein-
same spezifische öffentliche Interessen
bestimmt wird (Nr. 2).
Letzteres soll in Anlehnung an das Verga-
berecht dann regelmäßig der Fall sein,
wenn die Leistungen auf langfristigen öf-
fentlich-rechtlichen Vereinbarungen beru-
hen, dem Erhalt der öffentlichen Infra-
struktur oder der Wahrnehmung einer al-
len Beteiligten obliegenden öffentlichen
Aufgabe dienen, ausschließlich gegen Kos-
tenerstattung erbracht werden und der
Leistende gleichartige Leistungen im We-
sentlichen an andere juristische Personen
des öffentlichen Rechts erbringt. 

Viel UnklarheitVieles ist im Hinblick auf
die Anwendung des neuen §2b UStG noch
offen. So ist beispielsweise unklar, was un-
ter gleichartigen Tätigkeiten im Einzelnen
zu verstehen ist. Auch die Auslegung der
Voraussetzungen in § 2b Abs. 3 Nr. 2 UStG
zur Privilegierung der Kooperation von ju-
ristischen Personen des öffentlichen
Rechts muss als weitgehend ungeklärt an-
gesehen werden. 
Deutlich wird dies beispielsweise an dem
Bericht des Bundestags-Finanzausschus-
ses zum Steueränderungsgesetz 2015 (BT-
Drs. 18/6094). Zur Regelung des § 2 b UStG

wiesen die Koalitionsfraktionen im Finanz-
ausschuss darauf hin, dass auch die Grund-
sätze der vergaberechtlichen Entschei-
dung des EuGH in der Sache Piepenbrock
(EuGH Urteil vom 13.06.2013 -C 386/11) zu
beachten seien. Danach würden Leistungs-
vereinbarungen über verwaltungsunter-
stützende Hilfstätigkeiten - etwa Gebäu-
dereinigung - in der Regel nicht durch ge-
meinsame spezifische öffentliche Interes-
sen bestimmt. Entsprechendes solle dann
auch für Vereinbarungen gelten, deren Ge-
genstand im Wesentlichen auf Grünpflege
sowie Neubau- und Sanierungsmaßnah-
men beschränkt sei. 
Auch wenn diese Hinweise der Koalitions-

fraktionen vor dem Hin-
tergrund des mit der Re-
gelung in § 2b Abs. 3 Nr. 2
UStG verfolgten Zwecks
äußerst kritisch zu sehen
sind, steht zu erwarten,
dass die Sonderregelun-
gen zur Kooperation von
juristischen Personen des
öffentlichen Rechts den
heutigen Status quo nicht
absichern werden - insbe-
sondere im Bereich der
Zusammenarbeit bei ver-

waltungsunterstützenden Hilfstätigkeiten
wie beispielsweise IT-Leistungen.
Aufgrund der erheblichen Unklarheit ist
für eine rechtssichere Gestaltung in der
Praxis insbesondere auf eine Klärung der
Verwaltungsauffassung zu hoffen. Zwar
hat das Bundesfinanzministerium noch
für das laufende Jahr ein Schreiben dazu
angekündigt. Ob darin bereits die nötigen
Klarstellungen enthalten sein werden,
bleibt abzuwarten. 

Mehr unternehmerische Tätigkeit
Insgesamt kann davon ausgegangen wer-
den, dass der durch die gesetzliche Neure-
gelung umgesetzte Systemwechsel bei der
Umsatzbesteuerung der juristischen Per-
sonen des öffentlichen Rechts zu einer
deutlichen Ausweitung der umsatzsteuer-
rechtlich relevanten Tätigkeitsbereiche
führt. Hierdurch können sich Chancen,
aber auch Risiken ergeben.
Auf die neuen Verhältnisse müssen sich
die juristischen Personen des öffentlichen
Rechts einstellen. Hierzu gehört zunächst,
die eigenen Verhältnisse zu analysieren.
Neben einer umfassenden Erhebung und
Würdigung aller Vertragsbeziehungen der
juristischen Person des öffentlichen Rechts

FO
TO

: S
TY

LE
-P

H
OT

O
G

RA
PH

Y 
- F

OT
O

LI
A



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 9/2016 29

BESCHAFFUNG 

gehört hierzu auch die unter dem neuen
Blickwinkel anzustellende Überprüfung
der Haushalte. Dies hat zum Ziel, die fi-
nanziellen Auswirkungen einer etwaigen
Erweiterung der Umsatzsteuerpflicht ei-
nerseits und der damit einhergehenden
Erweiterung der Vorsteuerabzugsberech-
tigung andererseits abschätzen zu kön-
nen. 
Auch wird mittelfristig bei bislang dezen-
tral organisierten juristischen Personen
des öffentlichen Rechts eine verstärkte
Zentralisierung von Tätigkeiten - etwa Ver-
tragsmanagement, Buchhaltung, Steuer-
stelle - erforderlich sein, um den neuen
steuerlichen Gegebenheiten zu entspre-
chen. 

Option zum AufschubVor diesem Hin-
tergrund ist insbesondere die vom Gesetz-
geber in § 27 Abs. 22 UStG eingefügte
Möglichkeit der Option zu begrüßen. Hier-
nach können juristische Personen des öf-
fentlichen Rechts die alte Rechtslage für
sämtliche nach dem 31. Dezember 2016
und vor dem 1. Januar 2021 ausgeführten
Umsätze weiterhin anwenden. 
Hierfür erforderlich ist eine Erklärung der
juristischen Person des öffentlichen
Rechts, die gegenüber dem zuständigen
Finanzamt bis zum 31. Dezember 2016 ab-
gegeben werden muss. Die Frist ist nicht
verlängerbar. Eine Beschränkung der Er-
klärung auf einzelne Tätigkeitsbereiche
oder Leistungen ist dabei nicht zulässig.
Die Option kann nach dem Gesetzeswort-
laut nur mit Wirkung von Beginn eines Ka-
lenderjahres, das auf die Abgabe der Erklä-
rung folgt, widerrufen werden. 
Die juristische Person des öffentlichen
Rechts muss also bis zum 31. Dezember 2016
die grundlegende Entscheidung treffen, ob
das neue Recht unmittelbar ab 1. Januar
2017 gelten oder die Umstellung bis längs-
tens zum 31. Dezember 2020 hinausgescho-
ben werden soll.
Eine gewisse Erleichterung im Hinblick auf
die Entscheidung könnte sich dadurch erge-
ben, dass nach Informationen des Städte-
und Gemeindebundes NRW die Oberfi-
nanzdirektion NRW darauf hingewiesen
hat, ein Widerruf der Optionserklärung sei
grundsätzlich auch rückwirkend möglich.
Dies gehe aus dem Wortlaut des Gesetzes
hervor. Das NRW-Finanzministerium NRW
soll diese Auffassung grundsätzlich bestä-
tigt haben. Eine offizielle Verlautbarung der
Finanzverwaltung auf Bundesebene liegt
aber nicht vor. b

gische Ausrichtung etwa auf gemeinsame
Haushaltsziele weiterentwickelt werden. 
Aktuell fehlt es dem öffentlichen Einkauf
am nötigen Stellenwert. Oft wird er nur als
reine Bedarfs- und Bestellabwicklung be-
trachtet. Nur selten wird die Beschaffung
in die Haushaltsplanung und -budgetie-
rung eingebunden und als wichtiger stra-
tegischer Baustein in der Wertschöpfungs-
kette erkannt. 
Der Begriff „Maverick Buying“ beschreibt den
Zustand und das Problem. Die Verantwort-
lichkeiten sind eher dezentral verteilt, und es
fehlt an klaren Strukturen. Ein strategischer
Einkauf fehlt in den Kommunalverwaltun-
gen oft gänzlich oder ist unterentwickelt.
Dies führt dazu, dass die Kommunalverwal-
tungen trotz der Bedeutung und des finan-
ziellen Umfangs in der Regel ihr Beschaf-
fungsvolumen nicht genau beziffern können. 

Kauf per Klick 

em Beschaffungswesen in der Kom -
munalverwaltung kommt aufgrund

des beträchtlichen Volumens erhebliche
Bedeutung zu. Dabei kann die Beschaffung
einen wesentlichen Einfluss auf die Märk-
te entfalten, wenn der Vorteil einer Nach-
fragemacht erkannt und von den Kommu-
nen gemeinsam genutzt wird. Somit muss
die Rolle der Beschaffung innerhalb der
Kommunalverwaltung grundsätzlich
überdacht und im Hinblick auf eine strate-

Seit die Stadt Monheim am Rhein den elektronischen Bestellkatalog
der KoPart Einkaufsgenossenschaft nutzt, kann sie Verbrauchsgüter
günstiger einkaufen und die Beschaffung transparent machen

Online-Beschaffung ökonomisch
und Zeit sparend 

Sabine Noll 
ist Kämmerin der 
Stadt Monheim 
am Rhein

DIE AUTORIN

D

▲ In der Stadt Monheim am Rhein werden Büromaterialien und andere Verbrauchsgüter mittels
elektronischem Katalog beschafft
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Zu wenig Daten Es bereitet schon Pro-
bleme, allein die Beschaffungsstellen zu
benennen. Kenntnis über das Beschaf-
fungsvolumen und die Produkte - auch als
Grundlage für die Haushaltsplanung - ist
aber Voraussetzung für eine wirtschaftli-
che öffentliche Beschaffung. Angesichts
der schwierigen Haushaltslage vieler Kom-
munen sollte das hier schlummernde Po-
tenzial zur Sicherung der Leistungs- und
Handlungsfähigkeit gehoben werden. 
Die Beschaffung mittels elektronischer Be-
stellkataloge ist die geeignete Grundlage
für einen strategischen Einkauf. Denn eine
manuelle Auswertung des Einkaufsvolu-
mens gestaltet sich angesichts zumeist
unzureichender IT-Infrastruktur als zu auf-
wändig. Der Einkauf über das Katalogsys-
tem bietet die nötige Transparenz, um das
Einkaufsvolumen ermitteln und das Be-

stellverhalten auswer-
ten zu können. 
Dabei verbindet die Be-
schaffung über elektro-
nische Bestellkataloge
die Vorteile aus dezen-
tralen und zentralen Be-
schaffungsorganisatio-
nen und eliminiert da-
durch größtenteils de-
ren Nachteile: 

• Synergiefähigkeit durch bessere Zah-
lungs- und Lieferkonditionen

• Erreichung einer größeren Einkaufs-
macht gegenüber dem Lieferanten 

• Rechtssicherheit bei Vergabe und Bestell-
abwicklung

• Prozessstandardisierung 
• Prozesssicherheit durch Professionalisie-

rung und Qualitätsmanagement
• Preistransparenz

Gegen Preisdiskriminierung Gleich-
zeitig wird das Fachwissen aus den Fach-
abteilungen genutzt, und es wird eine
Zeitverzögerung zwischen Bedarfsmel-
dung und Lieferung vermieden. Ebenso
lässt sich Preisdiskriminierung durch den
Anbieter - etwa durch unterschiedliche
Preise gegenüber unterschiedlichen Be-

darfsstellen und Bestellenden innerhalb
einer Verwaltung - verhindern. 
Grundidee elektronischer Bestellkataloge
ist die Bündelung des eigenen Bedarfs mit
dem anderer Kommunen. Die KoPart, eine
Tochtergesellschaft des Städte- und Ge-
meindebundes NRW, tritt als Vermittler
auf, der die kommunalen Interessen ver-
tritt und die Bildung einer kommunalen
Nachfragemacht unterstützt, der die Platt-
form zur Verfügung stellt und das E-Busi-
ness organisiert. Anstatt der zeitrauben-
den papierbasierten Einkaufsprozesse
werden durchgängige elektronische Pro-
zesse genutzt, sodass der Einkauf schneller
und kostengünstiger ist.
Ob Büromaterial, Feuerlöschschaum oder
Betten für Flüchtlingsunterkünfte - mit
dem Bestellkatalog der KoPart ist ein
schneller unkomplizierter Abruf von Stan-
dardprodukten aus Rahmenvereinbarun-
gen möglich. Langwierige Bestellungen,
die Einholung mehrerer Angebote oder die
Durchführung von Vergabeverfahren er-
übrigen sich. Die Nutzenden haben die
Wahl zwischen rund 9.500 Produkten aus
mehr als 13 Rahmenverträgen.

Zeit gespart Eine Bestellung ist rund um
die Uhr möglich. Der Arbeitsaufwand re-
duziert sich deutlich, insbesondere bei der
Beschaffung von so genannten C-Gütern
wie Büromaterialien. Den Beschäftigten in
den Fachbereichen bleibt mehr Zeit für ih-
re originären fachlichen Aufgaben. Durch
die standardisierte Abwicklung von Bestel-
lungen verringern sich zudem die Prozess-
kosten. 
Die Aktualisierung erfolgt durch die KoPart
automatisch und im Hintergrund. Infor-
mationen sind für alle Bedarfsträger leich-
ter verfügbar und werden zeitgleich zur
Verfügung gestellt. Verwaltungsinterne
Genehmigungsprozesse können ebenso
wie einzelne Budgets individuell hinter-
legt werden. Anhand auswertbarer Daten
kann mit zunehmender Nutzung des Kata-
logs erstmals eine belastbare Datenbasis
aufgebaut werden - als Grundlage für ei-
nen strategischen Einkauf und sein Wirt-
schaftlichkeitspotenzial sowie für die
Haushaltsplanung. 

Pro Pilotkommune Obwohl sich die
Stadt Monheim am Rhein in einer soliden
positiven Haushaltslage befindet und der
Druck aus Haushaltskonsolidierungspro-
zessen heraus nicht existiert, hat die Ver-
waltung die Vorteile eines strukturierten

ie Römerbaustelle Aliso (Foto) in
der Stadt Haltern ist eröffnet. Der ers-

te fertiggestellte Bauabschnitt umfasst
den Nachbau des Westtores, der vorgela-
gerten Spitzgräben, der angrenzenden
Holz-Erde-Mauer und der Zugangsrampe. „Diese längste und größte maßstabsgetreue Rekon-
struktion der Umwehrungsanlage eines Römerlagers ist der Versuch, römische Bau- und Kul-
turgeschichte erlebbar zu machen", betonte der Direktor des Landschaftsverbandes Westfalen-
Lippe, Matthias Löb, zur Eröffnung. Der Abschnitt der westlichen Umwehrung des früheren 
römischen Hauptlagers, in dem rund 5.000 Legionäre die Eroberung der rechtsrheinischen 
germanischen Gebiete vorbereiteten, ist 156 Meter lang. Der erste Bauabschnitt der LWL-
Römerbaustelle hat rund 1,5 Mio. Euro gekostet. In einem zweiten Schritt sollen ab 2018 ein
Kasernengebäude sowie eine Offiziersunterkunft entstehen.

EIN RÖMERLAGER 
ENTSTEHT NEU
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◀ Der elektronische 
Katalog erleichtert den Ein-
kauf und spart dadurch
Geld wie Verwaltungszeit
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und gebündelten Beschaffungsprozesses
sofort erkannt. Dies führte rasch zu der
Entscheidung des Verwaltungsvorstands,
sich frühzeitig als Pilotkommune an der
Einführung des elektronischen Bestellka-
talogs der KoPart Anfang 2015 zu beteili-
gen.
Zu Beginn wurden die Bedarfsstellen in-
nerhalb der Verwaltung eruiert, und die
betroffenen Kolleginnen sowie Kollegen
wurden zu einer Informationsveranstal-
tung im Ratssaal eingeladen. Dabei stellte
die KoPart den elektronischen Bestellkata-
log vor und half bei der Klärung offener
Fragen. Ein interner Koordinator steht für
Fragen und Probleme jederzeit zur Verfü-
gung.
Nach Mitteilung der Grunddaten an die
KoPart - Nutzende, Kostenstellen, Kosten-
träger, Genehmigungsstufen - erhielten
die Nutzer und Nutzerinnen eine Zugangs-
berechtigung. Zum 01.01.2015 wurde der
Online-Katalog in Betrieb genommen. 

Katalogbestellung Pflicht Um die
durch Einsatz des elektronischen Katalogs
angestrebten Ziele - Transparenz über das
Einkaufsvolumen, Erzielen von Mengen-
vorteilen und Aufbau einer Nachfrage-
macht gemeinsam mit anderen Kommu-
nen - erreichen zu können, wurde die An-
wendung der KoPart-Bestellkataloge für
alle dort hinterlegten Güter verbindlich
vorgeschrieben. In der Praxis zeigte sich
zunächst wie erwartet Widerstand - ins-
besondere dort, wo die Bestellung per Ka-
talog den persönlichen Einkauf, etwa bei
Büromaterialien, ersetzt. 
Argumente über das Nichtvorhandensein
einzelner Produkte oder der höhere Preis
bei einzelnen Produkten wurden aufge-
fangen mit dem Hinweis, dass solche Fest-
stellungen dem internen Koordinator für
die KoPart-Bestellkataloge zu melden sind.
Damit sollte die KoPart in die Lage versetzt
werden, durch entsprechende Verhandlun-
gen oder Nachbesserung Abhilfe zu schaf-
fen. 
Darüber hinaus kann das Sortiment über
die Funktion „Artikelanfrage“ individuell
um einzelne Produkte ergänzt werden.
Den Mitarbeiter/innen wurde deutlich ge-
macht, dass die Preisentwicklung nicht zu-
letzt von der Anzahl der Abnehmenden
und der bezogenen Waren und das Ange-
bot der Kataloge von der beiderseitigen
Kommunikation abhängt. 
Dies konnte im weiteren Verlauf durch die
Praxis bestätigt werden. Eine Umsatzstei-

gerung in einzelnen Katalogen führte zu
europaweiter Ausschreibung mit dem Er-
gebnis, noch deutlich günstigere Preise zu
erzielen. Die Erkenntnis über diese Ent-
wicklung führte in der Folge zu einer höhe-
ren Akzeptanz der elektronischen Beschaf-
fung. 

Rasch Akzeptanz gewonnen An den
Bedarfsstellen, bei denen üblicherweise
das Einholen mehrerer Angebote oder die
Durchführung eines Vergabeverfahrens
notwendig ist, konnte eine Akzeptanz des
neuen Einkaufsprozesses, bei dem das
Ausschreibungsverfahren durch die KoPart
vorgenommen wird, aufgrund der Schnel-
ligkeit und der Entlastung bei der Beschaf-
fung deutlich rascher erreicht werden.
Der Erfolg der KoPart-Bestellkataloge lässt
sich an der Umsatzsteigerung ablesen. Lag
der Umsatz aller beteiligten Kommunen
im ganzen Jahr 2015 noch bei rund
305.000 Euro, konnte der Umsatz von Ja-
nuar bis Mai 2016 auf 424.000 Euro gestei-
gert werden. Die durchschnittliche Um-
satzsteigerung gegenüber dem jeweiligen

Vorjahresmonat liegt somit bei 266 Pro-
zent. 
Die Stadt Monheim am Rhein hat an dieser
erfreulichen Entwicklung einen erhebli-
chen Anteil. Eine weitere Attraktivierung
des Angebots durch neue Kataloge und die
Reaktion auf die aktuellen Bedürfnisse der
Kommunen wie beispielsweise der Kata-
log für den Flüchtlingsbedarf haben si-
cherlich dazu beigetragen.
Für die Zukunft strebt die Stadt Monheim
am Rhein eine Ausweitung des Katalogan-
gebots an, beispielsweise auf so genannte
B-Artikel - Produkte mit durchschnittli-
chem Beitrag zum Ergebnis. Dies geschieht
in der Überzeugung, dass sich die Erfah-
rungen durch strukturierte Prozesse und
die erzielten Synergieeffekte auf weitere
Beschaffungsfelder wie etwa Büromöbel
oder Standard-Kommunalfahrzeuge über-
tragen lassen. Ziel ist es, angesichts der all-
mählich eintretenden Transparenz und der
Möglichkeit zur Auswertung die Beschaf-
fungsprozesse und -mengen im Sinne ei-
ner strategischen Haushaltsplanung zu
steuern. b

as Sauerland ist um eine Attraktion reicher. Die gut 114 Kilometer lange neue Radroute 

„Steine und mehr“ beleuchtet unterschiedliche Aspekte der historischen und modernen Stein-

industrie rund um die Gemeinde Anröchte sowie die Städte Geseke und Warstein. An 33 Stationen

entlang des Rundwegs stehen Informationstafeln, welche die Besonderheiten der vom Steinab-

bau geprägten Landschaft beschreiben. Zu den Erlebnispunkten entlang der Route gehören Stein-

brüche - zum Teil noch in Betrieb -, der Dyckerhoff-Park „Mythos Stein“ (Foto), ein Geopark

mit Kalkofen und historischem Steinbruch, Kirchen und Schlösser, die aus heimischem Grünsand-

stein gebaut wurden, ein Steinmuseum sowie die Tropfsteinhöhle Bilsteintal.

NEUE ROUTE „STEINE UND MEHR“
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aten sind der wichtigste Rohstoff des
21. Jahrhundert. So oder ähnlich klin-

gen heute viele Überschriften von Leitarti-
keln bundesweiter Fachzeitschriften. Folg-
lich nimmt auch Cyberkriminalität in öf-
fentlichen Verwaltungen kontinuierlich zu. 
Hierbei spielt die Größe einer Behörde oft-
mals eine untergeordnete Rolle, da auch
zahlreiche Daten kleiner und mittlerer Kom-
munen für Erpressung oder für den welt-
weiten digitalen Handel von Interesse sind.
Daten aus dem Meldewesen, Personalwe-
sen sowie sensible nicht-öffentliche Pro-
jektinformationen von Verwaltungen sind
Beispiele hierfür.
Der Zweckverband Kommunale ADV-An-
wendergemeinschaft West (KAAW) be-
schäftigt sich im Rahmen der interkommu-
nalen Zusammenarbeit gemeinsam mit sei-
nen 37 Mitgliedskommunen aus den Krei-
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sen Borken, Steinfurt, Mettmann sowie
dem niedersächsischen Landkreis Osna-
brück seit 2012 mit der Frage, wie Informa-
tionssicherheits-Management ganzheitlich
umgesetzt werden kann. Ziel ist es, die Kom-
munen im Bereich der IT-Sicherheit sowie
des Datenschutzes aktiv zu unterstützen.

Mitglieder autonom Die besondere He-
rausforderung besteht darin, dass alle
KAAW-Mitgliedskommunen eine autono-
me IT-Infrastruktur betreiben mit dem Ziel,
ihre „digitale Souveränität“ zu bewahren.
Die regelmäßige Prüfung durch überörtli-
che Behörden führt zu dem Ergebnis, dass
der autonome IT-Betrieb in den kleinen 
(< 10.000 Einwohner/innen) und mittelgro-
ßen KAAW-Mitgliedskommunen (> 50.000
Einwohner/innen) sowohl wirtschaftlich als
auch sicher ist.
Damit dieses Ergebnis trotz ständig neuer
Bedrohungen erzielt und für die Zukunft
gesichert werden kann, beschäftigt die
KAAW drei Mitarbeiter/innen im Bereich
der IT-Sicherheitsberatung. Dies geschieht
im Wege der Personalgestellung jeweils
mit geringem Stellenanteil. Dazuhin be-
schäftigt die KAAW eine Vollzeitkraft als
interkommunale(n) Datenschutzbeauf-
tragte(n). Die notwendigen Kenntnisse
werden sichergestellt durch regelmäßige
Weiterbildung und Zertifizierung - TÜV-
geprüfter Behördlicher Datenschutzbeauf-
tragter sowie TÜV-geprüfter IT-Sicher-

Rütteltest digital 

Die Kommunale ADV-Anwendergemeinschaft West KAAW 
betreibt großen Aufwand, ihre weitgehend IT-autarken 
Mitgliedskommunen in der IT-Sicherheit aktiv zu unterstützen

Alle durchlaufen den Basis-Sicherheits-Check
▲ Angesichts wachsender Cyberkriminalität gewinnt Datensicherheit in Kommunen an Bedeutung
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Geschäftsführer des Zweck-
verbandes Kommunale ADV-
Anwendergemeinschaft West

Mario Könning  ist interkom-
munaler Datenschutzbeauf-
tragter des Zweckverbandes
Kommunale ADV-Anwender-
gemeinschaft West
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heitsbeauftragter in der öffentlichen Ver-
waltung.

Basis-Sicherheits-Check Aufgrund der
heterogenen IT-Infrastruktur in der KAAW
wurde seit 2012 ein speziell auf die Bedürf-
nisse der Kommunen zugeschnittener Ba-
sis-Sicherheits-Check entwickelt. Dieser
orientiert sich im Wesentlichen an den
Vorgaben des Bundesamtes für Sicherheit
in der Informationstechnik (BSI) und um-
fasst zwölf Themenkomplexe: Organisati-
on, Personal, Datenschutz, Gebäude, Do-
kumentation/ Notfallvorsorge, Server-
raum, Serverumgebung, Clientumgebung,
Infrastruktur allgemein, E-Mail, WLAN/
mobile Clients/ Gastzugänge sowie Da-
tensicherung. 
Der Basis-Sicherheits-Check, welcher auf-
grund der kontinuierlichen Weiterentwick-
lung in der Version 4.0 mit rund 150 Frage-
stellungen allen Mitgliedskommunen zur
Verfügung steht, wird angewendet, um in
enger Abstimmung mit den IT-Verantwort-
lichen der Kommunen regelmäßig ein Vor-
Ort-Audit durchzuführen. Hierbei wird ein
Zeitintervall von zwei bis drei Jahren anvi-
siert, sodass die Umsetzung der empfohle-
nen Maßnahmen regelmäßig beurteilt
wird.
Die Maßnahmen werden bewertet - bei-
spielsweise nach Priorität, Auswirkung,
Aufwand - und das Ergebnis wird in einem
einheitlichen Schreiben dem jeweiligen
Verwaltungsvorstand zur Kenntnis gege-

ben. Auf Wunsch der Kommune bietet die
KAAW nach Abschluss des Basis-Sicher-
heits-Checks einen weiteren Ortstermin an,
um gemeinsam mit dem Verwaltungsvor-
stand aktives Risikomanagement zu betrei-
ben.
Um die Aktualität des Basis-Sicherheits-
Checks sowie der entwickelten Vorlagen 
- etwa die Notfall-Vorsorgekonzepte - 
sicherzustellen, finden jährlich Abstim-
mungstermine mit überbehördlichen 
Institutionen statt - beispielsweise der Ge-
meindeprüfungsanstalt NRW. Zusätzlich
werden regelmäßig Tagungen zur IT-
Sicherheitsstrategie veranstaltet, um die 
aktuelle Bedrohungslage zu bewerten 
und die Vorlagen bei Bedarf kurzfristig an-
passen zu können.

Management interkommunal Eine
ordnungsgemäße Dokumentation sowie
die beschriebenen Sensibilisierungsmaß-
nahmen reichen aber nicht aus, um eine
nachhaltige IT-Sicherheit sowie einen qua-
lifizierten Datenschutz zu gewährleisten.
Deshalb wurde in den vergangenen Jahren
ein interkommunales Informations-Sicher-
heitsmanagement-Konzept (I-ISMS) entwi-
ckelt. Dieses schließt neben dem Basis-Si-
cherheits-Check praxisorientierte Sicher-
heitsüberprüfungen sowie zahlreiche
Nachhaltigkeits-Maßnahmen ein.
Die vier aufeinander aufbauenden Prozess-
Schritte, welche den KAAW-Mitgliedskom-
munen gemeinsam mit kompetenten Part-
nerunternehmen angeboten werden, tra-
gen dazu bei, dass alle Zielgruppen inner-
halb einer Behörde angesprochen werden
und die einzelnen Module je nach Anforde-
rung der Kommune abgerufen werden kön-
nen. Als Beispiel seien so genannte Penetra-
tionstests genannt, bei der die Behörde un-
terschiedliche Angriffsszenarien in Auftrag
geben kann. 

Kooperation beim Datenschutz Zu-
sätzlich ergänzen zwei Querschnittsfunk-
tionen den ISMS-Prozess. Zum einen bietet
die KAAW ihren Mitgliedskommunen seit
Januar 2016 ein Kooperationsmodell Daten-
schutz an. Dieses umfasst die Möglichkeit,
eine(n) zentrale(n) Datenschutzbeauftrag-
te(n) zu bestellen, welche(r) gemeinsam mit
den Kommunen die operativen sowie stra-
tegischen Themenfelder des Bereichs Da-

tenschutz beurteilt, erarbeitet und weiter-
entwickelt.
Beispiele aus dem Tagesgeschäft innerhalb
der Kommunen sind die Bewertung von Sys-
temen - etwa die Nutzung von Mail- und
Chatprogrammen oder Videokonferenzen -
sowie die Entwicklung und Durchführung
eines kommunalen Datenschutz-Audits.
Die kooperative Zusammenarbeit zwischen
den IT-Sicherheitsberatenden und den Da-
tenschutzbeauftragten fördert die Einhal-
tung der technischen und organisatori-
schen Maßnahmen gemäß § 9 Bundesda-
tenschutzgesetz (BDSG). Diese Hand in
Hand gehende Kommunikation stärkt den
ganzheitlichen ISMS-Prozess.
Zum anderen vertritt die Geschäftsfüh-
rung der KAAW die Interessen der Mit-
gliedskommunen gegenüber übergeord-
neten Behörden und ist Mitglied zahlrei-
cher überregionaler Arbeitskreise. Durch
diese zentrale Mitwirkung ist sicherge-
stellt, dass beispielsweise Gesetze und
Vorschriften richtig beurteilt und einge-
halten werden.

Sicherheit Chefsache IT-Sicherheit und
Datenschutz ist Chefsache. Diesem Trend
folgen zunehmend auch öffentliche Ver-
waltungen. Um diese Themenfelder als
Kernprozess einer jeden Verwaltung zu
etablieren, bedarf es einer kontinuier-
lichen, messbaren Weiterentwicklung 
sowie eines nachhaltigen, langfristigen
Konzeptes. 
Die solide Basis des I-ISMS-Ansatzes inner-
halb der KAAW, welcher über viele Jahre in
enger interkommunaler Zusammenarbeit
erfolgreich erprobt worden ist, bietet den
Mitgliedskommunen die Möglichkeit, bei
Bedarf individuelle, modular aufgebaute
Leistungsangebote abzurufen. Zudem steht
allen KAAW-Mitgliedskommunen ein quali-
fiziertes Berater/innenteam zur Seite, so-
dass Cyberattacken im Bedarfsfall gemein-
sam bekämpft werden können. 100-prozen-
tige IT-Sicherheit gibt es nicht. Gleichwohl
lautet das KAAW-Motto „Gemeinsam - aber
mit Sicherheit“. b

Kontakt:
Zweckverband Kommunale ADV-

Anwendergemeinschaft West 
Marcus Egelkamp 

Geschäftsführer IT-Management
Tel. 05451-931-830

E-Mail: sicherheit@kaaw.de
Internet: https://www.kaaw.de 
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◀ Alle IT-Sicherheitsbeauftragten der 
KAAW verfügen über ein TÜV-Zertifikat
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Bundesfreiwilligendienst
in Attendorn 

Die Stadt Attendorn hat in der Flüchtlingshilfe mit
dem Einsatz von Helfern aus dem Bundesfreiwilli-
gendienst (Bufdi) gute Erfahrungen gemacht. In-
zwischen ist bereits die zweite Generation im Ein-
satz. Im Online-Portal hat die Stadt Attendorn Er-
fahrungsberichte der Bufdis, allgemeine Informa-
tionen über die aktuelle Flüchtlingsarbeit sowie ei-
nen Text zum Medienecho hinterlegt. Der Bund
stellt für 2016 ein Kontingent von 10.000 Plätzen
zur Verfügung. Dieses ist noch nicht ausgeschöpft.
Der DStGB ruft Kommunen dazu auf, Bufdis einzu-
stellen. Andernfalls droht eine Kürzung des Kontin-
gents. 

Strategie- und Handlungs-
Konzept in Hilden 

Die Stadt Hilden hat ein Strategie- und Handlungs-
konzept zu einer nachhaltigen Integration auf den
Weg gebracht. Darin sind eine Menge Ideen enthal-
ten. So entwickeln beispielsweise die Rotary-Stif-
tung, Jobcenter und Bildungsträger Aus- und Fort-
bildungs-Module, die Stiftung übernimmt die Ak-
quise von Arbeitsstellen. Darüber hinaus sieht das
Integrationskonzept ein Patenschaftsmodell vor. 

Integrationskonzepte 
gesucht in Steinfurt

Die Stadt Steinfurt will im Herbst 2016 ein Integra-
tionskonzept erstellen. Hierfür sucht die Stadt nach
Anregungen und Best-Practice-Beispielen, bevor-
zugt aus Städten mit einer vergleichbaren Einwoh-
nerzahl von bis zu rund 50.000 Einwohnern. 

Malaktion in Paderborn 

Verena Kopp, Flüchtlingskoordinatorin der Stadt
Paderborn, lobt das Projekt als vollen Erfolg und
gelungenen Beitrag zur Integration. Unter dem
Motto „Malen für alle“ brachte eine gemeinsame
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StGB NRW-Mitgliedskommunen 
Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes NRW unter
www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die 359 Mitgliedskom-
munen des Verbandes seit Mitte Mai 2016 über ihre Integrations- und

Flüchtlingsarbeit aus. Dabei entsteht eine kontinuierlich wachsende Projekt-
Datenbank. Außerdem kann dort über Themen diskutiert sowie nach Infor-
mationen, Material und Dienstleistungen gesucht werden. 

Initiative des „Asyltreff Elsen“ und des Goerdeler-
Gymnasiums Schüler/innen und Flüchtlinge zusam-
men. Gemeinsam unter Anleitung einer Kunstleh-
rerin gestalteten sie die Trennwände in der Städti-
schen Flüchtlingsunterkunft. Flüchtlingsfamilien
mit Kindern sowie viele junge Männer beteiligten
sich an der Aktion. 

Bachelorarbeit zu 
Integrationsperspektiven
in Blankenheim 

Im Rahmen einer Bachelorarbeit wurden die Inte-
grationsperspektiven von Geflüchteten in der Ge-
meinde Blankenheim untersucht. Dafür wurden In-
terviews mit den unterschiedlichen Akteuren und
den Geflüchteten selbst geführt. Die Arbeit be-
schreibt, welche Möglichkeiten oder Schwierigkei-
ten sich für die Geflüchteten in einer kleinen Kom-
mune ergeben, um ihre Integration zu bewältigen. 

Arbeit und Sprachkursus
in Detmold

Möbel aufarbeiten und Vokabeln lernen, zum ers-
ten Mal einen Laubsauger bedienen und Gramma-
tik üben: die Kombination von sinnvoller Arbeit und
Sprachkursus hilft Geflüchteten, in Deutschland
anzukommen und dabei noch etwas für die Ge-
meinschaft zu tun. Das Projekt Integration durch
Arbeit und Sprache (IdAuS) - implementiert in der
Stadt Detmold - will Geflüchteten den Arbeitsalltag
in Deutschland näher bringen und zugleich den
Spracherwerb fördern. Hierzu wurde eine Förder-
möglichkeit des Bundesamtes für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) genutzt. (pst)

Koordinierungsstelle
Flüchtlingsarbeit in Moers

Der Bunte Tisch Moers e.V. koordiniert seit Februar
2015 im Auftrag der Stadt Moers die Flüchtlingsar-
beit. Ein umfassender Bericht bündelt die Erfah-
rungswerte aus den vier Themenschwerpunkten

Koordinierung der Hilfen, Information und Aus-
tausch, Jugend und Bildung, Begegnung und Sen-
sibilisierung. Zudem geht er auf die Finanzierung
der Flüchtlingsarbeit ein und zieht Schlussfolge-
rungen für die Zukunft. 

Erfolg mit Freiwilligen-
Agentur in Altena 

In Altena sind mehr als 15 Prozent der Flüchtlinge
in das örtliche Vereinsnetzwerk eingebunden
(Sport, Kultur, Kirchen). Das ist nicht zuletzt das Ver-
dienst der Zusammenarbeit mit der Freiwilligen-
agentur „Stellwerk“. „Durch die seit 2007 gelebte
Zusammenarbeit zwischen Hauptamt im Rathaus
und dem Stellwerk ist eine belastbare und effekti-
ve Aufgabenteilung gegeben, die sich als wertvol-
les Fundament bei der Bewältigung der verstärkten
Aufnahme von Flüchtlingen erwiesen hat“,
schreibt Bürgermeister Andreas Hollstein. 

Zusätzliche Sprach-
Förderung in Dinslaken

In dem Projekt „Gemeinsam Deutsch sprechen“
treffen sich Absolvent/innen von Integrations- und
Deutschkursen unter der Leitung ehrenamtlicher
Moderatorenteams zu einem offenen Gesprächs-
kreis in der Stadtbibliothek. Das Projekt gibt den
Teilnehmenden die Möglichkeit, ihre Sprachkennt-
nisse anzuwenden, Hemmnisse beim freien Spre-
chen zu überwinden und ihr Sprachniveau zu ver-
bessern. 

Fachstelle Migration und
Integration in Rheine

Die Stadt Rheine stellt ihre Verwaltung auf das The-
ma Integration ein und hat mehrere Kompetenzbe-
reiche in der Fachstelle Migration und Integration
zusammengefasst. Zudem wurden mehrere Hand-
lungsfelder als Schwerpunkte für die Fortschrei-
bung des Migrations- und Integrationskonzeptes
identifiziert und mit hoher Priorität versehen. b
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Denkmalrecht der 
Länder und des Bundes

Ergänzbare Sammlung mit Erläuterungen,
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, amtli-
chen Informationen, Rechtsprechung und Li-
teratur von Univ.-Prof. Dr. jur. Rudolf Stich
und Dr. Wolfgang E. Burhenne. Unter Mitwir-
kung von Prof. Dr. jur. Ernst-Rainer Hönes und
Ursula Kunz. Vormals unter Mitwirkung von
Dr. Karl-Wilhelm Porger. Begründet von der
INTERPARLAMENTARISCHEN ARBEITSGE-
MEINSCHAFT.
2016, Loseblattwerk einschließlich der 1. Liefe-
rung, 3.964 Seiten, DIN A 5, einschließlich 2 Ord-
nern, 108 Euro, ISBN 978 3 503 02341 0, ERICH
SCHMIDT VERLAG, Bestellmöglichkeit online 
unter www.ESV.info/978 3 503 02341 0

Wie ist mit Denkmälern umzugehen?
Eine Vielzahl von Akteuren ist vom Denk-
malrecht betroffen: Eigentümer eines unter
Schutz gestellten Objekts, Architekten, die
mit Baumaßnahmen betrauten Unterneh-
men und insbesondere die zuständigen Be-
hörden. Das Werk Denkmalrecht der Länder
und des Bundes bietet allen mit dem Denk-
malrecht Befassten

• eine Zusammenstellung der relevanten
Rechtsvorschriften der Länder und des
Bundes,

• Rechtsvorschriften und weitere Materia-
lien des Denkmalrechts der Europäischen
Union,

• Übereinkommen und weitere Materialien
des internationalen Denkmalrechts sowie

• eine umfangreiche Sammlung wichtiger
Gerichtsentscheidungen zum Denkmal-
recht.

Erweitert wird das Informationsangebot
durch neue Kommentierungen der ein-
schlägigen nationalen und internationalen
Vorschriften. 

Az.: 20.7.3

Baugesetzbuch

Von Dr. Dr. Ulrich Battis, Dr. Michael Krautz-
berger, Dr. Rolf-Peter Löhr, BauGB, 13. Aufla-
ge, Verlag C.H.Beck, www.beck-shop.de
/15931856 , 2016, XXVIII, 1.610 Seiten, in Lei-
nen 99 Euro, ISBN: 978-3406-68750-1

Dieser Standardkommentar besticht durch

Handlichkeit und Präzision. Als „Kommen-
tar des ersten Zugriffs“ enthält das Werk al-
le wichtigen Informationen für den Rechts-
alltag und sagt auch dem eiligen Benutzer
klar und verständlich „was gilt“. Die gut les-
bare Kommentierung orientiert sich praxis-
gerecht an der höchstrichterlichen Recht-
sprechung.
Den Erläuterungen der einzelnen Vorschrif-
ten ist in der Regel eine Gliederungsüber-
sicht vorangestellt, besonders wichtige Ab-
schnitte werden mit Vorbemerkungen ein-
geleitet, die dem Leser die interne und ex-
terne Systematik der Vorschriften erschlie-
ßen. Ein ausführliches Sachverzeichnis er-
leichtert das Auffinden der gewünschten
Erläuterungen. Die Neuauflage berücksich-
tigt insbesondere die Änderungen des Bau-
gesetzbuchs zur Schaffung neuen Wohn-
raums für Flüchtlinge. 
Bearbeitet wurde der Kommentar von Prof.
Dr. Dr. Ulrich Battis, Prof. Dr. Stephan Mit-
schang und Prof. Dr. Olaf Reidt. Das Werk
wendet sich an Bauämter, Vermessungs-
ämter, kommunale Planungsämter, Projekt-
entwickler, Architektenbüros, Bauunter-
nehmen, Richter, Rechtsanwälte, Notare.

Az.: 20.1.1.8-004

Wasser Energie Verkehr

Vergaberecht für Praktiker - Eine Einführung
anhand von Fällen. Von Michael Horstkotte,
Jörg Wiedemann, Olaf Hünemörder, Dieter B.
Schütte. 1. Auflage, 206 Seiten, 44 Euro, Art.-
Nr. 978-3-17-022993-8. W. Kohlhammer
GmbH, Stuttgart, Tel.: 0711-7863-0, www.
kohlhammer.de

Die Sektorenverordnung gilt für die Verga-
be von Aufträgen in den Bereichen Energie,
Trinkwasser und Verkehr. Öffentliche Auf-
traggeber sind in diesen Sektoren bei der
Vergabe von Liefer-, Bau- und Dienstleis-
tungsaufträgen betroffen. Das Buch be-
schäftigt sich mit den praktischen Abläufen
der Vergabeverfahren für Sektorenauftrag-
geber und differenziert nach Vergaben
oberhalb und unterhalb der Schwellenwer-
te. Wichtige Strukturen und Zusammen-
hänge werden anhand von praktischen Bei-
spielfällen nachvollziehbar. Besonders ak-
tuellen Aufgabenstellungen, wie z. B. dem
Verhandlungsverfahren, sowie Fragen des
Rechtsschutzes sind jeweils eigene Kapitel
gewidmet. Im Anhang finden sich Texte
zentraler Vergabevorschriften.

Die Rechtsanwälte Dieter B. Schütte, Micha-
el Horstkotte und Olaf Hünemörder beraten
Zweckverbände und Stadtwerke und leiten
Fachseminare im Bereich des Vergabe-
rechts. Jörg Wiedemann befasst sich als
Richter am OLG Naumburg mit dem Verga-
berecht.

Az.: 12.1

Gesetzessammlung für 
die kommunale 
Vollstreckungspraxis

Herausgegeben vom Fachverband der Kom-
munalkassenverwalter e. V. - Schriftleitung:
Hans-Jürgen Glotzbach. 24. Ergänzungsliefe-
rung, Stand Dezember 2016, 340 Seiten,
82,90 Euro. Loseblattausgabe, Grundwerk
2.798 Seiten, Seitenformat DIN A 5, in zwei
Ordnern, 118 Euro bei Fortsetzungsbezug,
zzgl. Ergänzungslieferungen (199 Euro bei
Einzelbezug); ISBN 978-3-7922-0139-8 (Lose-
blatt). Digitalausgabe: Lizenz für 1-3 Nutzer
im Jahresabonnement 159,90 Euro (inkl. Up-
dates), ISBN 978-3-7922-0094-0 (Digital);
Verlag W. Reckinger, Siegburg

Der Schwerpunkt der 24. Ergänzungsliefe-
rung (Stand April 2016) liegt in einer Aktua-
lisierung der Abgabenordnung. So wurden
insbesondere durch das Gesetz zur Ände-
rung der Abgabenordnung und des Einfüh-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung vom
22. Dezember 2014 (BGBI. I S. 2415) die Wirk-
samkeitsvoraussetzungen einer strafbefrei-
enden Selbstanzeige und die Regelungen
für das Absehen von Verfolgung in besonde-
ren Fällen deutlich verschärft. Ziel ist es,
Steuerhinterziehung konsequent zu be-
kämpfen. Die Berichtigungspflicht erstreckt
sich künftig in allen Fällen der Steuerhinter-
ziehung auf einen Zeitraum von mindes-
tens zehn Jahren.
Bisher war der Steuerpflichtige bei einfacher
Steuerhinterziehung nur verpflichtet, für den
Zeitraum der Verfolgungsverjährung von fünf
Jahren nachzuerklären. Die strafbefreiende
Selbstanzeige nach § 371 Abgabenordnung ist
nur noch bis zu einem Hinterziehungsbetrag
von 25.000 Euro möglich (bisher 50.000
Euro). Ab diesem Hinterziehungsbetrag und
in den besonders schweren Fällen einer Steu-
erhinterziehung wird nur noch bei gleichzei-
tiger Zahlung eines Zuschlags von der Straf-
verfolgung abgesehen.
Hinsichtlich der besonderen Problematik
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der Umsatzsteuervoranmeldungen und der
Lohnsteueranmeldungen wurden gesetzli-
che Klarstellungen zur Beseitigung beste-
hender und praktischer Verwerfungen ge-
schaffen, die im Interesse der Rechtssicher-
heit erforderlich sind.
Außerdem werden mit dieser Ergänzungs-
lieferung vor allem Änderungen im Gewer-
besteuergesetz, im Verwaltungsverfahrens-
gesetz, in der Verwaltungsgerichtsordnung,
im Bürgerlichen Gesetzbuch, in der Grund-
buchordnung und in der Insolvenzordnung
berücksichtigt.

Az.: 41.11.1

Flüchtlingsrecht

Wegweiser durch das Flüchtlingsrecht. Hrsg.
v. Deutschen Verein und dem Lambertus Ver-
lag, www.verlag.deutscher-verein.de, 2016,
kart., 676 Seiten, 15,90 Euro, für Mitglieder
des Deutschen Vereins 12,90 Euro, ISBN 978-
3-7841-2783-5

Die Integration geflüchteter Menschen ist
derzeit die größte Herausforderung für Trä-
ger und Erbringer sozialer Arbeit. Die so-
eben im Verlag des Deutschen Vereins er-
schienene Textausgabe bietet den Akteuren
vor Ort eine Sammlung der relevanten Ge-
setze und eine systematische Einführung in
das aktuelle Flüchtlingsrecht.
Neben dem Asyl- und Aufenthaltsrecht
werden Auszüge aus dem Grundgesetz und
aus einzelnen Sozialgesetzbüchern doku-
mentiert. Die aufgenommenen Vorschrif-
ten sind auf dem Stand des so genannten
Asylpaketes II, das am 17. März 2016 in Kraft
getreten ist. Ein detailliertes Stichwortver-
zeichnis bietet Orientierung in dem 676 Sei-
ten starken Werk. Zum besseren Verständ-
nis der Flüchtlingspolitik und des Flücht-
lingsrechts wurde den Rechtsgrundlagen
eine systematische Einführung von Dr. Elke
Tießler-Marenda, Deutscher Caritasver-
band, vorangestellt.

Az.: 16.0.1

Handbuch für das 
Verwaltungs-
Zwangsverfahren

Herausgegeben vom Fachverband der Kom-
munalkassenverwalter e. V., bearbeitet vom
Bundesausschuss für das Verwaltungs-

zwangsverfahren - Schriftleitung: Hans-Jür-
gen Glotzbach. 62. Ergänzungslieferung,
Stand Dezember 2015, 372 Seiten, 89,90
Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.064
Seiten, Seitenformat DIN A 5, in zwei Ord-
nern, 139 Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl.
Ergänzungslieferungen (219 Euro bei Einzel-
bezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1-3 Nutzer
im Jahresabonnement 239,90 Euro (inkl. Up-
dates), weitere Preise (Kombination
Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfra-
ge. ISBN 978-3-7922-0140-4 (Print), ISBN
978-3-7922-0093-3 (Digital), Verlag W. Re-
ckinger, Siegburg

Mit der 62. Ergänzungslieferung (Stand De-
zember 2015) werden u. a. die geänderten
landesrechtlichen Vollstreckungsbestim-
mungen in den Ländern Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Saarland, Schleswig-Hol-
stein, Mecklenburg-Vorpommern, Thürin-
gen und Sachsen-Anhalt berücksichtigt.
Wesentlich ergänzt und aktualisiert werden
vor allem die Abschnitte 21 (Vollstreckungs-,
Haftungs- und Duldungsschuldner), 23
(Vollstreckungsbehörden), 42 (Zwangsvoll-
streckung in Sachen), 43 (Zwangsvollstre-
ckung in Forderungen), 44 (Pfändung in Ar-
beitseinkommen), 47 (Zwangsvollstreckung
in andere Vermögensrechte) und 5 (Verfah-
ren zur Vermögensauskunft und zur Eintra-
gung in das Schuldnerverzeichnis).
Im Unterabschnitt 23.2 (Wer ist Vollstre-
ckungsbehörde?) wird die Entscheidung des
BGH vom 11. Juni 2015 angeführt, nach der
das Vollstreckungsersuchen einer Landes-
rundfunkanstalt auch dann den gesetzlichen
Anforderungen für die Vollstreckung von
Rundfunkbeiträgen genügt, wenn die im Er-
suchen mit ihrem Namen aufgeführten Lan-
desrundfunkanstalten nicht ausdrücklich als
Gläubiger der Forderung angeführt sind. Bei
der Pfändung in ein P-Konto wird berücksich-
tigt, dass Nachzahlungen für mehrere Mo-
nate auf die Monate, für die die Nachzahlun-
gen gedacht sind, von der Bestimmung des §
850 k Abs. 4 ZPO nicht erfasst werden. In Ab-
schnitt 47 werden vor allem die Ausführun-
gen zur Pfändung gegen Erben und in den
Nachlass überarbeitet und ergänzt.

Az.: 41.11.1

Handbuch für den 
Vollstreckungsdienst
ABC der pfändbaren und unpfändbaren be-
weglichen Sachen, Forderungen und anderen

Vermögensrechte - Handbuch für den Voll-
streckungsaußen- und -innendienst, begrün-
det von Hans Röder, fortgeführt von Hans-
Jürgen Glotzbach und Rainer Goldbach. 34.
Ergänzungslieferung, Stand Januar 2016, 380
Seiten, 89,90 Euro. Loseblattausgabe: Grund-
werk 3.498 Seiten, DIN A 5, in drei Ordnern,
138 Euro bei Fortsetzungsbezug (219 Euro
bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für
1-3 Nutzer im Jahresabonnement 199,90
Euro (inkl. Updates), weitere Preise (Kombi-
nation Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf
Anfrage. ISBN 978-3-7922-0019-3 (Print),
ISBN 978-3-7922-0166-4 (Digital), Verlag W.
Reckinger, Siegburg

Mit der 34. Ergänzungslieferung (Stand Ja-
nuar 2016) wird im Abschnitt „Kosten der
Zwangsvollstreckung“ in der Einführung
(„Die Grundlagen der Zwangsvollstre-
ckung“) u. a. auch die Entscheidung des BGH
vom Juni 2014 hinsichtlich der Gerichtsvoll-
zieher- und Rechtsanwaltskosten bei der
Zwangsvollstreckung aus einem Zug-um-
Zug-Titel berücksichtigt.
In der zivilrechtlichen Vollstreckung kann
der Gläubiger den Gerichtsvollzieher neben
einem Sachpfändungsauftrag oder auch
isoliert mit einer gütlichen Erledigung be-
auftragen. Bei der Vollstreckung im Verwal-
tungszwangsverfahren kann zwar in eini-
gen Bundesländern der Gerichtsvollzieher
mit der Zwangsvollstreckung beauftragt
werden und in diesem Rahmen auch eine
gütliche Erledigung herbeiführen, das VG
Dresden hält allerdings einen isolierten
Auftrag hierzu nicht für zulässig. Ein ent-
sprechender Hinweis wird im Rahmen die-
ser Ergänzungslieferung angebracht. 
Bei den einzelnen Pfändungstatbeständen
werden vor allem die Ausführungen zur
Pfändung von Bundeswertpapieren, Brü-
cken (Teppiche), in Bankkonten, von Com-
putern und Telefonapparaten (Smartpho-
nes) aktualisiert bzw. ergänzt. Neu aufge-
nommen wurde die Pfändung von Gefange-
neneigengeld.

Az.: 41.11.1

Praxis der Kommunal-
Verwaltung
KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, 65026
Wiesbaden, Postfach 3629, Telefon 0611-
88086-10, Telefax 0611-88086-77, 
www.kommunalpraxis.de , 
E-Mail: info@kommunalpraxis.de
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Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kom-
munalpolitiker und der Bediensteten in Ge-
meinden, Städten und Landkreisen (Lose-
blattsammlung inkl. 3 Online-Zugänge,
auch auf DVD-ROM erhältlich). Herausge-
geben von: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr.
Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, Prof. Dr.
Hans-Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof.
Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof.
Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O.
Steger, Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-
Uwe Sponer, Johannes Winkel und Uwe
Zimmermann.

508. Nachlieferung | April 2016 | 74,90 Euro

Die vorliegende (nicht einzeln erhältliche)
Lieferung enthält:
C 17 - Beamtenstatusgesetz (BeamtStG)
von Prof. Dr. Karin Metzler-Müller, Professo-
rin an der Hessischen Hochschule für Polizei
und Verwaltung, Dr. Reinhard Rieger, Leiten-
der Regierungsdirektor, Referatsleiter im
zentralen Personalamt der Freien und Han-
sestadt Hamburg, Erich Seeck, Ministerial-
rat a. D., Renate Zentgraf, Regierungsdirek-
torin, Dozentin an der Hessischen Hoch-
schule für Polizei und Verwaltung

Die Neuauflage berücksichtigt die aktuelle
Rechtsprechung und Literatur auf dem ak-
tuellen Stand, wobei insbesondere die
Rechtsprechung des BVerwG zur gesund-
heitlichen Eignung für das Beamtenverhält-
nis und zum Leistungsgrundsatz eingear-
beitet wurde.
Anbei Teil 2 (Rest) mit den Seiten 233-584.

G 10 NW - Landschaftsgesetz Nordrhein-
Westfalen (LG)
von Ltd. Ministerialrat Dr. Frank Stollmann
und Rechtsanwalt Prof. Dr. Norbert Kämper

Neben einer Aktualisierung des Anhangs er-
folgte die Kommentierung des § 5 a LG, der
die Anerkennung vorgezogener Kompensa-
tionsmaßnahmen regelt.

509. Nachlieferung | April 2016 | 74,90 Euro

J 9 - Soziale Pflegeversicherung (Sozialge-
setzbuch XI)
Von Verbandsdirektor Prof. Roland Klinger,
Senator e. h.
Die ab dem 01.01.2015 geltenden Änderun-
gen wurden in den Beitrag eingearbeitet.
L 12 NW - Straßen- und Wegegesetz des Lan-
des Nordrhein-Westfalen
(StrWG NRW) von Regierungsdirektor Joa-

chim Majcherek, Landesbetrieb Straßenbau
Nordrhein-Westfalen

Mit dieser Lieferung werden u. a Änderun-
gen in den Bereichen der Nutzungsrichtlini-
en 2014 mit den Änderungen zum TKG, der
Radschnellverbindungen, der Pflichten der
Tiefbauunternehmen, der Planfeststel-
lungslinien 2015 und im Bereich der neuen
Sondernutzungsgebühren-Verordnung vor-
genommen; dies bezieht sich auf die Vor-
schriften ab § 37 StrWG NRW. Dazu ist der
Anhang wieder auf dem aktuellen Stand;
neu aufgenommen wurden die Richtlinien
für die Planung, die Baudurchführung und
Abrechnung von Maßnahmen nach dem Ei-
senbahnkreuzungsgesetz.

510. Nachlieferung | Mai 2016 | 74,90 Euro

A 16 - Gesetz zur Regelung des Zugangs zu
Informationen des Bundes
(Informationsfreiheitsgesetz - IFG)
von Dr. Stefan Brink, Stellvertretender Lan-
desbeauftragter für die Informationsfrei-
heit beim Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit
Rheinland-Pfalz und Sonja Wirtz, Referen-
tin beim Landesbeauftragten für den Da-
tenschutz und die Informationsfreiheit
Rheinland-Pfalz

Der Beitrag wurde komplett überarbeitet;
die Kommentierungen zu allen Paragra-
phen wurden auf den neuesten Stand ge-
bracht.

A 20 - Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
von Georg Köberl, Verwaltungsdirektor, Lan-
deshauptstadt München, Sabine Effner, Ver-
waltungsdirektorin, Landeshauptstadt
München, Dr. Elmar Nordhues, Verwal-
tungsrat, Landeshauptstadt München und
Karl Schuff, Landeshauptstadt München

Der Text im Zusammenhang sowie die Kom-
mentierung der §§ 71-86 OWiG wurden
überarbeitet und auf den neuesten Stand
gebracht. Die §§ 87 bis 104 wurden erstmals
kommentiert. Damit ist die Kommentie-
rung zu diesem Beitrag vollständig.

B 9b - Ziele und Kennzahlen - zum Einsatz
neuer Steuerungsinstrumente
von Professor Dr. Gunnar Schwarting, Ge-
schäftsführer des Städtetages Rheinland-
Pfalz a. D.
Mit der Überarbeitung des Beitrags werden
die aktuelle Literatur und neue Erkenntnis-

se zum Thema verarbeitet.

E 4 NW - Förderprogramme für Kommunen
in Nordrhein-Westfalen
von Christof Gladow, Dipl.-Volkswirt

Neben der Aktualisierung der beschriebe-
nen Fördermaßnahmen werden weitere
Programme aufgelistet, u. a. „Programm für
rationelle Energieverwendung, regenerati-
ve Energien und Energiesparen -
progres.nrw - Programmbereich Wärme-
und Kältenetze“, „Zuwendungen für die
Umweltwirtschaft“, „Förderung der Boden-
denkmalpflege“, „Förderung von Wohn-
raum für Flüchtlinge“, „Förderung von Maß-
nahmen, die aus Mitteln des Europäischen
Sozialfonds (ESF) in der Förderphase 2014-
2020 mitfinanziert werden“, „Zuwendun-
gen zur Umsetzung des Landesprogramms
„1000 x 1000 - Anerkennung für den Sport-
verein“, „Förderung von Projekten und Ein-
richtungen auf dem Gebiet der Kultur, der
Kunst und der kulturellen Bildung“.

511. Nachlieferung | Juni 2016 | 74,90 Euro

E 4a NW - Kommunalabgabengesetz für das
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW),
Claus Hamacher, M. Jur., Beigeordneter für
Finanzen und Kommunalwirtschaft beim
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-
Westfalen, Edgar Lenz, Verwaltungsfach-
wirt, betriebswirtschaftlicher Fachwirt,
Komm. Dipl., Stabsstelle Rechtsberatung
der Stadt Monheim am Rhein, Dr. jur. Mat-
thias Menzel, Hauptreferent beim Städte-
und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen,
Dr. jur. Peter Queitsch, Hauptreferent für
Umweltrecht beim Städte- und Gemeinde-
bund Nordrhein-Westfalen und Geschäfts-
führer der Kommunal Agentur NRW GmbH,
Dr. iur. Jörg Rohde, Richter am Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-West-
falen, Michael Rudersdorf, Ass. jur., Dipl. Ver-
waltungswirt (FH), Städt. Rechtsrat der
Stadt Leverkusen, Dr. jur. M. A. Otmar
Schneider, Richter am Oberverwaltungsge-
richt für das Land Nordrhein-Westfalen,
Frank Stein, Ass. jur., Beigeordneter der
Stadt Leverkusen, Roland Thomas, Bürger-
meister der Stadt Bad Salzuflen
Die aktuelle Rechtsprechung wurde mit die-
ser Lieferung in die Kommentierungen ein-
gearbeitet; dies betrifft die §§ 3 (Steuern), 6
(Benutzungsgebühren), 10 (Kostenersatz
für Haus- und Grundstücksanschlüsse) und
12 KAG NRW (Anwendung der Abgabenord-
nung).



38 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 9/2016

BÜCHER  

L 15 - Kommunale Pressearbeit von Dr. Dr.
Gerd Treffer, Pressesprecher der Stadt Ingol-
stadt, der neubearbeitete Beitrag ist die
Fortschreibung des Beitrags „Öffentlich-
keitsarbeit in der Kommune“ und soll ein
praktischer Ratgeber für all jene sein, die im
Bereich der Öffentlichkeitsarbeit auf der
kommunalen Ebene tätig sind.

512. Nachlieferung | Juni 2016 | 74,90 Euro

F 1a - Kommune als Betroffene planfeststel-
lungsbedürftiger Vorhaben
Dr. Steffen Himmelmann, Stadtrechtsdirek-
tor bei der Stadt Voerde

Praktisch sämtliche Planfeststellungsent-
scheidungen haben erhebliche Auswirkun-
gen auf die Kommune, in deren Stadtgebiet
das zuzulassende Projekt verwirklicht wer-
den soll. Mit diesem Thema setzt sich der
neue Beitrag auseinander.

H 5 - Die Sozialversicherung von Werner
Gerlach, Vorstandsvorsitzender i. R., die
Kommentierung zu SGB I, SGB IV und SGB V
wurde auf den Stand der letzten Änderung
vom 01.04.2015 gebracht und ergänzt durch
Ausführungen z. B. zu Früherkennungsun-
tersuchungen und Belastungsgrenzen.

Az.: 13.0.1-002/001

Kommunaler 
Haushaltsplan

Den kommunalen Haushaltsplan richtig lesen
und verstehen im doppischen Rechnungswe-
sen. Von Prof. Dr. Gunnar Schwarting, 5., neu
bearbeitete und erweiterte Auflage 2016,
160 Seiten, kartoniert, 26 Euro, ISBN 978 3
503 16778 4, ERICH SCHMIDT VERLAG, Be-
stellmöglichkeit online unter www.ESV.in-
fo/978 3 503 16778 4

Die 5., neu bearbeitete Auflage dieses Werks
ist die bewährte verständliche und lösungs-
orientierte Einführung in die kommunale
Finanzwirtschaft. Grundlage ist die doppi-
sche Rechnungsführung.
Nach der Einführung in die Funktion und
Struktur des kommunalen Haushalts wer-
den die Aufgaben der Kommunen erläutert
- auch in der Differenzierung zwischen Ge-
meinden und Kreisen. Erläutert werden das
Wesentliche zu den kommunalen Steuern
sowie alles Wichtige zu den Prinzipien der

Gebühren- und Beitragserhebung. Auf den
kommunalen Finanzausgleich geht der Au-
tor vertiefend ein. Auch Fragen der kommu-
nalen Kreditfinanzierung werden abschlie-
ßend geklärt. Zur kommunalen Haushalts-
wirtschaft wird auf folgende Themen ein-
gegangen:

• Haushaltsgrundsätze
• Haushaltsausgleich
• Outputorientierte Steuerung
• Vermögen und Rückstellungen
• Jahresabschluss und Rechnungsprüfung

Um das Buch auch für interessierte Laien
gut verständlich zu halten, wurde der Ver-
weis auf Rechtsvorschriften auf ein Mini-
mum beschränkt. Ein kurzes kommentier-
tes Literaturverzeichnis erleichtert weiter-
gehende Recherchen. Das ausführliche Re-
gister erlaubt zudem, das Buch auch als
Nachschlagewerk zu nutzen.

Az.: 41

Beihilfenrecht 
Nordrhein-Westfalen

Kommentar von Karl-Heinz Mohr, Ministerial-
rat a. D., und Horst Sabolewski, Regierungs-
direktor im Finanzministerium des Landes
NRW. 104. Ergänzungslieferung, Stand Mai
2016, 324 Seiten, 82,90 Euro. Loseblattaus-
gabe: Grundwerk 3.502 Seiten, DIN A5, in
drei Ordnern, 139 Euro bei Fortsetzungsbe-
zug, zzgl. Ergänzungslieferungen (249 Euro
bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1
Nutzer 399 Euro, 2 Nutzer 469 Euro (jeweils
im Jahresabonnement, inkl. Updates), weite-
re Preise (Kombination Print+Digital, weite-
re Mehrfachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-
3-7922-0153-4 (Print), ISBN 978-3-7922-
0204-3 (Digital), Verlag W. Reckinger, Sieg-
burg

Mit der 104. Ergänzungslieferung (Stand
Mai 2016) werden im Teil A die Sechste Ver-
ordnung zur Änderung der BVO NRW vom 1.
Dezember 2015 (GV. NRW. S. 844) aufgenom-
men sowie die hierdurch vorgenommenen
Änderungen in die geltende Beihilfenver-
ordnung vom 5. November 2009 in den Teil
B eingearbeitet.

Die umfassende Aktualisierung der Erläu-
terungen im Teil B erfolgt, sobald die erwar-
tete Änderung der Verwaltungsvorschriften

veröffentlicht worden ist. Mit der Umset-
zung des Fallpauschalen-Katalogs 2016 und
des PEPP-Entgeltkatalogs 2016 im Teil H
wird begonnen. Ab sofort wird das Werk
auch als digitale Ausgabe (Datenbank) an-
geboten und kann von den Abonnenten der
digitalen Ausgabe über den Webbrowser
oder auch mittels App auf einem Tablet
oder Smartphone genutzt werden. Mithilfe
der verlinkten Inhaltsverzeichnisse und der
Suchfunktion findet der Nutzer der Daten-
bank schnell und unkompliziert die gesuch-
ten Textpassagen, welche mit Anmerkun-
gen, Hervorhebungen und Lesezeichen indi-
viduell bearbeitet werden können. Es kann
wahlweise eine rein digitale oder eine kom-
binierte Ausgabe aus Loseblatt- und Digital-
ausgabe in einem kostengünstigen Ge-
samtpaket abonniert werden.

Az.: 14.5.1

Das Beamtenrecht in 
Nordrhein-Westfalen

Kommentar von Dipl.-Verwaltungswirt Heinz
D. Tadday und Ministerialrat Dr. Ronald Re-
scher, Ministerium für Inneres und Kommuna-
les Nordrhein-Westfalen. 147. Ergänzungslie-
ferung, Stand April 2016, 352 Seiten, 86,90
Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 3.410
Seiten, Seitenformat DIN A 5, in zwei Ord-
nern, 149 Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl.
Ergänzungslieferungen (249 Euro bei Einzel-
bezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1-3 Nutzer
im Jahresabonnement 259 Euro (inkl. Up-
dates), weitere Preise (Kombination
Print+Digital, Mehrfachlizenzen) auf Anfra-
ge. ISBN 978-3-7922-0150-3 (Print), ISBN
978-3-7922-0201-2 (Digital), Verlag W. Re-
ckinger, Siegburg

Im Kommentarteil werden im Zuge der 147.
Ergänzungslieferung (Stand April 2016) ins-
besondere die aktuelle Rechtsprechung und
neue Vorschriften eingearbeitet. Dabei ist
besonders hinzuweisen auf die Ausführun-
gen zu § 42 (Wahrnehmung der Aufgaben),
die um die Rechtsprechung des VGH Bayern
betreffend die Pflicht des Beamten zur Teil-
nahme an der elektronischen Aktenführung
erweitert werden, zu § 63 (Voraussetzungs-
lose Teilzeitbeschäftigung), die nun die
neue Rechtsprechung des BVerwG zum Um-
fang einer Teilzeitbeschäftigung enthalten,
sowie zu § 93 (dienstliche Beurteilung), in
die die aktuelle Rechtsprechung zum Be-



werbungsverfahrensanspruch und zur Be-
rücksichtigung einer Nebentätigkeit in ei-
ner Beurteilung eingefügt werden.
Im Teil D (Verwaltungsvorschriften) ist vor
allem die Novelle der Richtlinien für die
dienstliche Beurteilung der Beamtinnen
und Beamten im Bereich der Polizei vom 29.
Februar 2016 hervorzuheben. Zahlreiche
neue Urteile finden sich im ergänzten Teil E
(Urteilssammlung).

Az.: 14.0.1

Reisekostenrecht des 
Landes Nordrhein-Westfalen

Kommentar von Hans-Dieter Lewer, Ministe-
rialrat a. D., und Rainer Stemann, Ministerial-
rat a. D., 81. Ergänzungslieferung, Stand April
2016, 368 Seiten, 88,90 Euro. Loseblattaus-
gabe: Grundwerk 2.274 Seiten, DIN A 5, in
zwei Ordnern, 128 Euro bei Fortsetzungsbe-
zug (209 Euro bei Einzelbezug). Digitalausga-
be: Lizenz für 1-2 Nutzer im Jahresabonne-
ment 199 Euro (inkl. Updates), weitere Prei-
se (Kombination Print+Digital, weitere Mehr-
fachlizenzen) auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-
0157-2 (Print), ISBN 978-3-7922-0220-3 (Di-
gital),Verlag W. Reckinger, Siegburg

Mit der 81. Ergänzungslieferung (Stand
April 2016) werden im Kommentarteil die
zum 13. Dezember 2015 geänderten Bun-
desbahnkonditionen mit Modellberech-
nungen zur Kostenerstattung für Bahn-
Cards aktualisiert und die zum 1. Januar
2016 in Kraft getretenen Änderungen
durch die Vierte Verordnung zur Änderung
der Auslandserstattungsverordnung vom
1. Dezember 2015 sowie die Änderung der
Sachbezugswerte zum 1. Januar 2016 ein-
gearbeitet.
Des Weiteren werden u. a. die Dienstkraft-
fahrzeugrichtlinien, die Erstattungsrege-
lungen von Kinderbetreuungskosten wäh-
rend der Teilnahme an Fortbildungsveran-
staltungen und diverse weitere Rechts- und
Verwaltungsvorschriften aktualisiert.
Ab sofort wird das Werk auch als digitale
Ausgabe (Datenbank) angeboten und kann
von den Abonnenten der digitalen Ausgabe
über den Webbrowser oder auch mittels
App auf einem Tablet oder Smartphone ge-
nutzt werden. Mithilfe der verlinkten In-
haltsverzeichnisse und der Suchfunktion
findet der Nutzer der Datenbank schnell
und unkompliziert die gesuchten Textpas-

sagen, welche mit Anmerkungen, Hervor-
hebungen und Lesezeichen individuell be-
arbeitet werden können. Es kann wahlwei-
se eine rein digitale oder eine kombinierte
Ausgabe aus Loseblatt- und Digitalausgabe
in einem kostengünstigen Gesamtpaket
abonniert werden.

Az.: 14.0.27

Vergaberecht 2016

Was ist neu? Erläuterungen und Hinweise für
die Praxis. von Michael Stemmer, Direktor a.
D. beim Bayer. Kommunalen Prüfungsverband
2016, 106 Seiten, 14,80 Euro, ISBN 978-3-
415-05749-4

Mit der umfassendsten Modernisierung des
Vergaberechts seit über zehn Jahren traten
zum 18.04.2016 neue Regeln für Auftragge-
ber und Bieter in Kraft. Die bisherigen Ver-
gabevorschriften wurden komplett um-
strukturiert und neu gestaltet: u. a. wurde
der vierte Teil des GWB stark erweitert, die
VOL/A sowie die VOF wurden in die VgV in-
tegriert. 
Die Erläuterungen bieten eine Einführung
in die neue Rechtslage sowie in die erhebli-
chen inhaltlichen und strukturellen Verän-
derungen. Der Schwerpunkt der Ausführun-
gen liegt bei dem stark erweiterten vierten
Teil des GWB sowie der neuen Vergabever-
ordnung. Aber auch die Änderungen in den
übrigen Vergabeverordnungen sowie in den
neuen Konzessions- und Vergabestatistik-
verordnungen werden aufgezeigt.
Der Autor bringt seine langjährigen Praxis-
erfahrungen, u. a. aus seiner Zeit als Direk-
tor beim Bayerischen Kommunalen Prü-
fungsverband, fachgerecht in das Werk ein.
Davon profitieren vor allem 

• Vergabestellen (Bau-, Liefer-, Dienstleis-
tungen), z. B. bei den Kommunen

• Architekten, 
• Ingenieure, 
• Rechtsanwälte und 
• Verbände. 

Die optisch hervorgehobenen Handlungs-
empfehlungen erleichtern den Umgang mit
dem neuen Recht und dessen Konsequen-
zen für die tägliche Arbeit der Vergabeprak-
tiker.

Az.: 21.1.1.3-005/004

EUROPA -
N EWS

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch@

kommunen-in-nrw.de

BÜCHER / EUROPA-NEWS

Bürgermeister-Konvent
gegen Klimawandel 
Der Europäische Konvent der Bürgermeis-
ter und der Compact of Mayors haben eine
neue globale Initiative von Städten zur Be-
kämpfung des Klimawandels ausgerufen.
Der Zusammenschluss von Stadtober-
häuptern soll freiwillige Maßnahmen für
den Klimaschutz und den Übergang zu ei-
ner kohlendioxid-armen Wirtschaft unter-
stützen. Der Konvent der Bürgermeister
wurde 2008 durch die Europäische Kom-
mission ins Leben gerufen. Der „Compact
of Mayors“ wurde 2014 durch den UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon, den UN-Son-
dergesandten für Städte und Klimawan-
del, Michael R. Bloomberg, sowie Bürger-
meister/innen globaler Städtenetzwerke
errichtet. 

Dormagen erfolgreich 
bei EU-Wettbewerb
Beim europäischen Wettbewerb um den
„Green Public Procurement Award“ hat die
Stadt Dormagen in der Kategorie der Kom-
munen bis 100.000 Einwohner(inne)n ei-
nen dritten Platz erreicht. Insgesamt zeich-
nete die Europäische Kommission zwölf
öffentliche Beschaffungsprojekte aus
Europa aus. Dormagen erhielt die Aus-
zeichnung für die Umrüstung der Straßen-
laternen auf energiesparende LED-Lam-
pen. Von den insgesamt 8.052 montierten
Leuchten im Stadtgebiet sind nun 1.177
LED-Leuchten und 4.350 Leuchten mit LED-
Austauschleuchtmitteln. Obwohl die An-
zahl der Leuchten um mehr als 400 ange-
wachsen ist, konnte der Stromverbrauch
mehr als halbiert werden.

Produktschutz für
„Oecher Puttes“ und 
Kölner „Flönz“
Mit der „Oecher Puttes“ und der Kölner
„Flönz“, beides Blutwürste mit langer Tra-
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Informationsrecht 
eines fraktions- 
und gruppenlosen 
Ratsmitglieds
Ein fraktions- und gruppenloses Ratsmitglied
hat nach der nordrhein-westfälischen Gemein-
deordnung kein allgemeines Recht darauf,
dass ihm die Niederschriften der vorberaten-
den Ausschüsse zwingend im Vorfeld der Bera-
tung und Beschlussfassung des Rates zugelei-
tet werden. (Amtlicher Leitsatz)

Es reicht aus, wenn der Bürgermeister in der
Ratssitzung zu jedem Tagesordnungspunkt
den Beschlussvorschlag des betreffenden Aus-
schusses erläutert und Gelegenheit zu weite-
ren Nachfragen und zur Erörterung gibt. (Ori-
entierungssatz)

VG Münster, Urteil vom 08.12.2015 
- Az. 1 K 1772/14 -

Der Kläger gehört dem Rat der beklagten
NRW-Kommune als fraktions- und grup-
penloses Ratsmitglied und dem Haupt-
und Finanzausschuss als Mitglied mit be-
ratender Stimme an. Mit seiner Klage
macht er eine Verletzung seiner organ-
schaftlichen Rechte durch Beschlüsse des
Rates geltend. In der betreffenden Rats-
sitzung hatte er die Absetzung von Tages-
ordnungspunkten verlangt, da die Nieder-
schrift über die Sitzung des Stadtentwick-
lungs- und Bauausschusses erst am Tage
der Ratssitzung verteilt worden sei und
ihm die Niederschrift über die Sitzung des
Betriebsausschusses noch nicht vorliege. 
Die Nichtvorlage bzw. verspätete Vorlage
der Niederschriften der beiden Ausschuss-
sitzungen verletze seine Informations-
rechte. Diese Niederschriften zählten zu
den Vorlagen, die nach der Geschäftsord-
nung des Beklagten drei Tage vor Beginn
der Sitzung den Ratsmitgliedern vorliegen
sollten. Als einziges fraktionsloses Rats-
mitglied sei er zwingend auf die Nieder-
schriften angewiesen, da ihm eine Teil-
nahme als Zuhörer an allen Ausschusssit-
zungen nicht zuzumuten sei.
Das Gericht ist dieser Argumentation je-
doch nicht gefolgt. Die organschaftlichen
Rechte des Klägers seien vielmehr ge-
wahrt worden. Insbesondere sei eine Ver-
letzung des aus § 43 Abs. 1 GO NRW herge-
leiteten allgemeinen Informationsan-
spruchs eines Ratsmitglieds in Bezug auf
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dition, tragen nun zwei weitere Spezialitä-
ten aus Nordrhein-Westfalen das von der
Europäischen Kommission verliehene Gü-
tezeichen „geografische geschützte Anga-
be“. Um das Siegel zu erhalten, muss min-
destens eine der Produktionsstufen - Er-
zeugung, Verarbeitung oder Herstellung -
im Herkunftsgebiet stattfinden. Bisher
waren 13 Produkte aus NRW als geografi-
sche Angabe EU-weit geschützt: Aachener
Printen, Aachener Weihnachts-Leber-
wurst, Bornheimer Spargel, Dortmunder
Bier, Düsseldorfer Mostert, Kölsch, Niehei-
mer Käse, Rheinisches Apfelkraut, Rheini-
scher Zuckerrübensirup, Stromberger
Pflaume, Walbecker Spargel, Westfälischer
Knochenschinken und Westfälischer Pum-
pernickel.

EWSA-Preis für die 
Zivilgesellschaft 
Der diesjährige Preis für die Zivilgesell-
schaft des Europäischen Wirtschafts- und
Sozialausschusses (EWSA) steht im Zei-
chen des Zustroms von Flüchtlingen in die
Europäische Union. Gesucht werden zivil-
gesellschaftliche Organisationen und Ein-
zelpersonen, die zur Verbesserung des Le-
bens von Migrant(inn)en und Flüchtlingen
beigetragen haben und ihre Integration
fördern. Ausgezeichnet werden zum Bei-
spiel Initiativen zur Unterbringung, Versor-
gung, Beratung oder Ausbildung von
Schutzsuchenden oder Projekte gegen
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Dis-
kriminierung. Der Preis ist mit 50.000 Euro
dotiert, Einsendeschluss ist der 9. Septem-
ber 2016. Weitere Informationen im Inter-
net unter www.eesc.europa.eu .

„Allee des Wandels“ für 
RegioStars nominiert

Die „Allee des Wandels“ im Ruhrgebiet ge-
hört zu den drei deutschen Finalisten im
Ringen um die RegioStars 2016. Mit die-
sem Preis zeichnet die Europäische Kom-
mission jährlich die innovativsten Projekte
der EU-Regionalförderung aus. Europaweit
wurden 23 Projekte für die RegioStars no-
miniert, die in den fünf Kategorien „Inno-
vation“, „Nachhaltigkeit“, „Inklusion“, „ef-
fektive Verwaltung“ und „nachhaltige
Stadtentwicklung“ vergeben werden. Die
„Allee des Wandels“, welche die Städte
Herten, Recklinghausen und Gelsenkir-

chen miteinander verbindet, verläuft ent-
lang ehemaliger Zechenbahntrassen, auf
denen mehr als 100 Jahre lang Kohle und
Koks transportiert wurden. 

Wettbewerbe der 
grünsten Städte Europas 
Die Europäische Kommission sucht die
grünsten Städte in Europa. Beim Wettbe-
werb „Grüne Hauptstadt Europas“ für das
Jahr 2019 können sich Städte mit mehr als
100.000 Einwohner(inne)n bewerben, die
eine Vorreiterrolle im umweltfreundlichen
Leben in Städten übernehmen sowie als
Vorbild für andere Städte dienen können.
Der Wettbewerb „Europäisches Grünes
Blatt“ für das Jahr 2018 richtet sich an eu-
ropäische Städte und Gemeinden mit ei-
ner Einwohnerzahl von 20.000 bis
100.000. Ausgezeichnet werden Kommu-
nen, die erfolgreich nachhaltigen Wandel
und Wachstum umsetzen. Einsende-
schluss ist der 3. November 2016. Weitere
Informationen im Internet unter http://
www.euconf.eu/egc-egl-application/ .

IPZ-Europapreis 2016 
Das Institut für europäische Partnerschaf-
ten und internationale Zusammenarbeit
(IPZ) ruft Kommunen, Schulen und Partner-
schaftskomitees auf, sich um den diesjäh-
rigen IPZ-Europapreis zu bewerben. In der
Kategorie „Partnerschaftsprojekt“ werden
Vorhaben ausgezeichnet, die im Rahmen
von Städtepartnerschaften durchgeführt
werden und zu deren Vertiefung sowie Fes-
tigung führen. Ausgenommen sind Projek-
te im Rahmen von Schulpartnerschaften.
Diese werden in der Kategorie „Schulpro-
jekt“ ausgezeichnet. In der Kategorie „Eu-
ropaprojekt“ werden Projekte von Kommu-
nen prämiert, die zur Einheit Europas bei-
tragen. Einsendeschluss ist der 30. Novem-
ber 2016. Informationen im Internet unter
http://www.ipz-europa.de/ 45.html . b
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geklärt, dass diese Rechtsprechung für
Nordrhein-Westfalen nicht maßgeblich
ist, solange die Unionsrechtswidrigkeit
des Sportwettmonopols fortbestehe. 
Für die bis zum 30.11.2012 geltende Rechts-
lage habe das Bundesverwaltungsgericht
selbst bereits sinngemäß ausgeführt, das
Fehlen einer Erlaubnis könne einem Wett-
vermittler nur nach Prüfung der unions-
rechtskonformen, monopolunabhängigen
Erlaubnisvoraussetzungen entgegenge-
halten werden. Diese Voraussetzung sei in
Nordrhein-Westfalen aber schon deshalb
nicht erfüllt, weil dort das Erlaubnisver-
fahren - anders als seinerzeit etwa für
Bayern angenommen - nicht für Private
geöffnet worden sei. Hier könne eine Un-
tersagung nur darauf gestützt werden,
dass die Vermittlungstätigkeit aus mono-
polunabhängigen Gründen materiell-
rechtlich nicht erlaubnisfähig sei.
Das OVG NRW geht in seiner Entschei-
dung davon aus, dass auch angesichts der
Neuregelung im Glücksspielstaatsvertrag
2012 das europarechtswidrige Sportwett-
monopol in tatsächlicher Hinsicht unver-
ändert fortbesteht.

Klage gegen 
verkaufsoffene Sonntage
Eine Gewerkschaft kann zulässigerweise ge-
gen eine Rechtsverordnung gerichtlich vorge-
hen, die verkaufsoffene Sonntage in ihrem Tä-
tigkeitsbereich freigibt, wenn sie geltend
macht, dass die Verordnung mit der gesetzli-
chen Ermächtigungsgrundlage nicht vereinbar
ist.

den Kläger nicht
ersichtlich. Ein
Verstoß gegen
diesen An-
spruch setzte
voraus, dass das
R a t s m i t g l i e d
geltend macht,
ihm seien vor-
handene Unter-
lagen bzw. In-
f o r m a t i o n e n
vo re nt h a l t e n
geblieben oder
eine konkret be-
zeichnete Infor-
mation sei vom
Bürgermeister

erfolglos erbeten worden. 
Hier sieht der Kläger seine Rechte als Rats-
mitglied aber allein dadurch verletzt, dass
die Ratssitzung in einem so engen zeitli-
chen Zusammenhang mit den Ausschuss-
sitzungen vom 15. und 20. Mai 2014 stand,
dass die Niederschrift über die Sitzung des
Stadtentwicklungs- und Bauausschusses
erst zu Beginn der Ratssitzung verteilt
werden konnte und die Niederschrift über
die Sitzung des Betriebsausschusses noch
nicht vorlag. Damit ziele der Einwand des
Klägers nicht auf seinen allgemeinen In-
formationsanspruch als Ratsmitglied,
sondern auf die Ausgestaltung des zeitli-
chen Ablaufs im Vorfeld der Ratssitzung
und seine dadurch als eingeschränkt emp-
fundene Möglichkeit der Einarbeitung. In
Rede steht demnach die Pflicht des Bür-
germeisters zur ordnungsgemäßen Vor-
bereitung der Ratsbeschlüsse.
Auch unter diesem Gesichtspunkt hält das
Gericht die Klägerrechte jedoch für ge-
wahrt. Zunächst bestehe die Pflicht des
Bürgermeisters zur Vorbereitung von
Ratsbeschlüssen gemäß § 62 Abs. 2 Satz 1
GO NRW nur gegenüber dem Rat, sodass
Fraktionen oder Ratsmitglieder daraus
keine organschaftlichen Rechte ableiten
könnten. Ihnen gegenüber könne allen-
falls der Rat verpflichtet sein, auf entspre-
chenden Antrag hin keinen Sachbeschluss
zu treffen. Überdies sei vorliegend auch
nicht ersichtlich, dass die in das Ermessen
des Bürgermeisters gestellte Art der Vor-
bereitung der streitgegenständlichen
Ratsbeschlüsse fehlerhaft erfolgt sei. Der
Bürgermeister habe allen Ratsmitgliedern
einschließlich des Klägers zu jedem der
Tagesordnungspunkte schon im Vorfeld
der Einladung zur Ratssitzung Sitzungs-

vorlagen zukommen lassen, die bereits
den für die Einarbeitung in die Sachmate-
rien notwendigen Informationsgehalt
aufgewiesen hätten. Mit Blick auf die Nie-
derschriften sei ebenfalls nichts zu erin-
nern. 
Denn der Bürgermeister habe in dieser
Ratssitzung zu jedem Tagesordnungs-
punkt den Beschlussvorschlag des betref-
fenden Ausschusses erläutert und Gele-
genheit zu weiteren Nachfragen und zur
Erörterung gegeben. Dass die Nieder-
schriften der Ausschusssitzungen zudem
zwingende Vorlagen für die Ratssitzung
darstellten, sehe die nordrhein-westfäli-
sche Gemeindeordnung gerade nicht vor.
Geregelt ist lediglich nach § 58 Abs. 1 Satz
4 1. Halbsatz GO NRW, dass alle Ratsmit-
glieder an nichtöffentlichen - und selbst-
verständlich auch an öffentlichen - Sitzun-
gen eines Ausschusses als Zuhörer teil-
nehmen können.

Untersagung 
der Sportwetten-
Vermittlung

Das Fehlen einer Erlaubnis zur Vermittlung von
Sportwetten kann einem Wettvermittler in
Nordrhein-Westfalen nicht entgegengehalten
werden, weil das europa-rechtswidrige Sport-
wettmonopol in tatsächlicher Hinsicht unver-
ändert fortbesteht.
Eine Untersagungsverfügung betreffend die
Vermittlung von Sportwetten kann bei dieser
Rechtslage allenfalls noch darauf gestützt
werden, dass die Vermittlungstätigkeit aus
monopolunabhängigen Gründen materiell-
rechtlich nicht zulässig ist. (Amtliche Leitsätze)

OVG NRW, Beschluss vom 09.06.2016
- Az. 4 B 860/15-

Der Antragsteller hat sich erfolgreich im
Wege vorläufigen Rechtsschutzes gegen
die Verfügung einer NRW-Kommune ge-
wehrt, mit der ihm die Vermittlung von
Sportwetten untersagt worden war. 
Die untersagende Kommune könne sich -
so das Gericht - insbesondere nicht auf die
überkommene Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts berufen, wonach
die Veranstaltung und Vermittlung von
Sportwetten durch private Wirtschafts-
teilnehmer präventiv verboten werden
könne, wenn ihre Erlaubnisfähigkeit nicht
offensichtlich sei. Es sei höchstrichterlich
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Sonn- und Feiertagen stattfindenden
Märkte, Messen oder ähnlichen Veranstal-
tungen gegenüber der typisch werktägli-
chen Geschäftigkeit der Ladenöffnung im
Vordergrund stehen muss. Die Ladenöff-
nung entfalte dann eine geringe prägen-
de Wirkung, wenn sie nach den gesamten
Umständen als bloßer Annex zur anlass-
gebenden Veranstaltung erscheint. 
Das könne in der Regel nur dann angenom-
men werden, wenn die Ladenöffnung auf
das Umfeld des Marktes begrenzt werde,
weil nur insoweit ihr Bezug zum Marktge-
schehen erkennbar bleibt. Je größer die Aus-
strahlungswirkung des Marktes wegen sei-

nes Umfangs oder seiner besonderen
Attraktivität sei, desto weiter rei-
che der räumliche Bereich, in dem
die Verkaufsstellenöffnung noch in

Verbindung zum Marktgeschehen ge-
bracht wird. Darüber hinaus bleibe

die werktägliche Prägung der La-
denöffnung nur dann im Hinter-
grund, wenn nach der anzustel-
lenden Prognose der Besucher-

strom, den der Markt für sich ge-
nommen auslöst, die Zahl der Besu-
cher überstiege, die allein wegen ei-
ner Öffnung der Verkaufsstellen kä-
men. Zur Abschätzung der jeweili-

gen Besucherströme könne z. B. auf
Befragungen zurückgegriffen werden. 

Der Antragsgegnerin seien diese Maßstäbe
aufgrund eines von ihr selbst im Verfahren
vorgelegten Erlasses des Ministeriums 
für Inneres und Kommunales NRW vom
20.11.2015 und der Beteiligung der Antrag-
stellerin vor Erlass der Rechtsverordnung
bekannt gewesen. Dennoch fehle es an ei-
ner nachvollziehbaren Prognose. Die vorlie-
gend angeführte Prognose sei ohne eine
nachvollziehbare Darlegung der Prognose-
grundlagen jedenfalls viel zu pauschal und
nicht geeignet, den erforderlichen Anlass-
bezug der Verkaufsstellenöffnung zu bele-
gen. Abgesehen davon sei die Verkaufsstel-
lenöffnung in 2016 schon wegen der brei-
ten Werbung, vor allem aber wegen ihrer
erheblichen räumlichen Ausdehnung auf
ganze Stadtbezirke sowie der Einbezie-
hung aller Handelssparten und Waren-
gruppen an keinem der vorgesehenen
Sonntage als bloßer Annex zur anlassge-
benden Veranstaltung zu sehen. b

Eine Freigabe von Sonntagen zur Öffnung von
Verkaufsstellen aus Anlass von örtlichen Fes-
ten, Märkten, Messen oder ähnlichen Veran-
staltungen nach § 6 LÖG NRW ist nur zulässig,
wenn die öffentliche Wirkung der anlassge-
benden Veranstaltungen gegenüber der La-
denöffnung im Vordergrund steht. Das setzt in
der Regel voraus, dass die Ladenöffnung auf
das Umfeld des Marktes begrenzt wird.
Darüber hinaus bleibt die werktägliche Prä-
gung der Ladenöffnung nur dann im Hinter-
grund, wenn nach der anzustellenden Progno-
se der Besucherstrom, den der Markt für sich
genommen auslöste, die Zahl der Besucher
überstiege, die allein wegen einer Öffnung der
Verkaufsstellen kämen. (Auszug aus amt-
lichen Leitsätzen)

OVG NRW, Beschluss vom 
10.06.2016 
- Az. 4 B 504/16 -

In seiner auch vonseiten der
Medien viel beachteten Ent-
scheidung hat das OVG NRW
neben der Frage, ob und wann
eine Gewerkschaft gegen eine
Rechtsverordnung vorgehen könne,
die verkaufsoffene Sonntage in
ihrem Tätigkeitsbereich freigibt,
insbesondere auch Ausführungen
zu der Frage gemacht, wann ver-
kaufsoffene Sonntage nach § 6 LÖG zuläs-
sig sind.
Das Gericht verwirft in seinem Beschluss
die angegriffene Rechtsverordnung mit
der Begründung, diese werde dem in § 6
Abs. 1 und 4 LÖG NRW konkretisierten ver-
fassungsrechtlichen Schutzauftrag aus
Art. 140 GG i. V. m. Art. 139 WRV, der ein
Mindestniveau des Sonn- und Feiertags-
schutzes gewährleistet und für die Arbeit
an Sonn- und Feiertagen ein Regel-Aus-
nahme-Verhältnis statuiert, nicht ansatz-
weise gerecht. 
Vor dem Hintergrund entsprechender
Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts sei das Merkmal „aus Anlass von
Märkten, Messen oder ähnlichen Veran-
staltungen“ in § 6 Abs. 1 LÖG NRW mit
Blick auf das Erfordernis einer allenfalls
geringen prägenden Wirkung der Laden-
öffnung so zu verstehen, dass die öffentli-
che Wirkung der traditionell auch an
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